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KANTON AARGAU

Regierungsrat

Staatskanzlei Aargau
Regierungsgebäude, 5001 Aarau
Telefon 062 835 12 40
Fax 062 835 12 50
E-Mail regierungsrat@ag.ch

Bundesamt für Justiz
Bundesrain 20
3003 Bern

Aarau, 19. Januar 2005

Bundesbeschluss über die Genehmigung des Haager Übereinkommens über das auf
"trusts" anzuwendende Recht und über ihre Anerkennung; Vernehmlassung

Sehr geehrte Damen und Herren

Herr Bundesrat Blocher hat uns mit Schreiben vom 25. Oktober 2004 eingeladen, zum Bun-
desbeschluss über die Genehmigung des Haager Übereinkommens über das auf "trusts"
anzuwendende Recht und über ihre Anerkennung Stellung zu nehmen. Wir danken dafür
und nehmen die Gelegenheit gerne wahr.

1. Allgemeine Bemerkungen

Der Kanton Aargau begrüsst die Genehmigung des Haager Trust-Übereinkommens. Der
Trust ist in den angelsächsischen Ländern nicht mehr wegzudenken. Aber auch in der
Schweiz ist er von grosser Bedeutung, da Schweizer Banken sehr grosse Vermögenswerte
verwalten, die in Trusts gehalten sind. Überdies sind immer mehr Schweizerinnen und
Schweizer selber Trustbeteiligte oder -begünstigte oder investieren in Anlagefonds, die zum
Teil in Form von "investment trusts" organisiert sind. Im heutigen Recht ist die Erfassung des
Trusts jedoch nur möglich, wenn die dem Trust zugrunde liegenden Elemente einzeln be-
trachtet werden im Sinne von ähnlichen Rechtsinstituten des Schweizer Rechts. Dies führt
nicht immer zu befriedigenden Ergebnissen.

Eine Anerkennung des Trusts als Rechtsinstitut ist in der Schweiz dringend nötig, da die
wirtschaftliche Bedeutung des Trusts in Zukunft zweifellos noch weiter zunehmen wird und in
vielen Fragen, wie zum Beispiel Behandlung des Treuguts im Fall von Konkurs, Handlungs-
unfähigkeit oder Tod des Trustees, heute Rechtsunsicherheit herrscht. Ein eigenes Schwei-
zer Trust-Recht lässt sich vom Aufwand her jedoch nicht rechtfertigen und müsste sich auf
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jeden Fall auch am Haager Übereinkommen orientieren. Eine baldige Ratifikation des Haa-
ger Übereinkommens ist daher klar zu befürworten, würde zu einer entscheidenden Verbes-
serung der Rechtssicherheit führen und der Schweiz ermöglichen, als Anbieterin von Trust-
Dienstleistungen wettbewerbsfähig zu sein.

2. Bemerkungen zu einzelnen Bestimmungen

Da das Trustrecht einen ausgesprochenen Spezialbereich der Bundesgesetzgebung betrifft,
verzichten wir auf eine Stellungnahme zu den einzelnen Bestimmungen des Haager Über-
einkommens und den vorgeschlagenen Änderungen im Schweizer Recht. Wir erlauben uns
jedoch abschliessend den Hinweis, dass wir die heutige uneinheitliche Praxis bei der Be-
steuerung desTrusts als unbefriedigend erachten und hoffen, dass durch die eingesetzte Ar-
beitsgruppe baldmöglichst eine Klärung erfolgt.

Wir danken Ihnen für die Möglichkeit zur Stellungnahme und versichern Sie, sehr geehrte
Damen und Herren, unserer ausgezeichneten Hochachtung.

IM NAMEN DES REGIERUNGSRATS

Landammann:

Roland Brogli

Staats§

Dr. Peter Grünenfelder

3-fach

Kopie an:

Departement des Innern
Justizabteilung Dl
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Regierungsrat
9102 Herisau 2

Regierungsgebäude
Telefon 071/353 61 11
Telefax 071/352 12 77
Mail: rr@rr.ar.ch
http://www.appenzellerland.ch

Herisau, 28. Januar 2005
L

Bundesamt für Justiz
Bundesrain 20
3003 Bern

Bundesbeschluss über die Genehmigung des Haager Übereinkommens über das
auf trusts anzuwendende Recht und über ihre Anerkennung; Vernehmlassung

Herr Direktor

Mit Kreisschreiben vom 25. Oktober 2004 gibt uns das Eidg. Justiz– und Polizeideparte-
ment Gelegenheit, zum Bundesbeschluss über die Genehmigung des Haager Überein-
kommens über das auf trusts anzuwendende Recht und über ihre Anerkennung bis zum
31. Januar 2005 Stellung zu nehmen.

Wir gestatten uns, Ihnen in der Beilage einen Protokoll-Auszug zuzustellen, dem Sie die
Auffassung des Regierungsrates des Kantons Appenzell A.Rh. zu diesem Entwurf ent-
nehmen können.

Mit freundlichen Grüssen

Beilage: Protokollauszug
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25. Januar 2005
L

Bundesbeschluss über die Genehmigung des Haager Übereinkommens über das
auf trusts anzuwendende Recht und über ihre Anerkennung; Vernehmlassung

1. Einleitung

Mit Schreiben vom 25. Oktober 2004 hat das Eidgenössische Justiz- und Polizeideparte-
ment die Kantonsregierungen eingeladen, über den Vorentwurf für einen Bundesbe-
schluss über die Genehmigung des Haager Übereinkommens über das auf trusts anzu-
wendende Recht und über ihre Anerkennung bis zum 31. Januar 2005 Stellung zu neh-
men

Das Geschäft wurde der Justizdirektion zur Antragstellung zugewiesen. Die Justizdirek-
tion lud am 3. November 2004 die Finanzdirektion, die Direktion des Innern und die Auf-
sichtsbehörde SchKG zu einem Mitbericht ein.

2. Ausgangslage

Der Trust ist ein Rechtsinstitut vorwiegend der Staaten des common law. Trotzdem ist er
in der Schweiz wirtschaftliche und rechtliche Realität. Er spielt etwa im internationalen
Privatkundengeschäft der Schweizer Banken, aber auch bei der Unternehmensfinanzie-
rung eine wichtige Rolle. Auch Treuhandgesellschaften und Anwälte sind im Bereich der
Trust-Planung und -Verwaltung tätig. Seine wirtschaftliche Bedeutung nimmt weiterhin zu,
gleichzeitig wird die bestehende rechtliche Situation als unbefriedigend empfunden. Um
die Anerkennung des Trusts auf eine berechenbare Grundlage zu stellen und für alle
Beteiligten mehr Rechtssicherheit zu schaffen, soll die Schweiz das Haager Übereinkom-
men über das auf Trusts anzuwendende Recht und über ihre Anerkennung ratifizieren.
Zudem sollen das Bundesgesetz über Internationales Privatrecht und das Bundesgesetz
über Schuldbetreibung und Konkurs entsprechend angepasst werden.

3. EIwägungen

Mit der Ratifikation des Haager Trust-Übereinkommens lässt sich eine entscheidende
Verbesserung der Rechtssicherheit als Folge der formellen Anerkennung ausländischer
Trusts erreichen. Der Regierungsrat stimmt dem Vorhaben des Bundesrates, das Haager-
Übereinkommen über das auf trusts anzuwendende Recht und über ihre Anerkennung zu
genehmigen respektive zu ratifizieren, deswegen zu. Der Regierungsrat erachtet dabei
eine Konzentration auf einzelne unerlässliche Anpassungen für wünschenswert. Es muss
seiner Ansicht nach vermieden werden. dass die mit der Ratifikation erreichten Vorteile
durch unpraktikable Gesetzesanpassungen quasi neutralisiert werden. Zu einem späteren
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Zeitpunkt - nachdem erste Erfahrungen mit der Umsetzung des Übereinkommens
gemacht worden sind - können gegebenenfalls weitere Anpassungen geprüft werden.

4. Beschluss des Regierungsrates

Die vorstehenden Ausführungen werden dem Bundesamt für Justiz, Bundesrain 20, Bern,
als Vernehmlassungsantwort übermittelt.

Mitteilung an Bundesamt für Justiz, Bundesrain 20, 3003 Bern: Beilage: Protokoll-
Auszug

Durchschrift an Justizdirektion

Auszug an Justizdirektion
Sekretariat Justizdirektion

Herr Ständerat Dr. Hans Altherr, Niedern 1 17, Postfach 247, Trogen
Frau Nationalrätin Marianne Kleiner-Schläpfer, Sonnenböhl 3756,
Herisau AR

Im Auftrag de3 F:"':.''run=::a:c3
bar hatschrelber;

Versandt am 28. Jan, 2005
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Protokoll der Standeskommission

Sitzung vom 25. Januar 2005 (Nr. 77)

Vernehmlassung / Bundesbeschluss über die Genehmigung des Haager Überein-
kommens über das auf Trusts anzuwendende Recht und über ihre Anerkennung
Eidg. Justiz- und Polizeidepartement, Bern

Sehr geehrter Herr Bundesrat

Mit Schreiben vom 25. Oktober 2004 übermittelten Sie den Vorentwurf zu einem Bundesbe-
schluss über die Genehmigung des Haager Übereinkommens über das auf Trusts anzuwen-
dende Recht und über ihre Anerkennung sowie den dazugehörigen erläuternden Begleitbe-
richt und ersuchten um Stellungnahme dazu bis 31. Januar 2005 in drei Exemplaren zuhan-
den des Bundesamtes für Justiz.

Die Standeskommission des Kantons Appenzell I.Rh. hat von den übermittelten Unterlagen
Kenntnis genommen und hält dazu Folgendes fest:

Die Standeskommission unterstützt die gewährte Vorgehensweise und den daraus resultie-
renden Bundesbeschluss.

Wir danken Ihnen für die Möglichkeit zur Stellungnahme und grüssen Sie, sehr geehrter Herr
Bundesrat, mit ausgezeichneter Hochachtung.

Im Auftrage von Landammann und Standeskommission
Der Ratschreiber:

\fi\11 /ww
FranJ Breitenmoser

(84; E) [ [ J>

Zugestellt am: 2 ;, ' .- :-.

Geht an:

.Bundesamt für Justiz, 3003 Bern (3 Ex.)

Zur Kenntnis an:
Finanzdepartement Appenzell I.Rh., Sekretariat, Marktgasse 2, 9050 Appenzell
Nationalrat Dr. Arthur Loepfe, Schönenbüel 46, Steinegg, 9050 Appenzell

Dokument8/CS



LIESTAL, 25, Jarnlar 2005

DER REGIERUNGSRAT
DES KANTONS BASEL-LANDSCHAFT

Eidgenössisches
Justiz- und Polizeidepartement

Bundesamt für Justiz
3003 Bern

Vernehmlassung zum Entwurf eines Bundesbeschlusses über die Genehmigung
des Haager Übereinkommens über das auf "Trusts" anzuwendende Recht und
über ihre Anerkennung

Sehr geehrter Herr Bundesrat
Sehr geehrte Damen und Herren

Wir danken Ihnen für die Einladung, zur erwähnten Vernehmlassungsvorlage Stellung zu
nehmen, und teilen Ihnen mit, dass wir diese unterstützen.

Obwohl das angelsächsische Rechtsinstitut des Trusts vom geltenden Schweizer Recht
weitgehend anerkannt wird, gibt es offenbar immer noch gewisse Rechtsunsicherheiten,
die mit der Vernehmlassungsvorlage behoben werden können. Wir sInd überzeugt, dass
die Attraktivität der Schweiz als Standort für die Einrichtung und die Verwaltung von Trusts

durch die vorgeschlagene Genehmigung des Haager Trust-Übereinkommens samt ent-
sprechenden Anpassungen des Bundesgesetzes über das Internationale Privatrecht (IPRG)
und des Bundesgesetzes über Schuldbetreibung und Konkurs (SchKG) weiter gesteigert
werden kann. Zugleich nehmen wir zur Kenntnis, dass sich aus der Ratifikation des Haager
Trust-Übereinkommens keine Kollisionen mit fundamentalen Prinzipien der schweizerischen

Rechtsordnung ergeben .

6, 89 ' 5000 ' 387



2

Zusammengefasst halten wir einen entsprechenden Regelungsbedarf aufgrund der Ausfüh-
rungen im erläuternden Bericht, wonach die bestehende Rechtslage in der Schweiz bezüg-
lich der Trusts noch mit einigen Unsicherheiten behaftet ist, für ausgewiesen. Daher befür-
worten wir die Vernehmlassungsvorlage.

Wir hoffen, Ihnen mit unserer Stellungnahme dienen zu können, und verbleiben

mit freundlichen Grüssen

Im Namen des Regierungsrates
der Präsident:

[a(.
der LandschreËber:

In 3 Exemplaren



=Ba Regierungsrat des Kantons Basel-Stadt

Rathaus. Marktplatz 9, CH4001 Basel Eidgenössisches
Justiz- und Polizeidepartement
Bundesamt für Justiz
Bundesrain 20
3003 Bern

Telefon +41 61 267 85 62
Telefax +41 61 267 85 72

E-Mail staatskanzlei@bs.ch
Internet www.bs.ch

Basel, 19. Januar 2005

Regierungsratsbeschluss
vom 18. Januar 2005

Bundesbeschluss über die Genehmigung des Haager Übereinkommens über
das auf trusts anzuwendende Recht und über ihre Anerkennung;
Eröffnung des Vernehmlassungsverfahrens

Hochgeachteter Herr Bundesrat
Sehr geehrte Damen und Herren

Mit Schreiben vom 1. November 2004 haben Sie dem Regierungsrat des Kantons
Basel-Stadt die Vernehmlassungsunterlagen in Sachen Bundesbeschluss über die
Genehmigung des Haager Übereinkommens über das auf trusts anzuwendende
Recht und über ihre Anerkennung, insbesondere den erläuternden Bericht dazu zu-
kommen lassen und darum ersucht, Ihnen bis zum 31. Januar 2005 unsere entspre-
chende Vernehmlassung zu übermitteln. Diesem Ersuchen kommen wir hiermit nach
und möchten uns für die uns eingeräumte Gelegenheit zur Vernehmlassung in ein-
gangs erwähnter Angelegenheit bedanken.

1 Grundsätzliches

Das Begehren des Bundesrates, das Haager Übereinkommen über das auf trusts
anzuwendende Recht und über ihre Anerkennung vom 1. Juli 1985 (nachfolgend:
das Haager Trust-Übereinkommen) zu genehmigen resp. zu ratifizieren, wird vom
Regierungsrat des Kantons Basel-Stadt sehr begrüsst.
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Der Trust ist heute ein im schweizerischen Wirtschaftsleben bekanntes und bereits
stark verbreitetes Rechtsverhältnis. Die Trust haben für den Wirtschaftsstandort
Schweiz, insbesondere für den Finanzplatz Schweiz resp. dessen Banken und
Trustgesellschaften, eine grosse wirtschaftliche Bedeutung.

Trotz seiner Bedeutung in der Praxis ist der Trust nach wie von ein in der schweize-
rischen Rechtsordnung unbekanntes Rechtsinstitut. Dies führt zu schwierigen Ab-
grenzungsfragen insbesondere in Bezug auf das anwendbare Recht, was zu diver-
sen Risiken für die mit Trusts wirtschaftenden Institutionen führt. Mit der Ratifikation
des Haager Trust-Übereinkommens lässt sich eine entscheidende Verbesserung der
Rechtssicherheit als Folge der formellen Anerkennung ausländischer Trusts errei-
chen. So wird die Schweiz wesentlich attraktiver für die Führung ausländischer
Trusts, wovon die gesamte Wirtschaft und der Fiskus profitieren werden.

II Zur Steuerfrage

Die mit einer Ratifikation angestrebten positiven Auswirkungen auf das Trustgeschäft
hängen in entscheidendem Masse von der steuerlichen Behandlung des Trust in der
Schweiz ab – eine Klärung der entsprechenden Fragen ist demnach unseres Erach-
tens von zentraler Wichtigkeit.

Die kantonalen Steuerbehörden befassen sich bereits heute mit Trusts; die diesbe-
zügliche Praxis der Steuerbehörden ist allerdings uneinheitlich. Ausserdem sind die
zivilrechtlichen Wirkungen des Trusts zu berücksichtigen; einzig auf die wirtschaftli-
che Berechtigung abzustellen, so wie es heute von den Steuerbehörden gemacht
wird, reicht unseres Erachtens nicht. Es besteht demnach ein starkes Bedürfnis nach
Rechtssicherheit und -vereinheitlichung.

Selbstverständlich befürworten wir eine vollumfängliche Versteuerung von Trustver-
mögen in der Schweiz. Dies jedoch stets mit einem Blick auf die Attraktivität des
Wi rtschaftsstandortes Schweiz.

111 Zu den möglichen Alternativen einer Ratifikation

Es hat sich im Vorfeld dieses Dossier stets die Frage gestellt, ob eine autonome Re-
gelung des Trusts im Bundesgesetz vom 18. Dezember 1987 über das internationale
Privatrecht (nachfolgend: IPRG) allenfalls eine echte Alternative zu einer Ratifikation
des Übereinkommens sein könne. Wir sind der Meinung, dass eine autonome Rege-
lung im IPRG mit erheblichen Nachteilen verbunden wäre. Eine autonome Regelung
hätte namentlich umfangreiche Gesetzgebungsarbeiten zur Folge, womit eine weite-
re Verzögerung der Anerkennung von Trusts in der Schweiz drohen würde. Zudem
könnten Widersprüche zum Haager Übereinkommen nicht ausgeschlossen werden.
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Wir vertreten die Meinung, dass die Teilnahme an einer internationalen Rechtsver-
einheitlichung vorzuziehen ist, da es sich beim Trust um ein international verbreitetes
Rechtsinstitut handelt. Die Schweiz resp. der Wirtschaftsstandort Schweiz resp. der
Finanzplatz Schweiz kann so ein Zeichen der Offenheit setzen und der geschaffenen
Rechtssicherheit eine wesentlich grössere Publizitätswirkung verleihen als mit einer
autonomen Regelung.

IV Zu den einzelnen Gesetzesanpassungen

Grundsätzlich erlauben wir uns, festzuhalten, dass in Bezug auf die einzelnen Ge-
setzesanpassungen grösstmögliche Zurückhaltung zu üben ist und befürworten
demnach die Konzentration auf einzelne unerlässliche Anpassungen. Es gilt unserer
Meinung nach zu vermeiden, dass die mit der Ratifikation erreichten Vorteile durch
unpraktikable oder kontraproduktive Gesetzesanpassungen quasi neutralisiert wer-
den. Es besteht ohnehin die jederzeitige Möglichkeit, zu einem späteren Zeitpunkt
weitere Anpassungen zu prüfen, nachdem bereits erste praktische Erfahrungen mit
der Umsetzung des Übereinkommens gemacht worden sind.

Die vom Bundesrat resp. vom Bundesamt für Justiz vorgeschlagenen Gesetzesan-
passungen erachten wir als äusserst zweckdienlich.

Zusammenfassend halten wir fest, dass wir das Begehren des Bundesrates, das
Haager Übereinkommen über das auf trusts anzuwendende Recht und über ihre An-
erkennung vom 1. Juli 1985 zu genehmigen resp. zu ratifizieren, sehr begrüssen.

Wir hoffen, Ihnen mit dieser Vernehmlassung gedient zu haben und verbleiben

mit freundlichen Grüssen

Im Namen des Regierungsrates des Kantons Basel-Stadt

Der Präsident Der Staatsschreiber

ea'h-“""’p
Jörg Schild Dr. Robert Heuss

dreifach



Der Regierungsrat
des Kantons Bern

Le Conseil-exëcutif
du canton de Berne

.- }t=. : -:.- ":

F.'o ! ! .!- f; ! iD: : {'l t

2 4 GEZ. 2884

dI_&Bundesamt für Justiz

liIIEl11llU1[llllljl1l1l111

Eidgenössisches Justiz-
und Polizeidepartement

3003 Bern
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Bundesbeschluss über die Genehmigung des Haager Übereinkommens über das auf
trusts anzuwendende Recht und über ihre Anerkennung

@
Sehr geehrter Herr Bundesrat

Der Regierungsrat des Kantons Bern dankt Ihnen für die Möglichkeit, sich im Rahmen eines
Vernehmlassungsverfahrens zu eingangs erwähntem Bundesbeschluss äussern zu können.

Gerne teilt er Ihnen mit, dass er mit der Vorlage einverstanden ist und keine Bemerkungen
anzubringen hat.

Mit freundlichen Grüssen
Im Namen des Regierungsrates

Die Präsidentin: x.-
Der/Staatsschreiber:

52.54
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RËPUBLIQUE ET CANTON DE GENËVE
- :. r::. 7885

fëvrier 20051 ,,;' .,Genëve, le

Le ConseiË d’Etat
929 - 2005 Monsieur Christoph BLOCHER

Conseiller fëdëral
DEPARTEMENT FEDERAL
DE JUSTICE ET POLICE
Palais fëdëral ouest
3003 Berne

Bundesamt für Justiz f
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Concerne : Procëdure de consultation concernant I'avant-projet d'arrëtë fëdëral
portant approbation de la Convention de La Haye relative ä la loi
applicable au trust et ä sa reconnaissance

Monsieur le Conseiller fëdëral,

La procëdure de consultation citëe en marge a retenu toute notre attention, et nous vous
faisons parvenir Ia prise de position de notre gouvernement cantonal.

Sous rëserve de quelques observations concernant des points ponctuels, contenues dans
I'annexe ä la prësente, notre Conseil est favorable ä I'avant-projet d'arrëtë fëdëral proposë

En effet, iI correspond ä I'importance croissante des trusts sur Ie plan ëconomique dans
notre pays et ä I'insuffisance du droit suisse en vigueur ä ce sujet. L'ordre juridique suisse,
nos tribunaux et les opërateurs ëconomiques entrent en contact de plus en plus
frëquemment avec des trusts valablement constituës ä I'ëtranger. D’une maniëre gënërale,
cet avant-projet semble correspondre aux attentes notamment de la place financiëre suisse,
singuliërement des banquiers privës suisses.

Contrairement ä certaines demandes, iI apparaTt judicieux de ne pas introduire dans notre
lëgislation nationale 1’institution du trust, trop ëtrangëre ä notre culture juridique. Mais vu sa
complexitë, iI serait cependant souhaitable, ä I'instar des Pays-Bas, de prëvoir une loi
d’introduction qui contienne des dispositions charniëres faisant fonction d'interfaces avec
notre droit civil. II est ä cet ëgard symptomatique que peu d'Etats, en dehors de ceux de la
common law, ont ratifië Ia Convention de La Haye qui date de 1985.

12.04.00.01 49
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En outre, it conviendra de mentionner dans Ie message du Conseil fëdëral, ä I'appui du projet
d'arrëtë fëdëral, les restrictions apportëes par la loi fëdërale sur I'acquisition d'immeubles par
des personnes ä I'ëtranger (LFAIE) en matiëre de relations de trust concernant des
immeubles. En effet, dës qu’une des personnes liëes au trust est une personne ä I'ëtranger,
iI peut y avoir acquisition d'immeuble au sens de la LFAIE. Bien que les immeubles soient
rëgis par la lex rei sitae, que les rëgles impëratives et I'ordre public de chaque Etat soient
rëservës, iI n'est pas inutile d’y faire allusion.

1
En vous remerciant de nous avoir consultës, nous vous prions de croire, Monsieur le
Conseiller fëdëral, ä I'assurance de notre considëration distinguëe.

AU NOM DU CONSEIL D’ËTAT

Lb chanceli La prësidente :

Robert Hensler Martine Brunschwig Graf

Annexe mentionnëe
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ANNEXE

Procëdure de consultation concernant I'avant-projet d'arrëtë fëdëral
portant approbation de la Convention de La Haye relative ä

la loi applicable au trust et ä sa reconnaissance

Remarques particuliëres

LDIP

Ad art. 149a et 149b

La Convention de La Haye, ä son article 3, limite son application " . . . aux trusts crëës
volontairement et dont la preuve est apportëe par ëcrit". Ces nouveaux articles de la LDIP
vont plus loin que la Convention puisqu'ils ëtendent ieur application ëgalement aux trusts
oraux, en employant la notion de ''trusts constituës par acte juridique", ce qu'indique
clairement le rapport explicatif.

Vu la complexitë de I'institution du trust et son caractëre ëtranger ä notre ordre juridique,
cette extension n'est pas souhaitable, ne serait-ce que pour des questions de preuve de la
rëalitë d'un trust. 11 y a donc lieu de limiter ëgalement I'application de ces dispositions aux
seuls trusts ëcrits.

Ad art. 142b, variante 3

Cette variante limite I'ëlection en faveur d'un droit ëtranger dans les cas oLI, ä I'exception de
I'ëlection de droit, iI n’existe aucun lien avec I'ëtranger. Cette variante est ä retenir
notamment pour ëvËter d'ëventuels abus pour contourner notre lëgislation.

LP

Ad art. 284a, alinëa 1

La question du for de la poursuite n'a pas ëtë expressëment traitëe. Ce nouvel article prëvoit
que la poursuite pour des dettes liëes ä un trust doit ëtre dirigëe contre le trustee en qualitë
de reprësentant du trust. Faut-iI ainsi comprendre que Ie for de la poursuite sera dëterminë
en considërant, dans Ie cas de I'application des articles 46 et suivants LP, que le trustee a
qualitë de dëbiteur ?

Ad art. 284a, alinëa 2

Cette disposition prëvoit que la poursuite se continue par vote de faillite. Dans I'hypothëse
d'un trustee personne physique, la poursuite devrait ëgalement se faire par voie de saisie.
Cela correspondrait au systëme actuel oü les avoirs des ëtrangers en Suisse sont liquidës
par la voie de la saisie.



DER REGIERUNGSRAT DES KANTONS GLARUS

An das
Bundesamt für Justiz

Bundesrain 20
3003 Bern

Glarus, 18. Januar 2005

Vernehmlassung
Bundesbeschluss über die Genehmigung des

Haager Übereinkommens über das auf trusts anzuwendende Recht
und über ihre Anerkennung

Hochgeachteter Herr Bundesrat
Sehr geehrte Damen und Herren

Mit Schreiben vom 25. Oktober 2004 erteilten Sie uns die Möglichkeit, zum Entwurf des
„Bundesbeschlusses über die Genehmigung des Haager Übereinkommens über das auf
trusts anzuwendende Recht und über ihre Anerkennung“ sowie zum Begleitbericht Stellung
zu nehmen, wofür wir Ihnen bestens danken

Wir begrüssen eine möglichst baldige Genehmigung des Haager Trust-Übereinkommens, da
das Rechtsinstitut des common law in den vergangenen Jahren auch in der Schweiz zuneh-
mend an Bedeutung gewonnen hat und in der heutigen Rechtswirklichkeit eine kaum mehr
wegzudenkende Tatsache darstellt.

Um so wichtiger ist es, dass dieses auch in unserer Rechtsordnung verankert wird und so
die z. Zt. bestehenden Unsicherheiten beim Umgang mit Trusts in der Schweiz beseitigt
werden. Richtig ist der Entscheid, sich dem Haager Trust-Übereinkommen anzuschliessen,
welches sich unter den Staaten, die das Übereinkommen bereits anwenden, seit einigen
Jahren bewährt, statt die Materie autonom im IPRG oder dergl. regeln zu wollen.

Grundsätzlich stimmen wir den einzelnen Bestimmungen des Entwurfes des Bundesbe-
schlusses zu. Auch wenn weitere Gesetzesanpassungen tunlichst vermieden werden sollten,
erlauben wir uns darauf hinzuweisen, dass die Frage betreffend die steuerrechtliche Behand-
lung von Trust möglichst rasch geklärt werden sollte, da die mannigfaltigsten Trust-
Konstrukte möglich sind. Diese verschiedenen Gebilde könnten steuerrechtlich zu Rechtsun-
sicherheiten führen, womit der Verbreitung der Trusts wiederum nicht gedient wäre.



Wir ersuchen Sie, unseren Bemerkungen und Empfehlungen Nachdruck zu verleihen.

Genehmigen Sie, hoch geachteter Herr Bundesrat, sehr geehrte Damen und Herren, den
Ausdruck unserer vorzüglichen Hochachtung.

IM NAMEN DES REGIERUNGSRATES

Der Landammann: Der Ratsschreiber:

k
licTiur. Hansjörg DürstJakob Kamm

Versandt am: 7 :
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Bundesbeschluss über die Genehmigung des Haager Übereinkommens über

das auf trusts anzuwendende Recht und über ihre Anerkennung

Sehr geehrte Damen und Herren

Mit Schreiben vom 25. Oktober 2004 haben Sie uns die Gelegenheit gegeben, zum

Vorentwurf zum oberwähnten Bundesbeschluss Stellung zu nehmen. Dafür danken
wir Ihnen bestens.

Die Regierung begrüsst den Vorentwurf des Bundesbeschlusses über die Genehmi-
gung des Haager Übereinkommens über das auf trusts anzuwendende Recht und

über deren Anerkennung und das damit gewählte Vorgehen.

Trusts resp. zu Trusts gehörende oder im Namen von Trusts verwaltete Vermögens-

werte haben bereits heute eine wichtige wirtschaftliche Bedeutung für die Schweiz.

Sie gehören damit zur Rechtswirklichkeit in der Schweiz und werden über das IPRG

auch weitgehend anerkannt. Die Einbringung eines Trusts in eine Rechtsordnung wie
die schweizerische, die dieses Institut an sich nicht kennt, ist aus rechtlicher Sicht

äusserst komplex und führt zu erheblicher Verunsicherung für alle Betroffenen und

potentiellen Interessenten. Es ist absehbar, dass das Trust-Geschäft ein grosses
Wachstumspotential beinhaltet, weshalb die Schweiz unbestreitbar ein erhebliches

wirtschaftliches Interesse an der Schaffung vermehrter Rechtssicherheit hat. Mit dem
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vorgeschlagenen Vorgehen wird die Rechtssicherheit insbesondere in Bezug auf das

anwendbare Recht verbessert, was letztlich zu einer Stärkung des Finanzplatzes
Schweiz führt.

Die Vorteile der Ratifikation des Haager Trust-Übereinkommens – die internationale

Rechtsvereinheitlichung und insbesondere die internationale Signalwirkung – gegen-

über der ebenfalls diskutierten blossen Revision des IPRG vermögen zu überzeugen,

weshalb wir der Lösung der Ratifikation, ergänzt durch die Anpassungen der vorge-

schlagenen Vorschriften im IPRG und SchKG, vorbehaltlos zustimmen können.

Durch die mit dem Bundesbeschluss verfolgten Absichten ist davon auszugehen,

dass vermehrt auch schweizerische Finanzintermediäre als Trustee eingesetzt wer-

den. Ihnen fehlt aber nach wie vor unter der geltenden inländischen Gesetzgebung
die Möglichkeit, trust-ähnliche Gebilde nach Schweizer Recht anbieten zu können.

Die bestehenden Institute wie die Treuhand oder die Stiftung haben zwar gewisse
Parallelen mit Trusts, können diese aber nur schwer ersetzen. Interessenten an ent-

sprechenden Dienstleistungen sind somit entweder auf inländische Anbieter (Ban-

ken) mit Niederlassung im anglo-amerikanischen Rechtsraum oder auf ausländische

Anbieter angewiesen. Wir regen deshalb an, im Anschluss an die Ratifikations-

arbeiten Möglichkeiten zur Attraktivitätssteigerung für Treuhandverhältnisse und Stif-

tungen mit schweizerischem Domizil im Zivil- und Steuerrecht zu prüfen.

Abschliessend danken wir Ihnen nochmals für die Möglichkeit zur Stellungnahme.

I K 1
Namens der Regierung

Die Präsidentin: Der Kanzleidirektor:

Dr. Eveli ne Widmer-Schlumpf Dr. C. Riesen

dreifach
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Arrëtë fëdëral portant approbation de la Convention de La Haye relative ä la loi
applicable au trust et ä sa reconnaissance
Procëdure de consultation

Madame, Monsieur,

Par la prësente, le Gouvernement de la Rëpublique et Canton du Jura a I'avantage de vous faire
parvenir sa prise de position dans le cadre de la procëdure de consultation relative ä I'arrëtë
fëdëral portant approbation de la Convention de La Haye relative ä 13 lci applicable au trust et ä sa
reconnaissance .

Sur Ie fond, les remarques contenues dans le rapport explicatif ainsi que I'avant-projet d'arrëtë sont
pertinents et convaincants. Le Gouvernement peut dës lors se dëclarer favorable ä I'approbation
de la Convention de La Haye du le’juillet 1985 relative ä la loi applicable au trust et ä sa
reconnaissance ainsi qu'aux propositions de modifications de la loi fëdërale du 18 dëcembre 1987
sur le droit international privë (LDIP) et de la loi fëdërale du 11 avril 1989 sur la poursuite pour
dettes et la faillite (LP).

S'agissant du dëtail des propositions de modifications apportëes aux lois fëdërales
susmentionnëes, le Gouvernement n'a pas de remarques particuliëres ä formuler. II entend
nëanmoins prendre position en faveur du projet d'article 149b, alinëa 3, LDIP mis en discussion
sous forme de variante, dans la mesure oü il lui paraTt important d'exclure clairement la
reconnaissance de trusts ne prësentant pas de liens avec I'ëtranger.

En vous remerciant de nous avoir associës ä la consultation, nous vous prions de croire, Madame,
Monsieur, ä I'expression de notre parfaite considëration.

AU NOM DU GOUVERNEMENT DE LA
ET CANTON DU JRËPUB IE

0
Claude Hëche
Prësiden

11s i g i s #md
Chancelier a'Ëtat

www.jura.ch/gvt
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Justiz- und Sicherheit$departement
des Kantons Luzern
Bahnhofstrasse 15
Postfach 4168
6002 Luzem

Bundesamt für Justiz
Bundeshaus West
3003 Bern

Luzern, 18. Januar 2005

Vernehmlassung zum Bundesbeschluss über die Genehmigung des Haager Überein-
kommens über das auf Trusts anzuwendende Recht und über ihre Anerkennung

Sehr geehrter Herr Direktor
Sehr geehrte Damen und Herren

Wir danken Ihnen für die Gelegenheit zur Stellungnahme und gestatten uns im Namen und
Auftrag des Regierungsrates die folgenden Bemerkungen:

Wir begrüssen die Vorlage. Mit der Ratifikation des Haager Übereinkommens und den vorge-
schlagenen Neuerungen im IPRG und im SchKG kann in einem für die Banken wichtigen
Rechtsgebiet ein grosser Fortschritt erzielt werden. Damit wird die Schweiz als Standort für die
Verwaltung von Vermögen aus dem Ausland attraktiver.

Die grundsätzliche Problematik der Materie liegt in den Überschneidungen des sehr vielfältigen
Instituts des Trust mit Instituten des Schweizerischen Rechts (Stiftung, Gesellschaft, Auftrag,
Anlagefonds, Sachen-/Erbrecht). Letztlich wäre dieser Problematik auf wirklich nachhaltige
Weise nur mit einer Regelung des Trust im Schweizerischen Zivilrecht beizukommen. Im Zuge
einer solchen Gesetzgebung müssten die vielen Fragen, die im Vernehmlassungsbericht auf-
geworfen werden, und die auch mit der Ratifikation des Übereinkommens nicht vollständig ge-
löst werden können, positivrechtlich gelöst werden. Ein solches Projekt wäre allerdings ein sein
grosses gesetzgeberisches Unterfangen (gerade wegen der verschiedenen Rechtstraditionen)
und ist daher kaum realistisch. Immerhin können wir uns aber vorstellen. dass die in den Unter-
lagen erwähnte positivrechtliche Regelung der Treuhand im Schweizerischen Zivilrecht mögli-
cherweise einige wichtige Problemfelder abdecken könnte. Allfällige Aktivitäten des Bundesge-
setzgebers in dieser Sache würden wir im Interesse der Rechtssicherheit begrüssen.

Wir bitten Sie, unsere Stellungnahme angemessen zu berücksichtigen.

vonne Schärli-Gerig
Regierungsrätin

G:\Rechtsdienst\Sachbeart>eitung\Mz\Vernehnlassungen\VerantwortungUO04 Haager trusts\EJPD Vernehmlassung.doc
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Approbation de la Convention de La Haye relative ä la loi applicable au trust et ä sa
reconnaissance

Madame, Monsieur,

Vous avez bien voulu nous consulter en relation avec I'avant-projet d'anëtë portant
approbation de la Convention de La Haye relative ä la loi applicable au trust et ä sa
reconnaissance.

Nous avons pris connaissance avec intërët du rapport explicatif destinë ä la consultation et
son examen nous permet d'exprimer notre approbation de principe de la ratification de la
convention et des adaptations du droit interne prëvues dans I'avant-projet d'arrëtë fëdëral.

Le trust est une institution juridique issue des pays de common law. EIle ne se retrouve pas
en tant que teIle dans notre systëme juridique, mëme si I'on y trouve plusieurs institutions qui
s'en rapprochent ou qui en prësentent certaines caractëristiques (fiducie, fondation). 11

convient de relever – et sur ce point, le rapport nous parait insuffisamment explicite – que la
ratification de la convention et les adaptations du droit fëdëral n'ont pas pour effet d'introduire
I'institution du trust en droit suisse. La convention se limite en effet ä dëterminer la loi
applicable au trust et ä rëgir les conditions de sa reconnaissance.

La reconnaissanoe d'un trust implique en particulier que les crëanciers personnels du trustee
ne puissent pas saisir les biens du trust et que ces demiers soient sëparës du patrimoine du
trustee en cas d'insolvabilitë ou de faillite de celui-ci (art. 11 de la convention). Les
modtfications de la loi fëdërale sur la poursuite pour dettes et la faillite qui sont exposëes
dans le rapport nous paraissent adëquates pour combler la lacune actuelle de la lëgislation
en cette matiëre.

1

5. 1942t



La Suisse, de par ses banques, sa place financiëre et ses entreprises internationales, joue
un röle important dans la gestion et I'administration des biens dëposës en trusts. La
dimension ëconomique croissante des trusts et I'insuffisance du droit en vigueur nëcessitent
des adaptations de notre lëgislation afin d'offrir des relations juridiques daires aux acteurs
ëconomiques qui recourent ä cet instrument.

La ratification de la convention de La Haye relative ä la loi applicable au trust et ä sa
reconnaissance accroitra l’attrait de la place financiëre suisse et renforcera sa compëtitivitë.

Mëme si la structure ëconomique de notre canton a plus vocation de place industrielle que
financiëre, nous sommes d'avis qu'il est souhaitable de disposer d'une lëgislation destinëe ä
assurer Ia sëcuritë des relations juridiques en relation avec Ie trust, compte tenu de
I'importance croissante que prend cet instrument juridique.

Nous rëitërons notre soutien de principe ä la ratification de la convention et ä I'adaptation du
droit interne nëcessaire au respect des obligations internationales qu'implique cette
ratification.

Au terme de cette prise de position, nous vous remercions pour la facultë qui nous est
donnëe de nous dëterminer sur le projet d'arrëtë fëdëral ainsi que pour I'attention que vous
porterez ä nos remarques.

Nous vous prions de croire, Madame, Monsieur, ä I'expression de notre haute considëration.

Neuchätel, le 19 janvier 2005

iI d’Etat:

Le chanoelier,
J.-M. REBER

ChI!@ L//
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Geschäft-Nr. 20040251 Sarnen, 12. Januar 2005

Bundesbeschluss über die Genehmigung des Haager Übereinkommens über das
auf trusts anzuwendende Recht und über ihre Anerkennung;
Vernehmlassung

Sehr geehrte Damen und Herren

Mit Schreiben vom 25. Oktober 2004 haben Sie uns in obgenannter Angelegenheit den
Vernehmlassungsentwurf samt Erläuterungen zur Stellungnahme zugesandt. Wir kn-
schränken uns in unserer Vernehmlassung auf die den Kanton berührenden Bereiche.

Geprüft haben wir insbesondere die Auswirkungen der Vorlage auf das Schuldbetrd-
bungs- und Konkursrecht. Gegen die beabsichtigten Änderungen im SchKG haben wir
keine Einwände.

Freundliche Grüsse

Departe/rnFntsvorsteherin

,’'blöd/
Elisäbeth Gander, Landammann

/
P
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Bundesamt für Justiz
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3003 Bern

Schaffhausen, 25. November 2004

Bundesbeschluss über die Genehmigung des Haager Übereinkommens über das auf
trusts anzuwendende Recht und über ihre Anerkennung;
Vernehmlassung

Sehr geehrter Herr Direktor
Sehr geehrte Damen und Herren

Für die Gelegenheit, in vorerwällnter Angelegenheit Stellung nehmen zu können, danken wir
Ihnen. Gerne kommen wir der Einladung nach.

Wir begrüssen in Anerkennung der wirtschaftlichen Bedeutung des Trusts die Ratifikation des
entsprechenden Haager Übereinkommens sowie die daraus resultierenden notwendigen An-
passungen des innerstaatlichen Rechts (IPRG, SchKG). Insbesondere ziehen wir die Ratifika-
tion der (reinen) IPRG-Revision vor. Hinter die kategorische Aussage im erläuternden Bericht
(S. 23), wonach der Grundsatz des numerus clausus der dingIËchen Rechte durch eine AIIer-
kennung des Trusts nicht berührt werde, da das schweizerische Recht das Institut des fiduzia-
rischen Eigentums kenne, möchten wir indes ein FragezeIchen setzen, nachdem der Trustbeg-
riff des Übereinkommens sehr weit gefasst ist und unterschiedliche Ausgestaltungen bestehen
sowie aufgrund der Tatsache, dass der Trust ein Treuhandverhältnis darstellt, welches sich
nicht unwesentlich von der fiduzia unterscheidet. Daher würden wir eine entsprechende Kodifi-
kation im OR und gegebenenfalls Anpassungen des ZGB begrüssen.

Wir hoffen, Ihnen mit unseren Ausführungen zu dienen. Genehmigen Sie, sehr geehrter Herr
Direktor, sehr geehrte Damen und Herren, den Ausdruck unserer vorzüglichen Hochachtung.

Mit freundlichen Grüssen

Volkswirtschaftsdepartement
Der Vorsteher:

?4;
c#

Dr. Erhard Meister,
Regierungspräsident

Dreifach
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Bundesamt für Justiz
Bundesrain 20
3003 Bern

Schwyz, den 1. Februar 2005

Bundesbeschluss über die Genehmigung des Haager Übereinkommens über das auf Trusts anzu-
wendende Recht und über ihre Anerkennung

Sehr geehrte Damen und Herren

Mit Schreiben vom 25. Oktober 2004 unterbreitet der Vorsteher des Eidgenössischen Justiz- und
Polizeidepartements den Kantonsregierungen den Bundesbeschluss über die Genehmigung des
Haager Übereinkommens über das auf Trusts anzuwendende Recht und über ihre Anerkennung
zur Vernehmlassung bis zum 31. Januar 2005.

Wir befürworten einen Beitritt der Schweiz zum Haager Übereinkommen über das auf Trusts an-
zuwendende Recht und über ihre Anerkennung. Auch die vorgeschlagenen Ergänzungen des Bun-
desgesetzes über das Internationale Privatrecht (IPRG) und die Anpassungen des Bundesgesetzes
über SchuldbetreËbung und Konkurs (SchKG) sind unseres Erachtens zweckmässig.

Wir bedanken uns für die Gelegenheit zur Stellungnahme und grüssen Sie freundlich.

Im Namen des R ;rates

Kurt Zibung, Landammann

D,czz,_
Peter Gander. Staatsschreiber
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24. Januar 2005

Vernehmlassung zum Bundesbeschluss über die Genehmigung des Haager Überein-
kommens über das auf trusts anzuwendende Recht und über ihre Anerkennung

Sehr geehrter Herr Bundesrat

Sehr geehrte Damen und Herren

Sie haben uns eingeladen, uns zum Vorentwurf für einen Bundesbeschluss über die Genehmi-
gung des Haager Übereinkommens über das auf trusts anzuwendende Recht und über ihre An-
erkennung vernehmen zu lassen. Wir folgen der Einladung gerne.

Obwohl der Trust im angelsächsischen Rechtskreis entstanden ist, hat dieses Rechtsinstitut auch
ausserhalb der common law-Staaten grosse Bedeutung erlangt und ist insbesondere auch in der
Schweiz zur wirtschaftlichen und rechtlichen Realität geworden.

Wie Sie in Ihrem erläuternden Begleitbericht schildern, zeigt sich dies zunächst im Bereich der
Privatwirtschaft: zahlreiche Vermögenswerte, die zu Trusts gehören oder im Namen von Trusts
verwaltet werden, liegen bei Schweizer Banken. Diese richten vermehrt eigene Trustabteilungen
ein; generell betätigen sich in der Schweiz immer mehr spezialisierte Firmen sowie Treuhandge-
seIlschaften und Anwälte im Bereich der Trust-Planung und -Administration. Anfangs der 90er-
Jahre, als die Frage der Ratifikation des Haager Trust-Übereinkommens ein erstes Mal aufge-
nommen wurde, schien offenbar noch kein entsprechendes Bedürfnis zu bestehen. Bereits
wenige Jahre später hatte die wirtschaftliche Bedeutung dieses Rechtsinstituts jedoch schon
derart zugenommen, dass Genfer Vermögensverwaltungskreise und die Schweizerische Bankier-
vereinigung die Frage wieder aufgriffen. Im Jahre 2003 folgte sodann eine entsprechende
Motion

Aber auch der Einzelne kommt im heutigen Rechtsalltag in vielerlei Hinsicht mit Trusts in Berüh-
rung. So als Investor in investment trusts, daneben aber auch als Arbeitnehmer: ausländische Fir-
men bzw. multinationale Unternehmen zahlen oft Beiträge zur beruflichen Vorsorge bzw. Ab-
gangsentschädigungen in Trusts ein. Betroffen sind schliesslich auch die Behörden: nicht nur die
Rechtsprechung, sondern auch etwa Steuerbehörden oder mit Geldwäscherei befasste Stellen
werden immer mehr mit dieser Rechtsform konfrontiert.

Das Trust-Geschäft hat damit in der Schweiz bereits grosse Bedeutung erlangt und verfügt über
grosses Wachstumspotential. Das lässt erkennen, dass es wichtig ist, in diesem Bereich Rechtssi-
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cherheit zu schaffen: Private und Behörden müssen die im Einzelfall anzuwendenden Rechtsbe-
stimmungen klar eruieren können. Beachtung verdient dabei aber auch ein anderer Aspekt: der
Trust ist insbesondere auch bei der ausländischen Kundschaft sehr beliebt. Durch mehr Rechtssi-
cherheit werden bessere Rahmenbedingungen zur Einrichtung und Administration von Trusts in
der Schweiz geschaffen. Gepaart mit den Vorteilen, welche unser Finanzplatz bereits bietet,
kann so die Attraktivität des Wirtschaftsstandorts Schweiz langfristig erhalten und gesteigert
werden

Dabei ist noch einmal zu betonen, dass Trusts bereits de lege lata weitgehend anerkannt wer-
den. Sie werden im Rahmen des Bundesgesetzes über das Internationale Privatrecht (IPRG) ent-
weder als Gesellschaft (Art. 150 ff. IPRG) oder als Vertrag (Art. 112 ff. IPRG) qualifiziert.

Eine Revision der bestehenden Grundlagen ist angesichts der zunehmenden Bedeutung des
Trusts aber vor allem zur Erhöhung der Rechtssicherheit sinnvoll. Dieses Ziel könnte auch durch
eine Änderung des IPRG erreicht werden. Der zur Vernehmlassung eingereichte Vorentwurf
wählt jedoch die Ratifikation des Haager Trust-Übereinkommens und Anpassungen in verschie-
denen Bundesgesetzen. Dies bringt auch aus unserer Sicht den bedeutenden Vorteil, dass die
Schweiz an einer internationalen Rechtsharmonisierung teilhaben kann. Ausserdem wird da-
durch auch im Hinblick auf die oben erwähnte Stärkung des Finanzplatzes Schweiz international
ein wichtiges Signal gesetzt.

Wir befürworten damit den von Ihnen gewählten Weg über eine Ratifikation des Haager Trust-
Übereinkommens verbunden mit einer entsprechenden Gesetzesanpassung. Die Anbringung
eines Vorbehatts scheint uns nicht erforderlich. Die von Ihnen im Einzelnen vorgeschlagenen
Änderungen im Bundesgesetzes über das Internationale Privatrecht (IPRG) und im Bundesgesetz
über Schuldbetreibung und Konkurs (SchKG) erachten wir als sinnvoll und zweckmässlg. Anpas-
sungen in weiteren Bundesgesetzen hatten wir nicht für nötig, zumal im Bereich des Aufsichts-
rechts eine vom Bundesrat eingesetzte Expertenkommission und im Bereich des Steuerrechts
eine Arbeitsgruppe bereits entsprechende Möglichkeiten untersucht.

In Anbetracht der vorstehenden Erwägungen haben wir somit weder Änderungs- noch Ergän-
zungsvorschläge vorzubringen.

IM NAMEN DES REGIERUNGSRATES

z „,,,„, ._.._, k . Ü-JaX4~,
Walter Straumann
Landammann

Dr. Konrad Schwatler
Staatsschreiber



DER REGIERUNGSRAT

Eidgenössisches Justiz-
und Polizeidepartement
3003 Bern

Frauenfeld, 11. Januar 2005

Vernehmlassung zum Entwurf für einen Bundesbeschluss über die Genehmigung des
Haager Ubereinkommens über das auf trusts anzuwendende Recht und über ihre
Anerkennung

Sehr geehrter Herr Bundesrat

Wir danken Ihnen für Ihre Vernehmlassungseinladung vom 25. Oktober 2004 in obge-
nannter Angelegenheit und teilen Ihnen mit, dass wir keine Einwände gegen die Ratifizie-
rung des Haager Übereinkommens und die vorgeschlagenen Anpassungen des Bundesge-
setzes über das internationale Privatrecht sowie des Bundesgesetzes über Schuldbetreibung
und Konkurs haben. Allerdings stellen wir fest, dass zahlreiche Fragen im Zusammenhang
mit den tmsts offen bleiben, deren Lösung einmal mehr den Gerichten überlass_en wird.
Aus steuerlicher Sicht gestatten wir uns zudem die Bemerkung, dass die Besteuerungspra-
xis zu den trusts in den einzelnen Kantonen äusserst unterschiedlich gehandhabt wird,
weshalb wir die Einsetzung einer gemischten Arbeitsgruppe aus Vertreterinnen und Ver-
tretern von Bund und Kantonen zur Ausarbeitung eines Kreisschreibens über die Besteue-
rung der unterschiedlichen Trustformen sehr begrüssen würden.

Mit freundlichen Grüssen

t des Regierungsrates

DerS

3-fach
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Repubblica e Cantone
TËcino

II Consiglio di Stato ZLja

RACCOMANDATA
Signor
Christoph Blocher
Consigliere federale
Dipartimento federale di giustizia e polizia
Palazzo federate ovest
3003 Berna

Procedura di consultazione inerente il Decreto federale sutl’approvazlone della Convenzione
dell’Aja relatËva alla leqqe applicpbile ai trust e al toro riconoscimento

Slgnor Consigliere federale,

abbiamo ricevuto Ia Sua lettera deI 25 ottobre 2004 in merito alla summenzionata procedura
di consultazione, e, ringraziando per t’opportunitä che ci viene offerta di esprimere il nostro
giudizio, formuliamo le osservazioni seguenti

11 decreto federale posto in consultazione prevede sia l’approvazion€ della Convenzione
dell’Aia sui trust, come pure l’adeguamento deËla legge federale deI 18 dËcembre 1987 suI
diritto tnternazionale privato (LDIP) e della tegge federale del1’11 aprile 1889 sulla
esecuzione e suI fallimento (LEF).
Ciö permetterä un incremento della certezza del diritto per un istituto giuridico che assume
sempre piü importanza in Svizzera nell’ambito economico.
Di conseguenza lo scrivente Consiglio condivide l’avamprogetto messo in consultazione e
non ha particolari osservazioni da formulare per quanto concerne le sinqole disposizioni di
legge

Voglia gradtre, signor Consigliere federale, l’espressione della nostra aËta stima.

PER IL CON SIG LI O DI STATO

4’ 11 Cqi4ettiere
31

6. GianellaG. Gendotti
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Landammann und Regierungsrat des Kantons Uri

Eidgenössisches Justiz- und Polizeidepartement
3003 Bern

Vernehmlassung zum Bundesbeschluss über die Genehmigung des Haager Überein-
kommens über das auf trusts anzuwendende Recht und über ihre Anerkennung

Sehr geehrter Herr Bundesrat

Sehr geehrte Damen und Herren

Mit Schreiben vom 3. November 2004 hat das Eidgenössische Justiz- und Polizeideparte-
ment den Regierungsrat eingeladen, zum Bundesbeschluss über die Genehmigung des
Haager Übereinkommens über das auf trusts anzuwendende Recht und über ihre Anerken-
nung Stellung zu nehmen. Für die Möglichkeit zur Stellungnahme danken wir Ihnen. Wir
äussern uns dazu wie folgt.

Die Vorlage sieht die Ratifizierung des Haager trashÜbereinkommens vor. Der trust ist ins-
besondere in Staaten angelsächsischer Rechtstradition verbreitet. Aber auch in der Schweiz

liegen zahlreiche zu trusts gehörende beziehungsweise im Namen von trusts verwaltete

Vermögenswerte. Immer mehr Banken haben frust-Abteilungen. Daneben spezialisieren sich

immer mehr in der Schweiz niedergelassene Firmen auf die Verwaltung von trusts. Auch
Treuhandgesellschaften und Anwälte sind zunehmend im Berech der fn/sf-Planung und -Ad-
ministration tätig. Obwohl der trust nach dem geltenden schweizerischen Recht bereits weit-

gehend anerkannt ist, bleibt die bestehende Rechtslage mit etlichen Unsicherheiten behaf-

tet. Es besteht ein grosses wirtschaftliches Bedürfnis nach vermehrter Rechtssicherheit, da
eine sichere rechtliche Basis bessere Voraussetzungen für die Einrichtung und Verwaltung
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von trusts schafft und damit die Attraktivität des Standorts Schweiz steigert. Aus diesem
Grund soll das Haager Übereinkommen über das auf trusts anzuwendende Recht und über

ihre Anerkennung von der Schweiz ratifiziert werden. Zudem ist eine Anpassung des Bun-
desgesetzes über das Internationale Privatrecht (IPRG) vorgesehen, das noch keine Spezi-
albestimmungen zum trust enthält. Gleichzeitig soll das Bundesgesetz über Schuldbetrei-
bung und Konkurs (SchKG) angepasst werden, um der im frust-Recht vorgesehenen Tren-

nung von trust- und trustee-Vermögen Rechnung zu tragen.

Wir befürworten die Ratifikation des Haager frust-Übereinkommens und stimmen der An-
passungsgesetzgebung grundsätzlich zu. Im Übrigen verzichten wir darauf, uns detailliert

zum Vorentwurf zu äussern.

Sehr geehrter Herr Bundesrat, sehr geehrte Damen und Herren, wir danken Ihnen nochmals
für die Möglichkeit zur Stellungnahme. Wir versichern Sie unserer ausgezeichneten Wert-
schätzung und grüssen Sie freundlich.

Altdorf. 1. Februar 2005

Im Namen des Regierungsrates
Der Landammann Der Kanzleidirektor-Stv.

/==\ =

,- ) ( c
Dr. Emanuel Strub

1
Josef Arnold
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KiKrON WiiLiS Monsieur
Christoph BLOCHER
Conseiller fëdëral
Chef du Dëpartement fëdëral
de justice et police
3003 Berne

Sion, le 19janvier 2005

Arrëtë fëdëral portant approbation de la Convention de La Haye relative ä la loi applicable
au trust et ä sa reconnaissance

Monsieur le Conseiller fëdëral,

Le Conseil d'Etat du canton du Valais vous remercie d'avoir bien voulu consulter les Gouverne-
ments cantonaux ä propos de I'objet mentionnë sous rubrique et se dëtermine comme suit :

Quoique ëtrangëre ä notre systëme lëgal, I'institution anglo-saxonne du trust apparaTt nëanmoins
comme une rëalitë ëconomique dans notre pays et son importance pour la place financiëre suisse
n’est plus ä dëmontrer. Sous I'angle juridique en outre, la jurisprudence s'est depuis longtemps
montrëe favorable ä la reconnaissance des trusts ëtrangers en Suisse. Dans ce contexte, la ratifi-
cation par la Suisse de la Convention de La Haye du le'juillet 1985 relative ä la !oi applicable au
trust et ä sa reconnaissance et les modifications lëgislatives nëcessaires qui en dëcoulent pro-
cëdent d'une volontë de clarification bienvenue et participent de la sëcuritë du droit en ce do-
maine. La s-,irveillar,ce de Ges entitës s'en troüve ëgalement renforcëe.

Nous constatons, par ailleurs, avec satisfaction que I'article 16 alinëa l de la Convention rëserve
les dispositions impëratives du droit suisse au rang desquelles il faut citer la loi fëdërale du 16
dëcembre 1983 sur I'acquisition d’immeubles par des personnes ä l’ëtranger (LFAIE). Dans le
mëme ordre d'idëes, l’ajout d'un troisiëme alinëa au nouvel article 149b LDIP nous semble op-
portun dans la mesure ot1 il permet d'ëviter que, dans des situations purement internes, les parties
n’ëludent le droit suisse.

Notre examen a portë sur les consëquences de I'adoption de I'arrëtë en question sur la lëgislation
cantonale ainsi que les ëventuelles charges financiëres supplëmentaires qu'elle entraine pour les
cantons. Aucune incidence sensible n'ëtant ä signaler ä ces deux ëgards, le canton du Valais n'a,
dës lors, pas de remarque particuliëre ä prësenter sur I'avant-projet mis en consultation.

Nous vous souhaitons bonne rëception de la prësente et vous prions de croire, Monsieur le
Conseiller fëdëral, ä I'assurance de notre trës haute considëration.

Au nom du Conseil d'Etat :

Zq<
+
+

+

+

bo +
eq; 8

k1;

Le prësiden!
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Dëpartement fëdëral de la justice
et police
Monsieur Christoph Blocher
Conseiller fëdëral
Palais fëdëral ouest
3003 Berne

Lausanne, le 28 dëcembre 2004

Arrëtë fëdëral portant approbation de la Convention de La Haye relative ä la loi
applicable au trust et ä sa reconnaissance – Consultation

Monsieur le Conseiller Fëdëral,

1.e projet (!’.A.rrëtë fëdëral r>ortant approbation de la Convention de La Haye relative ä la Ini
applicable au trust et ä sa reconnaissance, mis en consultation Ie 25 octobre dernier, nous
est bien parvenu et a retenu notre meilleure attention.

Aprës ëtude des documents et consultation des milieux concernës, nous sommes en mesure
de vous informer que le Canton de Vaud soutient ce projet d’arrëtë.

La ratification de la Convention de La Haye assurera une meilleure sëcuritë du droit en
matiëre de trusts et facilitera la reconnaissance des trusts ëtrangers dans notre pays. EIle
permettra ainsi d’asseoir Ia position de la Suisse en tant que place financiëre internationale.

Nous relevons que 1’art. 19 de la Convention rëserve expressëment la compëtence des Etats
en matiëre fiscale. La pratique constante de notre Canton relative ä l’imposition de
constituants et de bënëficiaires des divers types de trust ne sera pas modifiëe en cas de
ratification de dite convention.

En vous remerciant par avance de l’attention que vous porterez ä notre prise de position,
nous vous prions d’agrëer, Monsieur le Conseiller Fëdëral, l’expression de notre plus haute
considëration .

.,.wt
JaM,le Ma

RUE CAROLINE 11 - 1014 LAUSANNE - TËLËPHONE 091 316 6001 - FAX 021 316 6037



M$’ REGIERUNGSRAT DES KANTONS ZUG

Eidg. Justiz und Polizeidepartement
Bundeshaus West
3003 Bern

Zug, 25. Januar 2005 hs

Vernehmlassungsverfahren - Bundesbeschluss über die Genehmigung des Haager
Übereinkommens über das auf trusts anzuwendende Recht und ihre Anerkennung -
Stellungnahme des Kantons Zug

Hochgeachteter Herr Bundesrat
Sehr geehrte Damen und Herren

Mit Schreiben vom 25. Oktober 2004 haben Sie uns in titelerwähnter Angelegenheit zur
Vernehmlassung eingeladen. Wir nehmen die Gelegenheit gerne wahr und lassen uns wie
folgt vernehmen:

Der Kanton Zug begrüsst die Genehmigung des Haagers Trust-Übereinkommens.

Der Trust ist, obwohl es ein Rechtsinstitut aus den Staaten des common law darstellt, in

der Schweiz wirtschaftliche und rechtliche Realität. Es ist daher zu begrüssen, dass über
die Ratifizierung des eingangs erwähnten Haager Übereinkommens der Trust auch im
schweizerischen Recht eine klare rechtliche Grundlage findet. Mit dem Übereinkommen
wird eine heute noch fehlende Rechtsicherheit geschaffen. Die im Übereinkommen vorge-
sehenen Regelungen sind geeignet und angemessen, um dieses Ziel zu erreichen.

Die geschaffene Rechtssicherheit wird eine Zunahme von Trusts mit Bezug zur Schweiz
zur Folge haben, insbesondere der Tätigkeit von Trustees, d.h. Trustverwaltungen. Dies
führt zu einer Stärkung des Finanzplatzes Schweiz uns somit zur Förderung des Wirt-
schaftsstandorts Schweiz.
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Wir danken Ihnen für die Möglichkeit zu Stellungnahme.

Mit vorzüglicher Hochachtung

REGIERUNGSRAT DES

g. r/e
Tin
Land4chreWer

Brigitte Profos
Frau Landammann

In dreifacher Ausfertigung

Kopie an:

Finanzdirektion
Direktion des Innern
Handelsregisteramt
Staatskanzlei
Volkswirtschaftsdirektion (2)
Eidg. Parlamentarier des Kantons Zug



Bundesamt für Justiz

IÜÜIJ[l![llUIÜljIJllOUy IIu
ztko, a

/

qH'P

&)

oh
DER REGIERUNGSRAT DES KANTONS ZURICH
an das Eidgenössische Justiz- und Polizeidepartement

Zürich, den 26. Januar 2005

Bundesbeschluss über die Genehmigung des
Haager Übereinkommens über das auf Trusts anzuwendende
Recht und über ihre Anerkennung (Vernehmlassung)

Herr Bundesrat

Mit Schreiben vom 25. Oktober 2004 haben Sie uns eingeladen, uns
zum Bundesbeschluss über die Genehmigung des Haager Übereinkom-
mens über das auf Trusts anzuwendende Recht und über ihre Anerken-
nung vernehmen zu lassen. Wir danken für diese Gelegenheit und äus-
sern uns wie folgt:

Das Gedeihen des Finanzplatzes Schweiz ist angesichts seiner heraus-
ragenden volkswirtschaftlichen Bedeutung, der Vielzahl von Beschäf-
tigten und des namhaften Steuersubstrats von erstrangiger Bedeutung.
Der Beitritt zum Haager Trust-Übereinkommen und die in der Bot-
schaft vorgeschlagene Anpassung nationalen Rechts sind in diesem
Zusammenhang zu sehen. Dynamische Mitbewerberstandorte wie Lon-
don, Kanalinseln, Luxemburg, Liechtenstein oder Singapur kennen das
Institut des Trusts bereits. Sie stellen eine ernsthafte Konkurrenz zum
hiesigen Finanzplatz dar. Die Schweiz muss hier nachziehen, will sie ihre
Wettbewerbsstärke bewahren. Mit dem Bundesbeschluss wird eine
Realität in der globalisierten Wirtschaft anerkannt, die je länger je mehr
auch in der Schweiz Auswirkungen zeigt. Die Genehmigung des Haager
Übereinkommens legalisiert die Realität und schafft somit Rechts-
sicherheit für alle Betroffenen. Wir stehen dem Bundesbeschluss des-
halb positiv gegenüber, da eine erhöhte Rechtssicherheit und positive
volkswirtschaftliche Auswirkungen zu erwarten sind, weil sämtliche
Dienstleistungen eines Trustgeschäfts in der Schweiz abgewickelt wer-
den können. Die mit einem Trust bewirkte vertrauliche Anlage von Gel-
dern und vergleichbaren Sachwerten ist ein sehr erfolgreiches Äquiva-
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lent zum Bankgeheimnis. Die Vermögenswerte, die in der Schweiz
gehalten werden, können vor einer Abwanderung auf andere Finanz-
plätze bewahrt werden, und die sich daraus ergebenden Gebühren und
Abgaben bleiben hier. Nicht zuletzt hat der Beitritt internationale
Signalwirkung: Ein modernes Finanzinstrument unter klaren rechtli-
chen Bedingungen unterstreicht den seriösen Ruf der Schweiz.

Wir haben allerdings eine Reihe kritischer Anmerkungen zu einzel-
nen Punkten des erläuternden Berichts anzufügen, die uns zu der Fest-
stellung veranlassen, dass eine Ratifikation des Abkommens erst in
Frage kommt, wenn dafür im innerstaatlichen Recht die nötigen Regeln
geschaffen worden sind.

Zu Ziffern 1.4.1.1.7 und 2.2 (Unterhaltsstiftung): Weshalb das Verhält-
nis der Ratifikation des Abkommens zum Verbot der reinen Unterhalts-
stiftung und der Familienfideikommisse nicht gesetzlich geklärt wurde,
bleibt unklar. Soweit der erläuternde Bericht ausführt. die Verbote
beruhten auf überholten Vorstellungen, würde man vom Gesetzgeber
erwarten, dass er sie aufhebt. Angesichts der Tatsache, dass die Frage
umstritten ist, bedürfte sie einer gesetzlichen Klärung. Die Lehre hält es
jedenfalls nicht für unwahrscheinlich, dass nach wie vor eine Verletzung
einer Loi d’application immëdiate vorliegt, wenn der Begünstigte zur
Zeit der Errichtung des Trusts seinen Wohnsitz in der Schweiz hat (siehe
dazu Zürcher Kommentar, Vischer, N. 34 zu Art. 154 IPRG; ähnlich
Heini, Praxis des Internationalen Privat- und Verfahrensrechts [Biele-
feld, IPRax] 1984, 166 f.; Basler Komentar, von Planta, N. 18 zu Art. 154
IPRG). Noch 1970 war das auch für das Bundesgericht keine Frage
(BGE 96 I1 79 E. 8, S. 93 o.). Seither wurden dazu keine Entscheide
mehr in der amtlichen Sammlung publiziert. Wegen Art. 15 des Haager
Trust-Übereinkommens (HTÜ) könnte die umstrittene Frage selbst bei
einer Ratifizierung des Abkommens zum Problem werden, denn soweit
Art. 335 Abs. 2 ZGB zwingenden Charakter hat, wird die Bestimmung
auch vom Übereinkommen geschützt.

Zu Ziffern 1.6 und 2.3 (keine Kodifikation eines Schweizer Trust-
rechts): Der Vorschlag der Vorlage läuft darauf hinaus, sozusagen im
Dutzend ausländisches Recht zu importieren, aber keine Schweizer
Regelung für einen Trust oder eine Treuhand zu schaffen: Für die
Anwendung ausländischen Rechts soll eine blosse Rechtswahl ohne
jeden weiteren Auslandsbezug genügen. Selbst die Schranken des
Abkommens in Art. 5–7 werden durch die neuen Bestimmungen von
Art. 1496 Abs. 1 und 2 IPRG übergangen. Der neue Art. 149b Abs. 3
IPRG, der für eine gültige Rechtswahl einen minimalen weiteren Aus-
landsbezug verlangt, wird nur im Sinne einer Variante vorgeschlagen.
Mit diesem Ansatz werden schwer wiegende Probleme heraufbeschwo-
ren. Wie soll die Rechtsprechung Kriterien für den schweizerischen
Ordre public erarbeiten, wenn es keine Schweizer Trust-Regelung gibt?
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Zu Ziffern 2.1 und 2.4 (Preisgabe des schweizerischen Publizitäts-
prinzips): Im Gesellschaftsrecht gilt in der Schweiz ebenso ein Numerus
clausus wie im Sachenrecht. In beiden Fällen ist der Zweck der gleiche:
Die Teilnehmenden des Rechtsverkehrs, besonders die Kreditgeben-
den, sollen vor dem Einwand einer internen Sonderabrede im Interesse
einer fairen Wirtschaftsordnung geschützt werden. Mit dem Argument,
eine Differenzierung mache wenig Sinn, will der Bundesrat mit E 149a
und 149b IPRG nun aber selbst mündlichen Trusts zur Anerkennung
verhelfen (S. 30 der Erläuterungen). Damit wird die Frage des Beste-
hens einesTrusts zur blossen Beweisfrage. Noch im Konkurs des lrüstees
könnte wirksam behauptet werden, es bestehe eine mündliche Trust-
abrede, sodass das vom «lrustee» verwaltete Vermögen aus der Konkurs-
masse auszusondern sei (S. 37). Das gesellschaftsrechtliche Publizitäts-
prinzip verkommt so zur Farce. Es wird reduziert auf die niedrigstmög-
liche Reglementierung, die irgendein Land für opportun hält. Entspre-
chend soll es nach der Vorlage auch ausschliesslich vom gewählten
Recht abhängen, ob das Trustvermögen im Konkurs des trustees ausge-
sondert wird oder nicht (S. 19). Dies, obwohl das Abkommen in Art. 11
Abs. 3 Spielraum für nationale Regeln enthält und obwohl doch das
Zwangsvollstreckungsrecht zur ureigenen Domäne jedes souveränen
Staates gehört. Ausgerechnet in dieser wichtigen Frage erweist sich der
erläuternde Bericht als widersprüchlich: Während an der zitierten Stelle
das anwendbare ausländische Recht als massgeblich erklärt wird, wird
in Zusammenhang mit der Zwangsvollstreckung auf S. 38 ausgeführt, es
sei an den Handlungsbefugten des konkreten Trusts, die Aussonde-
rungsklage anzustrengen und nachzuweisen, dass die Gläubiger vom
Bestehen eines Trustverhältnisses zumindest hätten wissen müssen.
Dies kann aber gar nicht sicher gesagt werden, solange man die Beweis-
lastverteilung gemäss dem Recht des Herkunftslandes nicht kennt
(s. Art. 11 Abs. 3 lit. a und b HTÜ) und auch keine Minimalgarantien
im schweizerischen Recht festgeschrieben werden. Solche Bedenken
lassen sich nicht einfach mit den Gesetzen angelsächsischer Staaten ent-
kräften, denn die Rechtsordnung mit der niedrigsten Normierungs-
dichte wird bei einer blossen Anerkennungsregelung den Takt vor-
geben (in Betracht kommt, wie im erläuternden Bericht auf S. 27 einge-
räumt wird, insbesondere das liechtensteinische Recht).

Mehr erfahren möchte man auch zur Frage, wie man sich im Zusam-
menhang mit den Widerspruchsklagen nach Art. 107 bis 109 SchKG
Mitgewahrsam zwischen dem Trust und dem trustee vorstellen muss
(S. 38)

Eine Schweizer Trust-Regelung müsste eine (zum Ordre public zu
zählende) Bestimmung enthalten, wonach niemandem ein Trust-
verhältnis entgegengehalten werden kann, der von dessen Bestand
nichts weiss. Vorgesehen ist jedoch nur eine rudimentäre Registerrege-
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lung für Grundstücke und Immaterialgüterrechte (Art. 149c, IPRG).
Nur in diesem Bereich soll der Gutglaubensschutz gelten (Art. 149c
Abs. 3 IPRG). Im erläuternden Bericht überhaupt nicht angesprochen
wird Art. 930 ZGB, wonach vom Besitzer einer beweglichen Sache ver-
mutet wird, er sei ihr (uneingeschränkter) Eigentümer. Unklar ist, ob
dies weiterhin gilt (wie eigentlich schon aus Art. 15 Abs. 1 lit. f HTÜ
folgt), denn der erläuternde Bericht führt auf S. 22 aus, «aus dem Besitz
einer Sache könne heutzutage ohnehin nicht mehr auf die tatsächliche
Berechtigung des Inhabers geschlossen werden».

Aus Sicht potenzieller Investoren ergeben sich grosse Unsicher-
heiten, weil punkto Publizität und Gläubigerschutz sowie bezüglich des
Steuerrechts zahlreiche ungeklärte Fragen der Praxis anheim gestellt
würden und dabei durchaus auch zum Nachteil des settlors entschieden
werden könnten.

Zu Ziffer 2.5 (keine Aufsicht): Der Bundesbeschluss verzichtet auf
die Schaffung einer Aufsicht. Damit fällt er hinter die Regelung in den
Herkunftsländern des Trusts zurück, die eine strenge gerichtliche Auf-
sicht kennen. Wer soll sich denn aber z. B. um die bestimmungsgemässe
Verwendung eines Zweck-Trusts ohne eigentliche Begünstigte, aber mit
weit reichenden Kompetenzen des trustees (discretionary trust) küm-
mern, wenn es keine Aufsicht gibt? Die Behörden im Sitzstaat werden
sich kaum an Stelle der Schweiz der Aufgabe annehmen, denn sie
kennen häufig nicht das Inkorporationsprinzip, sondern knüpfen ihre
Zuständigkeit an den Schwerpunkt der Verwaltung an. Der Verzicht auf
aufsichtsrechtliche Bestimmungen steht auch in Widerspruch zum übri-
gen Zivilrecht: Sowohl der Willensvollstrecker als auch die Konkurs-
verwaltung (als mit dem Trust-Gedanken verwandte Erscheinungen des
schweizerischen Rechts) unterstehen einer Aufsicht. Gleiches gilt grund-
sätzlich auch für die Stiftungen. Im internationalen Verhältnis erachtete
der Gesetzgeber die Aufsicht bisher als derart wichtig, dass er bei einer
testamentarischen Wahl des ausländischen Heimatrechts des Erblassers
für die Willensvollstreckung ausschliesslich die Anwendung des schwei-
zerischen Rechts gestattet (Art. 92 Abs. 2 IPRG). Wenn im Vorkonsul-
tationsverfahren offenbar aus Bankenkreisen zumindest eine Bewilli-
gungspflicht für trustees verlangt wurde, dann nicht nur aus Markt-
abschottungsüberlegungen: Ein Chaos ist vorprogrammiert, wenn die
Funktion des trustees von jedem Treuhänder bekleidet werden kann.
Im Bereich der Aufsicht ist das Inkorporationsprinzip übrigens äusserst
fragwürdig, denn der Sache nach geht es hier um Verwaltungsrecht.

Zu Ziffer 2.6 (keine steuerrechtliche Regelung): Die Herkunfts-
länder des Trusts kennen durchaus steuerrechtliche Sonderregelungen,
wie etwa der englische Taxation of Chargable Gains Act aus dem Jahre
1992 zeigt, der sich mit der Aufteilung der Steuerpflicht für Kapital-
gewinne und übrige Einkünfte zwischen dem Irustee und den benefrcia-
ries befasst.

1
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Zu Ziffer 4.1 (Ressourcen-Prognose): Der Verzicht auf eine eigene
Schweizer Trust-Regelung bewirkt im Verbund mit der geplanten Attrak-
tivitätssteigerung für in der Schweiz verwaltete Trusts und mit dem völ-
ligen Verzicht auf eine Aufsichtsbehörde, dass die Gerichte mit Streitig-
keiten über Trusts aus vielen verschiedenen Ländern konfrontiert sein
werden, selbst mit solchen von rechtsstaatlich wenig gefestigten Staaten.
Das anzuwendende Recht wird zum Teil schwer zu ermitteln sein. Ein
brauchbarer Massstab für unseren Ordre public im Trustrecht wird mit
dem Verzicht auf eine schweizerische Trust-Regelung gar nicht erst
geschaffen. Trustee kann sein, wer immer es will. Der Schweizer Banken-
platz bürgt bisher für Seriosität. Erleichterten Zugang zum Trust-Institut
erhielten aber auch Finanzintermediäre, die keinesfalls die Standards
einer Bank erreichen. Die Erfahrungen aus dem Bereich der Aufsicht
über die Willensvollstrecker lassen jedenfalls Probleme befürchten. Die
Ratifikation des Haager Trust-Übereinkommens ohne flankierende
Schweizer Trust-Regelungen im Zivil-, Verwaltungs- und Steuerrecht
wird die Justiz vor grosse Probleme stellen und damit den Beteiligten
teure und aufwendige Verfahren aufzwingen.

Der erläuternde Bericht führt Bedenken rechtspolitischer Natur gegen
das Haager Trust-Übereinkommen bzw. gegen dessen Genehmigung
aus; insbesondere wirft er die Frage der erhöhten Gefahr von Geld-
wäscherei auf. Der Trust wird in der Schweiz gerne als Mittel zur Ver-
dunkelung der tatsächlichen Eigentumsverhältnisse und als Instrument
zur Steuerhinterziehung, Geldwäsche, Verletzung von Pflichtteilen u. Ä.
gesehen. Der trustee ist als Finanzintermediär verpflichtet, sowohl den
settlor (als «Vertragspartner» im Sinne von Art. 3 Geldwäschereigesetz
[GwG]) als auch die benefrciaries als wirtschaftlich Berechtigte zu iden-
tifizieren (Art. 4 Abs. 1 Bst. a GwG; vgl. zum Ganzen: Art. 20 Abs. 2 der
Verordnung der Kontrollstelle für die Bekämpfung der Geldwäscherei
über die Pflichten der ihr direkt unterstellten Finanzintermediäre
[GwV Kst, SR 955.16]). Diese Verpflichtung gilt nicht nur bei Aufnahme
der Geschäftsbeziehung, sondern während ihrer ganzen Dauer (Art. 5
Abs. 1 GwG), womit dem Umstand Rechnung getragen wird, dass der
benefrciary bei gewissen Trusts wechseln oder noch gar nicht bestimmt
sein kann. Ist der trustee selber nicht berufsmässig tätig und damit nicht
Finanzintermediär im Sinne von Artikel 2 Absatz 3 GwG, wird er in
aller Regel mit einem solchen – beispielsweise einer Bank oder einer
professionellen Vermögensverwaltung – zusammenarbeiten, der dann
seinerseits verpflichtet ist, eine schriftliche Erklärung über die wirt-
schaftlich berechtigte Person einzuholen. Diese Pflicht besteht sowohl
auf Grund von Buchstabe a als auch von Buchstabe b von Artikel 4
Absatz 1 GwG, da Trusts hier als Sitzgesellschaften gelten ( Art. 3 GwV
Kst). Banken sind schon auf Grund von Artikel 3 und 4 der Vereinba-
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rung über die Standesregeln zur Sorgfaltspflicht der Banken zur Iden-
tifikation des wirtschaftlich Berechtigten verpflichtet. Daraus ergibt
sich, dass die zur Verhinderung von Geldwäscherei erforderliche Trans-
parenz bei in der Schweiz verwalteten Trusts gewährleistet ist. Die
Schweiz setzt sich mit einer Ratifikation des Haager Trust-Überein-
kommens nicht in Widerspruch zu ihrer Haltung im Rahmen der
Groupe d’action financiëre sur le blanchiment de capitaux GAFI. Letz-
teres gilt umso mehr, als der Trust mit der Ratifikation des Überein-
kommens nicht neu in die Schweiz eingeführt wird. Die Ratifikation hat
lediglich zur Folge, dass der Trust auf eine solidere rechtliche Basis
gestellt wird, was der Bekämpfung der Geldwäscherei letztlich dienlich
ist. Ein Trust lässt sich wirksamer überwachen, wenn Klarheit über seine
zivilrechtlichen Wirkungen besteht. Die Schweizer Kontrollstelle für
die Bekämpfung der Geldwäscherei ist in diesem Sinne einer Ratifika-
tion gegenüber positiv eingestellt.

Im Übrigen sei noch darauf hingewiesen, dass die Transparenz-
probleme, die sich beim Trust stellen, bereits bei der Treuhand gegeben
sind. Auch die Treuhand beruht auf einer Spaltung zwischen formellem
Eigentum und wirtschaftlicher Berechtigung. Sie kann genauso formlos
errichtet werden wie ein Trust, und selbst die Begünstigung kann gleich
ausgestaltet werden. Der Treuhänder kann sich selber oder einen Drit-
ten als Begünstigten einsetzen oder die Bestimmung des Begünstigten
dem Treuhänder oder einer anderen Person überlassen. Er kann sich
zudem das Recht ausbedingen, während der Dauer der Geschäfts-
beziehung die Begünstigung neu zu regeln. Die Treuhand ist insofern
sogar bedenklicher als der Trust, weil der Treugeber sich ein vollumfäng-
liches Weisungsrecht vorbehalten kann, was im anglo-amerikanischen
Recht nicht möglich ist. Was den Trust für unlautere Machenschaften
möglicherweise attraktiver macht als die Treuhand, ist der Umstand,
dass die Gläubiger des trustee nicht auf das Treugut greifen können.
Hier ist allerdings zu bedenken, dass nach der Praxis des Bundes-
gerichts dasselbe kraft Artikel 401 Absatz 1 OR auch bei der Treuhand
zu gelten scheint, sobald der Treuhänder das Treugut auf ein Bankkonto
transferiert. Die Forderung gegen die Bank verbleibt zwar vorerst im
fiduziarischen Eigentum des Treuhänders. Mit Konkurs des Letzteren
geht sie indes durch Legalzession auf den Treugeber über.

Was die steuerliche Behandlung von Trusts betrifft, begrüssen wir die
Einsetzung einer entsprechenden Arbeitsgruppe der Schweizerischen
Steuerkonferenz, da diesbezüglich bis heute eine einheitliche Regelung
fehlt

Aus aufsichtsrechtlicher Sicht zu bedenken ist. dass Trusts wie Stif-
tungen verselbstständigte Vermögen sind. Obwohl es Unterschiede zwi-
schen den beiden Rechtsgebilden gibt, kann ein Trust dieselben Zwecke
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wie eine Stiftung verfolgen. Durch die Bildung eines Trusts könnte dem-
nach die Aufsicht über Stiftungen umgangen werden. Wie im erläutern-
den Bericht ausgeführt wird, ist jedoch schon heute eine Umgehung der
«Aufsicht» durch z. B. liechtensteinische Stiftungen möglich. Anderseits
wäre es mit dem Haager Übereinkommen auch vereinbar, aufsichts-
rechtliche Bestimmungen vorzusehen. Gemäss erläuterndem Bericht
soll sich die Expertenkommission Zimmerli zum Bundesgesetz über die
Finanzmarktaufsicht mit dieser Problematik befassen. Auf Grund der
besonderen Art des Rechtsgebildes «Trust» wäre es unserer Ansicht
nach aber nicht sinnvoll,Trusts der Stiftungsaufsicht zu unterstellen.

Genehmigen Sie, Herr Bundesrat, die Versicherung unserer aus-
gezeichneten Hochachtung.

Im Namen des Regierungsrates
Der Präsident:

Der Staätsschreiber:

RRB Nr. 132/2005



Le Radl suisse

Christlichdemokratist-1lc Vi)lk 5partei PartË Dëmocrate-Chrë tien
Partito Popolare Democra{ieo

Bundesamt für Justiz

3003 Bern

Bern, 31. Januar 2005

Vernehmlassungsverfahren: Bundesbeschluss über die Genehmigung des Haager
Übereinkommens über das auf trusts anzuwendende Recht und über ihre Anerken-

nung

Sehr geehrte Damen und Herren

Mit Schreiben vom 20. Oktober 2004 haben Sie uns eingeladen, zum Bundesbeschluss über

die Genehmigung des Haager Übereinkommens über das auf trusts anzuwendende Recht

und über ihre Anerkennung Stellung zu nehmen. Wir danken Ihnen für die Gelegenheit zur

Äusserung und unterbreiten Ihnen hiermit unsere Haltung,

Als Partei, die sich für eine nachhaltige liberal-soziale Marktwirtschaft einsetzt, begrüsst die

CVP eine möglichst baldige Ratifikation des Haager Trust-Übereinkommens, weil damit nicht

nur für die in der Schweiz tätigen Banken in einem wichtigen Geschäftsbereich Rechtssi-

cherheit entsteht, sondern diesen auch neue Möglichkeiten zur Geschäftstätigkeit eröffnet

werden. Dies trägt zur Stärkung des Finanzplatzes und damit des Wirtschaftsstandortes
Schweiz bei.

Aus diesen Überlegungen erachten wir es auch als vordringlich, das Haager Trust-

Übereinkommen schnell zu ratifizieren. Die Anpassungen in einzelnen Bundesgesetzen sind

gleichzeitig auf ein Minimum zu beschränken, um keine unnötigen Verzögerungen zu provo-

zieren. Geklärt werden sollte indes, und zwar möglichst schnell, die steuerliche Behandlung
der Trusts.



Schliesslich möchten wir noch festhalten, dass wir die Ratifikation des Übereinkommens ei-

ner autonomen Regelung im IPRG aus verschiedenen Gründen klar vorziehen.

Wir danken Ihnen, sehr geehrte Damen und Herren, für die Möglichkeit zur Stellungnahme
und verbleiben

mit freundlichen Grüssen

CHRISTLICHDEMOKRATISCHE VOLKSPARTEI DER SCHWEIZ

14 .

Doris Leuthard. Nationalrätin
Parteipräsidentin

Reto Nause
Generalsekretär



Eidgenössisch-Demokratische Union
Union Dëmocratique Fëdërale
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An das
Eidg. Justiz- und Polizeidepartement
Bundesamt für Justiz
Bundesrain 20
3003 BernThun, 27. Januar 2005

Bundesbeschluss über die Genehmigung des
Haager Übereinkommens über das auf trusts
anzuwendende Recht und über ihre Anerkennung
Vernehmlassungsverfahren

Sehr geehrter Herr Bundesrat
Sehr geehrte Damen und Herren

Besten Dank für die Vernehmlassungsunterlagen. Wir nehmen, auf Antrag der vorberatenden Polit-
kommission, gerne Stellung dazu. Sie erhalten diese in drei Exemplaren.

Einleitung
Die EDU versteht sich als eine wirtschaftlich unabhängige politische Partei. Im Bereich des "Finanz-
platzes Schweiz" plädiert sie für Transparenz und Gerechtigkeit und kann daher von ihr als falsch
empfundene Tendenzen und Prägungen sowie Fehlverhalten nicht gutheissen.

Grundsätzliche Überlegungen
Die Ratifizierung des Haager Übereinkommens über das auf trusts anzuwendende Recht und über
ihre Anerkennung bewerten wir als eine reine Kommunikationsmassnahme. Wir verstehen, dass die
wirtschaftliche Bedeutung von trusts in der Schweiz zunimmt und dass eine Beteiligung am Überein-
kommen die Rechtssicherheit für die Behandlung ausländischer trusts in unserem Land schafft.
Da das Haager frust-Übereinkommen nicht in Widerspruch zur Haltung der Schweiz im Rahmen der
G roupe d’action financiëre sur Ie blanchiment de capitaux (GAFI) steht, sehen wir keinen Grund, eine
Beteiligung abzulehnen. Die Ratifikation hat lediglich zur Folge, dass der trust auf eine solidere recht-
liche Basis gestellt wird, was letztlich der Bekämpfung der Geldwäscherei dienlich ist.

Schlussbemerkung
Aus diesem Grund unterstützt die EDU eine Ratifikation des Haager Übereinkommens über das auf
trusts anzuwendende Recht und über ihre Anerkennung durch die Schweiz, sowie die daraus resul-
tierende Anpassung des schweizerischen Rechtes (vor allem IPRG).

Wir danken für Ihre Kenntnisnahme und Ihre weiteren Bemühungen zum Wohle der Allgemeinheit.

Mit freundlichen Grüssen
Für die EDU Schweiz
Der Präsident: Der Sekretär:

4/Ar
Hans Moser Thomas Feuz

einige aktuelle Unterlagen
Schon besucht?

www.edu-udf. ch
www.udf. ch
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Luc RECORDON
Conseiller municipal ä Jouxtens-Mëzery
Conseiller national
Grand-Chëne 8
1002 LAUSANNE
Tëlëphone : (021 ) 345.36.40
Tëlëcopieur : (021) 345.36.44

Office fëdërat de la justice
Bundesrain 20
Att. M. Heinrich Koller. directeur
3003 Berne

Lausanne, le 5 avril 2005

Concerne : dëterminations des Verts suisses sur l’Arrëtë fëdëral portant approbation de la
Convention de La Haye relative ä la loi applicable au trust et ä sa
reconnaissance

Monsieur le Directeur,

M’apercevant de ce que, par un malheureux concours de circonstances les dëterminations
mentionnëes sous rubrique ne sont pas parties ä temps, je prends nëanmoins la libertë de
vous les adresser sous ce pli, en partant de l’idëe qu’elles vous serons peut-ëtre de quelque
utilitë

Je vous prie d’excuser ce contre-temps et d’agrëer, Monsieur le Directeur, I'expression de
votre considëration distinguëes.

Pour les Verts suisses :

1. A-k
Luc Recordon, conseiller national



DETERMINATIONS DES VERTS SUISSES SUR L’ARRETE FEDERAL PORTANT
APPROBATION DE LA CONVENTION DE LA HAYE RELATIVE A LA LOI

APPLICABLE AU TRUST ET A SA RECONNAISSANCE

Dans l’ensemble, les Verts saluent le principe du projet. II doit permettre en effet de clarifier
une situation juridique difficile, liëe ä une institution juridique particuliëre de droit anglo-
saxon. Cette institution concerne cependant de plus en plus de justiciables dans notre pays. II
est dës lors important que ceux-ci puissent au besoin faire valoir sans difficultës leurs droits
en Suisse ëga]ement, sans subir le risque de devoir entamer des procëdures coüteuses pour
eux et pour les pouvoirs publics suisses.

A cet ëgard il serait d’ailleurs souhaitable de reprendre l’idëe de rëgler en droit suisse la
figure assez proche de la fiducie, simultanëment au prësent projet ou immëdiatement aprës. 11
est en effet paradoxal de ne rëgler que la question de la reconnaissance en droit suisse d’un
instrument de droit ëtranger, ainsi que ses rapports avec certaincs parties du droit interne
(notamment successoral), sans complëtement clarifier les instruments trës proches qui
peuvent ëtre employës chez nous aujourd’hui dëjä. On en reste ainsi ä une situation ä moitië
clarifiëe, ce qui n’est pas satisfaisant.

Sur les propositions de dëtail, nous ëmettons les observations suivantes :

iI faut complëter le projet en droit successoral de maniëre ä prëciser que celui qui ëlëve
des prëtentions relatives ä un trust doit en prioritë s’en prendre au trustee pour les biens
encore ä disposition dans le trust, afin de simplifier l’action civile et d’ëviter que le
demandeur soit obligë d’agir tous azimuts, assez souvent mëme simultanëment en Suisse
et ä l’ëtranger ;

iI est indispensable d’introduire, toujours en droit successoral, l’obligation impërative du
trustee de renseigner les hëritiers rëservataires sur la composition et sur les bënëficiaires
du trust, ä dëfaut de quoi la violation ëventuelle d’une rëserve successorale ne pourra pas
ëtre contrëe de maniëre efficace ;

en droit des poursuites, le choix de la continuation de la poursuite par voie de faillite est
mauvais> car tout tombe alors dans Ia masse, mëme pour una crëance modeste, au risque
d’ailletlrs de pro-,’oquer souvent une &'.illite internationale, ce qui est trës lourd : la
continuation par voie de saisie est une bien meilleure solution.

Les Verts vous remercient de bien vouloir tenir compte des remarques qui prëcëdent.

Berne, le 4 fëvrier 2005

Pour les Verts Suisses :
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Parti llbëral suIsse / LIberale ParteI der Schweiz

Office fëdëral de la Justice
A l’attention de Monsieur
Christophe Blocher
Conseiller fëdëral
3003 Berne

Berne, le 28 janvier 2005

Procëdure de consultation
Convention de la Haye sur les trusts

Monsieur le Conseiller fëdëral,

Nous vous remercions d'avoir associë le Parti libëral suisse (PLS) ä la procëdure de
consuttation citëe en titre et nous avons le plaisir de vous faire parvenir, ci-dessous, notre
rëponse

Notre Association a depuis longtemps estimë nëcessaire de procëder ä la ratification de la
Convention, compte tenu de I'importance primordiale que revët I'activitë liëe aux trusts au
sein de la place financiëre suisse et, en particulier, dans Ie domaine du 6 private banking D.
Les ëlëments suivants mëritent d'ëtre mis en exergue :

1. Rëvision de la LDIP comme alternative ä la ratification de la Convention

Nous avons constatë avec satisfaction que le Dëpartement fëdëral de justice et police
(DFJP j avait renoncë dans son projet ä envisager une rëvision de la LDIP comme alternative
ä la ratification de la Convention (chiffre 1.5, p. 29 et suivante). En effet, une teIle rëvision
impliquerait un travail important du lëgislateur suisse qui ne manquerait pas de retarder
encore davantage la reconnaissance des trusts en Suisse. Par ailleurs les risques de
contradiction entre la LDIP et la Convention seraient inëvitables et porteraient prëjudice ä la
sëcuritë du droit en la matiëre. Enfin, compte tenu de la dimension souvent internationale du
trust, iI paraTt prëfërable de se joindre ä un effort d'unification juridique ä large ëchelle par le
biais d'une Convention plutöt que d'opter pour une solution purement locale.

2. Registre du patrimoine mobilier

II faut saluer le fait que le projet du DFJP (chiffre 1.4.4.1) n'ait pas retenu la proposition
contenue dans le rapport de I'OFJ qui entendait rendre obligatoire I'inscription dans un
registre public de I'existence d'une relation de trust portant sur un patrimoine mobilier.

Parti libëral suisse / Liberale Partei der Schweiz
Spitalgasse 32 - Case postaJe / Postfach 7107 - 3C)O 1 Bern

Tel 03 1 311 64 04 - Fa( 03 1 312 54 74 - Natel 079 425 45 08
E-mail info@liberal.ch - Web http://www.liberal.ch

Palais fëdëral / Bundeshaus
Tel. 03 1 322 99 61 - Fax 03 1 322 97 32



convient de relever que cette obligation n’ëtait pas du tout envisagëe par le Professeur Luc
Thëvenoz dans son ëtude de 2001 commandëe par I'OFJ. En effet, iI s’exprime en ces
termes ä ce propos I K On remarquera que I'article 12 de la Convention et la rëgle ci-dessus
proposëe visent une facultë du trustëe, et non une obligation de s'identifier comme tel ou de
rendre manifeste I'existence du trust. En effet, l’acte de trust (trust deed) et, subsidiairement,
la loi applicable au trust, ne font pas nëcessairement obligation au trustëe de rendre
I'existence d'un trust manifeste pour les tiers. Sous rëserve de la loi qui rëgit Ie trust, I'acte
de trust peut faire de cette forme de publicitë une obl igation, une simple facultë, voire
I'interdire. Un tel choix du settlor est de nature ä rëduire sensiblement le droit de suite des
bënëficiaires ä I'encontre des acquëreurs. 11 n 'appartient cependant pas au droit suisse de
transformer la facultë prëvue par la Convention en une vëritable obliqation » (Luc Thëvenoz,
Trust en Suisse : Adhësion ä la Convention de la Haye sur les trusts et codification de la
fiducie, Schutthess 2001, p. 121, extrait soulignë par nos soins).

Sauf ä vouloir enlever toute portëe pratique ä la ratification de la Convention par la Suisse, iI
ëtait impëratif de supprimer cette obligation d'inscription portant sur un patrimoine mobilier.

3. Surveillance des trusts et des trustëes

Le DFJP a renoncë ä inclure dans son projet des dispositions rëgissant la surveillance des
trusts. Toutefois, le rapport explicatif prëcise qu' < iI est parfaitement loisible au lëgislateur
suisse d'adopter des dispositions relatives ä la surveillance des trusts. 11 pourrait, par
exemple, soumettre les trusts ä une surveillance similaire ä celle qui s'applique aux
fondations ou soumettre I'exercice ä titre professionnel de I'activitë de trustee au rëgime de
I'autorisation . D (chiffre 2.5, p. 40).

II nous paraTt trës important de ne pas soumettre les trusts ä une surveillance
disproportionnëe. En effet, tout comme !a problëmatique du registre publique ëvoquëe ci-
dessus, une surveillance trop ëtendue dans ce domaine pourrait rëduire de maniëre sensible
les avantages liës ä la ratification de la Convention. 11 convient de rappeler dans ce contexte
que, dans les pays anglo-saxons ä I'origine de la notion de trusts, la surveillance ne s'exerce
souvent que pour les trusts crëës sous forme de « charity D. Cas ëchëant, une solution
similaire devrait ëtre adoptëe en Suisse. II faut d'ailleurs souligner que la plupart des
trustëes actifs en Suisse font dëjä I'objet d'une surveillance en leur qualitë d'intermëdiaires
financiers.

De mëme, iI nous semble contreproductif de vouloir soumettre I'exercice ä titre professionnel
de I'activitë de trustëe au rëgime de I'autorisation. En effet, iI faut se demander quelle serait
I'autoritë chargëe d'attribuer les licences et quels critëres devraient ëtre appliquës ä cet effet.
Le rapport ne dit rien ä ce sujet. La mise en place d'une autoritë ad hoc aurait
immanquablement pour effet d'entraTner une charge administrative, des coüts et des retards
supplëmentaires.

Sur Ie plan pratique, on voit d’ailleurs mal comment on pourrait amener des trustëes
ëtrangers ä se plier ä des exigences de droit suisse pour voir les trusts dont ils sont
responsables reconnus par la lëgislation helvëtique. Une teIle exigence sembte contraire au
but de la Convention, qui est de permettre la reconnaissance en Suisse de trusts
valablement constituës selon un droit ëtranger et, dans la plupart des cas, avec un trustëe
ëtranger

De plus, la Grande-Bretagne, berceau du trust, n'impose aucune surveillance aux trustëes et
considëre que les rapports de trust relëvent exclusivement du droit privë. A cela s'ajoute
encore que le Luxembourg, qui vient de ratifier Ia Convention en question, ajustement
renoncë ä instaurer un tel rëgime d'autorisation. II est difficilement concevable que la Suisse



impose ä sa place financiëre des conditions plus strictes dans ce domaine que ses
principaux concurrents europëens, sauf ä vouloir mettre en përil sa compëtitivitë.

4. Fiscalitë

Le projet du DFJP ne contient pas de dispositions de droit fiscal. 11 se borne ä relever qu'un
groupe de travail a ëtë mis sur pied sous I'ëgide de la Confërence fiscale suisse (CFS) qui
sera amenë ä ëtablir K une liste des problëmes fiscaux rencontrës dans le problëme des
trusts » et ä proposer K des solutions qui pourraient ëtre fixëes dans une circulaire de la CFS
ou de I'administration fëdërate des contributions » (chiffre 2.6, p. 41 ).

La problëmatique fiscale revët une importance cruciale dans ce dëbat et on peut regretter
qu'elle soit sous-estËmëe par le DFJP. En effet, ce dernier semble penser que la sëcuritë
juridique assurëe par le biais de la ratification de la Convention suffira ä accroTtre
considërablement l’attractivitë de la place financiëre suisse dans Ie domaine des trusts et
permettra d'ëviter un exil des affaires liëes ä ce type de structures vers d'autres centres
offshore (chiffres 1.4.3.2 p. 21 et 4.3, p. 44).

La ratification de la Convention est certes un prëalable indispensable, mais
malheureusement pas suffisant, pour le dëveloppement de I'activitë des trusts en Suisse. Un
rëgime fiscal favorable, en comparaison internationale, pour le patrimoine du trust administrë
par un trustëe en Suisse constitue une condition sine qua non ä I'essor de ce secteur dans
notre pays.

5. Lutte contre le blanchiment d'arqent

11 nous paraTt important de souligner que la ratification de la Convention par la Suisse ne
constitue nultement un obstacle ä 1a lutte anti-blanch:ment, compte tenu des obligations trës
strictes qui incombent aux intermëdiaires financiers en matiëre d'identification de I'ayant droit
ëconomique. Ce point est expressëment reconnu par le DFJP dans son rapport explicatif,
dont il convient de citer quelques extraits ici : < iI ressort tout d'abord que notre lëgislation
garantit la transparence nëcessaire ä empëcher le blanchiment d'argent par des trusts
administrës en Suisse (...) La ratification a pour seule consëquence d'asseoir Ie trust sur des
bases juridiques plus solides, ce qui, en dëfinitive, ne peut ëtre que profitable ä la lutte
contre le blanchiment d’argent. Un trust peut ëtre surveillë de maniëre plus efficace lorsque
la transparence rëgne ä l’ëgard de ses effets de droit civil. Cela explique que I'Autoritë
suisse de contröle en matiëre de lutte contre le blanchiment d'argent soit favorable ä une
ratification de la convention » (chiffre 1.4.5. 7, p. 27) .

Le PLS tient ä souligner le fait que la ratification de la Convention de La Haye relative ä la toi
applicable au trust et ä sa reconnaissance ne constituera un progrës effectif qu'ä la condition
que le volet civil contenu dans Ia Convention puisse s'adosser ä une pratique fiscale
appropriëe. II est en effet indispensable que les rëflexions actuellement menëes au sein des
administrations fiscales, et plus particuliërement par la Confërence suisse des impöts,
tiennent compte des spëcificitës juridiques du trust et des relations qui lient settlor, trustee et
bënëficiaires potentiels. Une vision trop "helvëtique" de ces concepts nous ferait vivement
craindre que le traitement fiscal des flux financiers concernant chacun des acteurs prëcitës
soit ä ce point dëfavorable que I'ëlan donnë par la ratification de la Convention de La Haye
soit stoppë net et son effet rëduit ä nëant. De teIles craintes sont aujourd'hui fondëes lorsque
I'on voit comment la question du trust est apprëhendëe par I'administration fëdërale des
contributions dans Ie cadre des dispositions d'applications de I'Accord conclu entre Ia Suisse
et I'Union europëenne en matiëre de fiscalitë de I'ëpargne: iI faut ä notre avis bannir de la
rëflexion les solutions et interprëtations par trop ''suisses" et privilëgier celles qui se
fonderont sur une comprëhension exacte du concept anglo-saxon du trust et de ses acteurs,



de leurs droits et de leurs obligations.

En vous remerciant de l’attention que vous voudrez bien accorder ä notre rëponse, nous
vous prions d’agrëer, Monsieur le Conseiller fëdëral, les assurances de notre trës haute
considëration.

PARTI LIBERAL SUISSE
Le Secrëtaire gënëral
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Christophe Berdat



Schweizerische Volkspartei
Union Dëmocratique du Centre
UnËone Democratica di Centro
Partida Populara Svizra

Brückfeldstrasse 18
Postfach
CH-3000 Bern 26
PC-Kto. 30-8828-5

Telefon 0041-(0)31 300 58 58
Telefax 0041-(0)31 300 58 59
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Generalsekretariat
Secrëtariat gënëral

Bundesamt für Justiz
Bundesrain 20
3003 Bern

Bern, 27. Januar 2005

Bundesbeschluss über die Genehmigung des Haager Übereinkommens über
das auf Trusts anzuwendende Recht und über ihre Anerkennung

Vernehmlassungsantwort der Schweizerischen Volkspartei (SVP)

Sehr geehrte Damen und Herren

Wir danken Ihnen für die Einladung, im Rahmen des obgenannten
Vernehmlassungsverfahrens Stellung zu nehmen. Gerne äussern wir uns dazu wie
folgt

Die SVP unterstützt den Beitritt der Schweiz zum Haager Trust
Übereinkommen. Der Beitritt ist wichtig für den Finanzplatz Schweiz und ermöglicht
es, eine momentan herrschende Rechtsunsicherheit für Anleger zu beheben. Zudem
unterstützt der Beitritt zum Haager Trust Übereinkommen die internationale
Konkurrenzfähigkeit der Schweizer Banken und bringt erb- und steuerrechtliche
Vorteile

Wir danken Ihnen für die Berücksichtigung unserer Stellungnahme und grüssen Sie
freundlich.

SCHWE
DejParteipräs

ZERISCHE VOLKSPARTEI
ident Der Generalsekretär

Ueli Maurer
Nationalrat

A. Rutz
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Konferenz der Betreibungs- und Konkursbeamten der Schweiz
Confërence des prëposës aux poursuites et faillites de Suisse

Conferenza degli ufficiale di esecuzione e fallimenti della Svizzera
Conferenza dals funcziunaris da scussiun e falliment de la Svizra

Dr. Werner Müller, Präsident
Ungarbühlstrasse 49
8200 Schaffhausen

Schaffhausen, 14. Januar 2004

Bundesamt für Justiz

IIlIIIIlIIIIlIIIIlIIIIlIIIIlII/BE:SEE?=18”'''=1
BJ=00000000504249

Tel, Privat 052/625 79 62

Tel. Büro 052/632 54 60
Fax Büro 052/632 54 80
E-Mail Büro: werner.mueller@ktsh.ch

3003 Bern

Bundesbeschluss über die Genehmigung des Haager Übereinkommens über das auf
trusts anzuwendende Recht und über ihre Anerkennung
Vernehmlassung

Sehr geehrter Herr Bundesrat,

Sehr geehrte Damen und Herren,

Wir beziehen uns auf Ihr Schreiben vom 25. Oktober 2004 und danken Ihnen. dass Sie
unsere Konferenz einmal mehr in den Kreis der interessierten Verbände aufgenommen und
ihr Gelegenheit gegeben haben, sich zum erwähnten Bundesbeschluss äussern zu können.

Die neuen Bestimmungen der Art. 284a und 284b SchKG veranlassen uns nicht zu
eingehenden Ausführungen; ihre Bedeutung wird sich in der Praxis erweisen müssen, wobei
wir nicht von zahlreichen Fällen ausgehen.

Mit freundlichen Grüssen

KONFERENZ DER
BETREIBUI",IGS_ UND
Koi\jK URs3Eß, rUTEN

DER SCHWEiZ

(Dr. W. Müller, Präsident)
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Basel, 31. Januar 2005
J.2/CWI/BSt/J Re

Bundesbeschluss über die Genehmigung des Haager Übereinkommens über das auf
Trusts anzuwendende Recht und über ihre Anerkennung

Sehr geehrter Herr Bundesrat

Wir danken Ihnen für die Einladung zur Vernehmlassung zum Bundesbeschluss über
die Genehmigung des Haager Übereinkommens über das auf Trusts anzuwendende
Recht und über ihre Arlerkennurig. Unsere Vereinigung \wurde im Dezember 2003 im
Rahmen eines informellen Vorkonsultationsverfahrens in gleicher Sache zur Stellung-
nahme eingeladen. An unserer damaligen Vernehmlassungsantwort vom 30.3.2004
(vgl. Beilage) halten wir fest

I. Zusammenfassung

Unsere Vereinigung begrüsst den vorgeschlagenen Bundesbeschluss. Die möglichst
baldige Ratifikation des Haager Trust-Ubereinkommens ist notwendig, weil damit
Rechtssicherheit in einem für die Banken wichtigen Geschäft erreicht werden kann

Wir befürworten insbesondere die Einsetzung einer Arbeitsgruppe der Schweizeri
schen Steuerkonferenz (SSK). welche die steuerlichen Probleme in Zusammenhang
mit Trusts auflisten und Lösungen vorschlagen wird

in Bezug auf einzelne Gesetzesanpassungen schlagen wir den ausdrücklichen Aus
schluss von „Constructive Trusts" in Art. 149b IPRG vor. Zudem regen wir an, in Art
2841) SchKG neu auch den Fall einer Betreibung gegen den Trustee, der selbst nicht
In Konkurs geht, zu regeln

II. Allgemeine Bemerkungen
Der Trust ist heute ein im schweizerischen Bankgeschäft bekanntes und bereits stark
verbreitetes Rechtsverhältnis. Die Trusts haben für den Finanzplatz Schweiz, insbe-
sondere die Schweizer Banken und Trustgesellschaften eine grosse wirtschaftliche
Bedeutung. Zahlreiche von Trusts gehaltene Vermögenswerte liegen bei Schweizer
Banken und werden von diesen oder deren Servicegesellschaften verwaltet. Schweizer

•Association suisse des banquiers Aeschenplatz 7 T +41 61 295 93 93
Associazione Svizzera dei Banchieri Case postale 4182 F +41 61 272 53 82
Swiss Bankers Association CH-4002 Bäle office@sba.ch
Schweizerische Bankiervefeinigung www.swissbanking.org
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Banken und werden von diesen oder deren Servicegesellschaften verwaltet. Schweizer
Banken haben sich in den letzten Jahren immer mehr auf die Verwaltung von Trusts
spezialisiert. Das Trustgeschäft hat für sie zunehmend an Bedeutung gewonnen. und
es darf erwartet werden, dass seine Bedeutung in Zukunft noch zunehmen wird.
Trotz seiner Bedeutung in der Praxis ist der Trust nach wie vor ein in der schweizeri-
schen Rechtsordnung unbekanntes Rechtsinstitut. Dies führt zu schwierigen Abgren-
zungsfragen insbesondere in Bezug auf das anwendbare Recht. Damit drohen Kon-
troll- und Compliance-Risiken. Bis auf wenige Ausnahmen verzichten deshalb die
Schweizer Banken darauf, Trusts von der Schweiz aus zu verwalten.

Mit der Ratifikation des Haager Trust-Übereinkommens lässt sich eine entscheidende
Verbesserung der Rechtssicherheit als Folge der formellen Anerkennung ausländischer
Trusts erreichen. So wird die Schweiz wesentlich attraktiver für die Führung ausländi-
scher Trusts, wovon nicht nur die Banken, sondern die gesamte Wirtschaft und der
Fiskus profitieren werden.

III. Bemerkungen zum vorgeschlagenen Bundesbeschluss
Die Schweizerische Bankiervereinigung begrüsst den vorgeschlagenen Bundesbe-
schluss. Wir nehmen mit Befriedigung zur Kenntnis, dass die im Vorkonsultationsver-
fahren als Variante zur Ratifikation des Abkommens diskutierte autonome Lösung im
IPRG nicht weiterverfolgt wurde. Eine solche Lösung wäre mit vielen Nachteilen ver-
bLInden gewesen und hätte insbesondere umfangreiche Gesetzgebungsarbeiten er-
fordert, womit eine weitere Verzögerung der Anerkennung von Trusts gedroht hätte.
Wir hoffen, dass die für die Ratifikation erforderlichen Schritte möglichst bald einge-
leitet werden und insbesondere die Vorlage mit einer hohen Priorität in die parlamen-
tarische Behandlung geschickt wird.

Wir begrüssen, dass verschiedene in unserer Stellungnahme vom 30.3.2004 vorge-
brachten Anliegen Aufnahme in den Bundesbeschluss resp. in den erläuternden Be-
gleitbericht gefunden haben. Namentlich haben wir darauf hingewiesen, dass die mit
der Ratifikation angestrebten positiven Auswirkungen auf das Trustgeschäft in ent-
scheidendem Masse von der steuerlichen Behandlung in der Schweiz abhängen. Un-
serem Anliegen nach Einsetzung einer Arbeitsgruppe zur Prüfung der steuerlichen
Fragen wird entsprochen, indem eine Arbeitsgruppe der Schweizerischen Steuerkon-
ferenz (SSK) beauftragt wird, die steuerlichen Probleme in Zusammenhang mit Trusts
aufzulisten und Lösungen vorzuschlagen, die in einem Kreisschreiben der SSK oder
der EStV festgehalten werden sollen (vgl. Begleitbericht, Ziff. 2.6., S. 39).
Zu nachfolgenden Punkten erlauben wir uns. die bereits im Vorkonsultationsverfah-
ren geäusserten Bemerkungen zu erneuern:
ad Art. 149b IPRG
Das HTÜ soll nur auf rechtsgeschäftlich errichtete Trusts Anwendung finden. Sog
„constructive Trusts’' und ähnliche Rechtsgebilde soIIen hingegen nach den ihnen
zugrunde liegenden Rechtsverhältnissen beurteilt werden. Da nicht ausgeschlossen
werden kann, dass diese Gebilde in Zukunft dennoch als rechtsgeschäftliche Trusts
betrachtet werden und damit in den Anwendungsbereich des HTÜ fallen, sollte Art.
149b IPRG insoweit verdeutlicht werden.
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ad Art. Art. 284b SchKG
Wir regen an, neu auch den Fall einer Betreibung gegen den Trustee, der selbst nicht
in Konkurs geht, zu regeln.

Mit freundlichen Grüssen
Schweizerische Bankiervereinigung

R. Schwob C. Winzeler

Beilage
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Bundesamt für Justiz
Herrn Prof. Dr. Heinrich Koller
Bundeshaus West
3003 Bern

Basel. 30. März 2004
J.2/CWI/BST

Rechtliche Behandlung des Trust in der Schweiz (Haager Trust-Übereinkommen)

Sehr geehrter Herr Professor Koller

Wir danken Ihnen für die Einladung zur Vernehmlassung betreffend den Vorentwurf
und Begleitbericht über die rechtliche Behandlung des Trust in der Schweiz (Haager
Trust-Übereinkommen) .

I. Zusammenfassung
- Unsere Vereinigung begrüsst eine möglichst baldige Ratifikation des Haager Trust-

Übereinkommens, weil damit Rechtssicherheit in einem für die Banken wichtigen
Geschäft erreicht werden kann.

- Die Ratifikation des Übereinkommens ist einer autonomen Regelung im IPRG vorzu-
ziehen

- Die Ratifikation macht nur Sinn, wenn gleichzeitig auch die steuerliche Behandlung
von Trusts geklärt wird. Entsprechende Vorschläge sollten möglichst rasch erarbeitet
werden, damit sich die Ratifikation des Übereinkommens nicht weiter verzögert.

- Die Anpassungen in einzelnen Bundesgesetzen sollen auf ein Minimum beschränkt
bleiben.

- Zu den einzelnen Gesetzesanpassungen schlagen wir vor:
- Art. 149a Abs. 2 IPRG: Streichung des alternativen Gerichtsstands am Wohnsitz
bzw. Aufenthaltsort des Beklagten;
- Art. 149b IPRG: Ausdrücklichen Ausschluss von ..constructive Trusts"

- Art 149d IPRG: Verzicht auf die Schaffung eines Fahrnisregisters;
- ZGB: Aufnahme eines neuen Art. 208 Abs. 3 ZGB;

- SchKG: Aufnahme eines Aussonderungsrechts bei Betreibungen gegen einen
Trustee, die nicht zum Konkurs führen;

• Schweizerische Bankiervereinigung Aeschenpla tz 7 T +41 61 295 93 93
Association suisse des banquiers Postfach 4182 F +41 61 272 53 82
Associazione Svizzera dei Banchieri CH-4002 Basel office@sba.ch
Swiss Bankers Association www.swissbanking.org
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- Steuerrecht: Klärung der steuerlichen Behandlung der Trusts, umgehende Einset-
zung einer AG der ESTV, um die steuerliche Behandlung der Trusts beförderlich zu
klären

- Aufsichtsrecht: Lizenzerfordernis für Trustees, soweit sie nicht regulierte Finanzin-
termediäre sind (Banken, Effektenhändler) oder zum Konsolidierungskreis eines sol-
chen gehören; darüber hinaus jedoch keine institutionalisierte Aufsicht.

II. Allgemeine Bemerkungen
Der Trust ist heute ein im schweizerischen Bankgeschäft bekanntes und bereits stark
verbreitetes Rechtsverhältnis. Die Trusts haben für den Finanzplatz Schweiz. insbe-
sondere die Schweizer Banken und Trustgesellschaften eine grosse wirtschaftliche
Bedeutung. Zahlreiche von Trusts gehaltene Vermögenswerte liegen bei Schweizer
Banken und werden von diesen oder deren Servicegesellschaften verwaltet. Schweizer
Banken haben sich in den letzten Jahren immer mehr auf die Verwaltung von Trusts
spezialisiert. Das Trustgeschäft hat für sie zunehmend an Bedeutung gewonnen, und
es darf erwartet werden, dass seine Bedeutung in Zukunft noch zunehmen wird.
Trotz seiner Bedeutung in der Praxis ist der Trust nach wie vor ein in der schweizeri-
schen Rechtsordnung unbekanntes Rechtsinstitut. Dies führt zu schwierigen Abgren-
zungsfragen insbesondere in Bezug auf das anwendbare Recht. Damit drohen Kon-
troll- und Compliance-Risiken. Bis auf wenige Ausnahmen verzichten deshalb die
Schweizer Banken darauf, Trusts von der Sctlweiz aus zu verwalten.

Vor diesem Hintergrund hat unsere Vereinigung bereits im Jahre 2001 mit Schreiben
an die Vorsteherin des EJPD die baldige Ratifikation des Haager Trust-
Übereinkommens (HTÜ) angeregt. An der damaligen Position halten wir fest.

Mit der Ratifikation des Haager Trust-Übereinkommens lässt sich eine entscheidende
Verbesserung der Rechtssicherheit als Folge der formellen Anerkennung ausländischer
Trusts erreichen. So wird die Schweiz wesentlich attraktiver für die Führung ausländi-
scher Trusts, wovon nicht nur die Banken, sondern die gesamte Wirtschaft und der
Fiskus profitieren werden.

III. Zur Steuerfrage
Der Vorentwurf und Begleitbericht des BFJ über die rechtliche Behandlung des Trust
in der Schweiz schafft eine gute Basis für den Ratifizierungsprozess. Da die mit der
Ratifikation angestrebten positiven Auswirkungen auf das Trustgeschäft in entschei-
dendem Masse von der steuerlichen Behandlung des Trusts in der Schweiz abhängen,
ist eine Klärung der entsprechenden Fragen von zentraler Wichtigkeit.

Wir hoffen und erwarten, dass die entsprechenden Schritte nach Abschluss des Ver-
nehmlassungsverfahrens unverzüglich eingeleitet werden .
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IV. Zu möglichen Alternativen einer Ratifikation
In Bezug auf die in Kapitel 36 des Berichts thematisierte Alternative zur Ratifikation
sind wir der Auffassung, dass eine autonome Regelung im IPRG mit erheblichen
Nachteilen verbunden wäre1. Sie hätte namentlich umfangreiche Gesetzgebungs-
arbeiten zur Folge. womit eine weitere Verzögerung der Anerkennung von Trusts in
der Schweiz drohte. Zudem könnten Widersprüche zum Haager Übereinkommen
nicht ausgeschlossen werden
Da es sich beim Trust um ein international verbreitetes Rechtsinstitut handelt. ist die
Teilnahme an einer internationalen Rechtsvereinheitlichung vorzuziehen. Die Schweiz
kann so ein Zeichen der Offenheit setzen und der geschaffenen Rechtssicherheit eine
wesentlich grössere Publizitätswirkung verleihen als mit einer autonomen Regelung.
Dies wiederum dürfte sich wiederum positiv auf die Attraktivität des Finanz- und
Trustverwaltungsplatzes Schweiz auswirken.

V. Zu den einzelnen Gesetzesanpassungen
In Bezug auf die Anpassungen in einzelnen Bundesgesetzen sprechen wir uns für
grösstmögliche Zurückhaltung aus und befürworten die Konzentration auf einzelne
unerlässliche Anpassungen. Es gilt zu vermeiden, dass die mit der Ratifikation erreich-
ten Vorteile durch unpraktikable oder kontraproduktive Gesetzesanpassungen neutra-
lisiert werden. Damit soll zudem eine weitere Verzögerung verhindert und eine rasche
Ratifiziërung möglich werden. Weitere Anpassungen können später geprüft werden,
nachdem erste Erfahrungen mit der Umsetzung der Konvention vorliegen.

Im Grundsatz erachten wir die vorgeschlagenen Gesetzesanpassungen als zweckdien-
lich, erlauben uns aber Bemerkungen zu den folgenden Punkten:
ad Art. 149a Abs. 2 IPRG:

Wir erachten es als zu weitgehend, neben dem Sitz des Trusts wahlweise auch den
Gerichtsstand am Wohnsitz bzw. Aufenthaltsort des Beklagten vorzusehen. Stattdes-
sen schlagen wir vor, in Übereinstimmung mit Art. 5 Ziff. 6 des Lugano-
Übereinkommens (LugÜ) bei Truststreitigkeiten aIs Gerichtsstand nur den Sitz des
Trust oder dessen Verwaltungsort vorzusehen.
ad Art. 149b IPRG:

Das HTÜ soll nur auf rechtsgeschäftlich errichtete Trusts Anwendung finden, Sog.
„constructive Trusts" und ähnliche Rechtsgebilde soIIen hingegen nach den ihnen
zugrunde liegenden Rechtsverhältnissen beurteilt werden (vgl. Begleitbericht. Ziff.
413). Da nicht ausgeschlossen werden kann, dass diese Gebilde in Zukunft dennoch
als rechtsgeschäftliche Trusts betrachtet werden und damit in den Anwendungsbe-
reich des HTÜ fallen, sollte Art. 149b IPRG insoweit verdeutlicht werden.

vgl. dazu insbes. auch MAYER THOMAS M., Das Haager Trust-Übereinkommen, in:
AJ P/2004, 165.
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ad Art. 149d IPRG:

Die im Begleitbericht nicht näher begründete Schaffung eines Fahrnisregisters und
die entsprechende Eintragungspflicht von Trustverhältnissen lehnen wir ab. weil sie
zu einem unverhältnismässigen administrativen Aufwand und zu einer unnötigen
Komplizierung des Trustgeschäfts führen würde. Art. 12 HTÜ sieht lediglich die fakul-
tative Eintragung vor. Dementsprechend gelangte Prof. Thëvenoz in seiner Untersu-
chung auch zum Schluss, dass die Aufnahme eines Obligatoriums ins schweizerische
Recht nicht notwendig sei2.
ZGB:

Der Vollständigkeit halber empfiehlt es sich, im Sinne des Vorschlages von Prof.
Thëvenoz einen neuen Art. 208 Abs. 3 ZGB aufzunehmen, damit auch das Familien-
recht abgedeckt wird.
SchKG:

Die neu vorgeschlagenen Bestimmungen im SchKG sehen keine Regelung vor bei
Betreibungen gegen einen Trustee, die nicht zum Konkurs führen. Auch für diese Fälle
sollte ein Aussonderungsrecht vorgesehen werden.
Steuerrecht:

Die steuerliche Behandlung von Trusts in der Schweiz bleibt von der Ratifikation des
Haager Übereinkommens unberührt (Art. 19 HTÜ) und beurteilt sich weiterhin aus-
schliesslich nach schweizeriscilem Recht, weshalb im Rahmen des vorliegenden Be-
richts auch nicht darauf eingegangen wird.

Eine Klärung der steuerlichen Behandlung von Trusts in der Schweiz erachten wir je-
doch als dringlich und unverzichtbar. Ohne eine klare und kompetitive Regelung der
Steuerfolgen von in der Schweiz verwalteten Trusts wird das Ziel, den Finanzplatz für
Trusts attraktiv zu machen, verfehlt. Es ist deshalb von grosser Wichtigkeit, dass eine
Arbeitsgruppe der Steuerverwaltung mit der Prüfung der steuerlichen Fragen beauf-
tragt wird.
Aufsichtsrecht:

Ebenfalls offen lässt der Bericht die Frage allfälliger aufsichtsrechtlicher bzw. bewilli-
gungsrechtlicher Bestimmungen. Er erwähnt lediglich. dass es dem schweizerischen
Gesetzgeber unbenommen sei, „in Zusammenhang mit Trusts aufsichtsrechtliche Be-
stimmungen zu erlassen. Er kann beispielsweise gewisse Trusts einer Art Stiftungs-
aufsicht unterstellen oder die gewerbliche Ausübung einer trustee-Tätigkeit von einer
amtlichen Zulassung abhängig machen" (Ziff. 436).
Wir befürworten ein Lizenzerfordernis für Trustees, die keiner Finanzmarktaufsicht
unterstehen, also keine Banken bzw. Effektenhändler sind und auch nicht zum Konso-
lidierungskreis eines solchen Finanzintermediärs gehören. Dadurch sind den Trustees
gewisse Minimalanforderungen aufzuerlegen, um die in diesem Bereich unabdingba-
re Seriosität der Berufsgattung sicherzustellen. Hingegen ist aus unserer Sicht eine

2 „II n'appartient cependant pas au droit suisse de transformer la facultë prëvue par la
Convention en une vëritable obligation" , vgl. THEVENoz Luc, Trust en Suisse : Adhësion
ä la Convention de la Haye sur les trusts et codification de la fiducie, Schulthess 2001,
S 121
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institutionalisierte, permanente Beaufsichtigung der Trustees vergleichbar der Stif-
tungsaufsicht abzulehnen, zumal die internationale Rechtsvergleichung hiefür keine
Anhaltspunkte liefert.

Mit freundlichen Grüssen
Schweizerische Bankiervereinigung

t

huI(

Urs Ph. Roth Christoph Winzeler
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Bundesamt für Justiz
3003 Bern

Zürich, 28. Januar 2005/sz

Vernehmlassung zum Bundesbeschluss über die Genehmigung des Haager Überein-
kommens über das auf Trusts anzuwendende Recht und über ihre Anerkennung

Sehr geehrte Damen und Herren

Wir danken Ihnen für die Gelegenheit, zu dieser Vorlage Stellung nehmen zu können.

Der KV Schweiz anerkennt die wachsende Bedeutung, die Trusts in der Vermögensverwal-
tung einnehmen. So haben sich insbesondere auch viele Auslandbanken auf die Verwaltung
von Trusts spezialisiert und führen dafür eigene Abteilungen. Der Trust ist ein insbesondere
in Staaten angelsächsischer Rechtstradition verbreitetes tnstl-ument, das ähnlichen Zwecken
dient wie die Stiftung und Treuhand in der Schweiz.

Wir haben die Vorlage geprüft, und wir sind mit dem vorgeschlagenen Weg zur Anerkennung
ausländischer Trusts via Ratifikation des Haager-Trust-Übereinkommens mit entsprechen-
den Anpassungen im schweizerischen Recht – konkret im Bundesgesetz über das Internatio-
nale Privatrecht (IPRG) und im Bundesgesetz über Schuldbetreibung und Konkurs (SchKG) -
grundsätzlich einverstanden. Mit der Ratifikation des Abkommens würde Rechtssicherheit in
einem für die Finanzinstitute wichtigen Bereich erzielt. Der Finanzplatz Schweiz würde ge-
genüber Konkurrenten wie Luxemburg, Grossbritannien und Hong Kong gestärkt, welche
dieses Übereinkommen ebenfalls anerkennen.

Allerdings vermissen wir in Ihren Unterlagen Ausführungen über die steuerliche Behandlung
von Trusts und über die fiskalischen Auswirkungen, die mit der Neuregelung verbunden wä-
ren. Wir erwarten hier eine möglichst harmonisierte Steuerregelung und erachten es als
richtig, zur Abklärung raschmöglichst eine Arbeitsgruppe der Eidg. Steuerverwaltung einzu-
setzen und deren Überlegungen in die Botschaft aufzunehmen. Die Resultate sind für uns
ein wichtiges Kriterium zur später vorzunehmenden definitiven Einschätzung dieser Vorlage.

Mit freundlichen Grüssen

KAUFMÄNNISCHER VERB AND S' :lz

Alexander Tschäppät
Zentralpräsident

Pr/ Dr. M Class
feneralsekretär

Kaufmännischer Verband Schweiz Zentralsekretariat Hans-Huber-Strasse 4 . Postfach 687 . CH-8027 Zürich
Telefon or 283 45 45 Fax or 283 45 65 . info@kvschweiz.ch . www.kvschweiz.ch
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Bundesamt für Justiz
Herrn Bundesrat Christoph Blocher
BundesraËn 20
3003 Bern

31 . Januar 2005

Bundesbeschluss über die Genehmigung des Haager Übereinkommens über
das auf trusts anzuwendende Recht und über ihre Anerkennung

Sehr geehrter Herr Bundesrat Blocher
Sehr geehrte Damen und Herren

Mit Schreiben vom 25. Oktober 2004 haben Sie uns eingeladen, zum Bundesbe-
schluss über die Genehmigung des Haager Übereinkommens über das auf trusts
anzuwendende Recht und über ihre Anerkennung Stellung zu nehmen. Für die gebo-
tene Gelegenheit zur Meinungsäusserung danken wir Ihnen bestens.

Seitens unserer Mitglieder haben wir zu dieser Spezialmaterie wenige Reaktionen
erhalten. Der hauptinteressierte Finanzsektor hat sich bereits in früheren Phasen
positiv geäussert und auf die grosse Bedeutung von Trusts im Bankgeschäft und der
Vermögensverwaltung hingewiesen. Im Sinne der Rechtssicherheit erscheint eine
rasche Anpassung des Schweizer Rechtes notwendig. Wir verzichten entsprechend
auf eine detaillierte Kommentierung und beschränken uns auf nachstehende generel-
Ie Bemerkungen:

• Wir unterstützen im Sinne der Rechtssicherheit und Signalwirkung die Rati-
fizierung des Haager Abkommens und die in der Vernehmlassungsunterlage
vorgeschlagenen notwendigen Anpassungen des Schweizer Rechtes. Damit
werden auch die Rahmenbedingungen für Transaktionen mit Trusts in der
Schweiz klar verbessert. Eine autonome Anpassung des IPRG ohne Ratifikation
des Trust-Abkommens könnte wohl Rechtssicherheit schaffen, nicht aber die er-
wünschte positive Signalwirkung entfalten. Aus den in Ziff. 1.5 (S.28) des erläu-
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ternden Berichtes angeführten Gründen können wir diese Variante nicht unter-
stützen .

• Betreffend der Behandlung unter den Geldwäscherei-Bestimmungen halten wir
fest, dass das Schweizer Recht bereits die revidierten Anforderungen der FATF /
GAFI erfüllt und dass daraus kein negatives Argument abgeleitet werden kann

• Wir begrüssen ausdrücklich, dass im Sinne der Stellungnahmen im Vorverfahren
auf schlanke Strukturen geachtet und keine überflüssigen administrativen
Hürden aufgebaut werden. Die entsprechenden Anpassungen gegenüber dem
Vorentwurf begrüssen wir ausdrücklich

• Im Sinne einer beförderlichen Behandlung wird im Rahmen der heutigen Vorlage
auf eine Anpassung des Steuerrechtes zu Recht verzichtet. Wir unterstreichen
aber die Forderung im Rahmen des Vorverfahrens, die steuerliche Behandlung
zu klären und zu verbessern. Ohne eine solche Anpassung kann die erwünschte
positive Wirkung nur ungenügend erreicht werden. Entsprechend erwarten wir,
dass die eingesetzte Arbeitsgruppe der Schweizerischen Steuerkonferenz rasch
entsprechende Lösungen in Zusammenarbeit mit den betroffenen Wirtschaftssek-
toren bereitstellt

Für die Berücksichtigung unserer Anliegen danken wir Ihnen. Der Rechtsunterzeich-
nende steht Ihnen für weitere Informationen gerne zur Verfügung

Mit freundlichen Grüssen
economiesuisse

'li/hJ
Dr. Rudolf Ramsauer
Vorsitzender der Geschäftsleitung

Thomas Pletscher
Mitglied der Geschäftsleitung
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3003 Bern

21 . Dezember 2004/rs

Bundesbeschluss über die Genehmigung des Haager Übereinkommens über das auf
trusts anzuwendende Recht und über ihre Anerkennung – Vernehmlassungsverfahren

Sehr geehrte Damen und Herren

Das Eidgenössische Justiz- und Polizeidepartement hat uns eingeladen, zum
Bundesbeschluss über die Genehmigung des Haager Übereinkommens über das auf
trusts alrzuwendende Recht und über ihre Anerkennung Stellung zu beziehen. Da diese
Frage gemäss Arbeitsteilung mit economiesuisse – Verband der Schweizer Unternehmen
– in dessen Zuständigkeitsbereich fällt, verzichten wir auf eine eigene Eingabe.

Wir schliessen uns indessen vollumfänglich der Stellungnahme des Verbandes der
Schweizer Unternehmen an .

Mit freundlichen Grüssen

SCHWEIZERISCHER ARBEITGEBERVERBAND

Der Direktor

Dr. Peter Hasler

HEGIBACHSTRASSE 47 . POSTFACH . 8032 ZÜRICH . TELEFON 01 421 1717 . FAX 01 421 1718

Internet: http://www.arbeitgeber.ch . E-mail: verband('2arbeitgeberch



Schweizerischer Anwaltsverband
Fëdëration Suisse des Avocats
Federazione Svizzera degl i Avvocati
Swiss Bar Association

PRISE DE POSITION DE LA FEDERATION SUISSE DES AVOCATS. RELATIVE
AU RAPPORT DE L'OFFICE FEDERAL DE LA JUSTICE,

du 16 septembre 2004, intitulë :

«ARRETE FEDERAL PORTANT APPROBATION DE LA CONVENTION
DE LA HAYE RELATIVE A LA LOI APPLICABLE AUX TRUSTS ET A

SA RECONNAISSANCE»

1. GENERALITES

La prësente prise de position a ëtë prëparëe par une commission ad hoc de la FSA,
constituëe de Mes Jörg B. Bühlmann, Jean-Luc Chenaux, Aldo Crivelli, Jean-Pierre
Gross et Fabio Soldati.

EIle fait suite ä celle du 31 mars 2004 sur le rapport de I'Office fëdëral de la justice
du 18 dëcembre 2003 intitulë «Le traitement juridique du trust en Suisse (Conven-
tion de La Haye sur les trusts) » , laquelle ëtait clairement en faveur de la proposition
de ratification de la Convention de La Haye sur les trusts et d'instauration de rëgles
de conflit de for complëmentaires.

La FSA se limitera dës lors ä commenter ci-aprës les modifications lëgislatives pro-
posëes ä la loi fëdërale du 18 dëcembre 1987 sur le droit international privë et ä la
loi fëdërale du 11 avril 1889 sur la poursuite pour dettes et la faillite.

11. LOI FEDERALE SUR LE DROIT INTERNATIONAL PRIVE

Article 5, alinëa 4 nouveau

Compte tenu de la systëmatique de la LDIP, la rëserve de I'alinëa 3 apparaTt
opportune s'agissant de la dësignation unilatërale prëvue par I'article 149 a
LDIP. On ne pergoit guëre, en revanche, la pertinence de I'alinëa 2 qui vise
ä ëviter qu'une partie, peut-ëtre ëconomiquement plus faible, soit privëe
abusivement du for de son juge naturel1 ou encore qu'il y ait lieu de rëserver
I'article 2, alinëa 2 CCS2

Rappelons que la Convention de Lugano vise ëgalement ä la protection de
la partie «faible» en posant que la prorogation de for doit respecter certaines
conditions ënumërëes aux articles 12 ou 15 concernant les assurances et
les contrats conclus par les consommateurs3.

Dans ces conditions, iI serait opportun de prëvoir de maniëre expresse, ä
I'instar du systëme prëvu ä 1’article 17, alinëa 3 de la Convention de Lugano,

B. Dutoit, Droit international privë suisse, 2001, n. 11, p. 15; Zürcher Kommentar zum OPRG-
Volken. 2004. n' 102 ad article 5 LDIP:

2 Andreas Bucher, Droit internatinal privë suisse, 2ërTle ëdition, 2004, n+ 118, p. 32.
3 Andreas Bucher, op. cit. n' 100, p. 27

Marktgasse 4 - Postfach 8321 3001 Bern
Tel. +41 31 313 0606 . Fax +41 31 313 06 16 . info@swisslawyers.com - www.swisslawyers.com



les matiëres prëcises pour lesquelles I'ëlection de for serait rendue inopë-
rante par des rëgles de for impëratives prëvues par la LDIP.

Comme on le verra ä propos de I'article 149 a, alinëa 1 LDIP, iI apparaTt ä
tout le moins souhaitable de rendre inopërante I'ëlection de for qui dëroge-
rait aux fors impëratifs prëvus par la LDIP dans les matiëres visëes ä I'article
15 de la Convention de La Haye.

Article 21 a nouveau

Cet article prëvoit que I'article 21 - qui traite de la notion du siëge et de I'ëta-
blissement des sociëtës - s'applique «par analogie» aux trusts au sens du
chapitre 9 a. Cette disposition s'appliquera en particulier pour la dëfinition du
siëge du trust visëe par 1’article 149 a, alinëa 2, lettre b (examinë ci-aprës).
On peut se demander s'il ne serait pas plus clair, ä I'article 149 a, alinëa 2,
lettre b de remplacer la notion de siëge du trust par la formulation suivante :

«b) au lieu dësignë par les dispositions du trust ou, ä dëfaut de dësigna-
tion, du lieu oEl Ie trust est administrë en fait».

Cette formulation ferait I'ëconomie du nouvel article 21 a LDIP. Bien plus, un
simple renvoi analogique ä I'article 21 LDIP prëte ä confusion dans Ia me-
sure oü cette disposition fait rëfërence ä des termes ëtrangers ä I'institution
du trust, ä savoir les termes de «statuts» et de «contrat de sociëtë».

De I'avis de la FSA, iI serait opportun de complëter cette disposition pour rë-
gIer I'hypothëse oü les biens du trust sont sis dans des lieux diffërents, sans
nëcessairement ëtre I'objet d'une gestion unique. On pourrait alors prendre
en considëration Ie lieu avec lequel Ie trust prësente les liens les plus ëtroits
et se rëfërer, pour le dëterminer, aux critëres qui sont mentionnës ä I'article
7 de la Convention de La Haye concernant le droit applicable.

Chapitre 9 a : Droit applicable aux trusts

D'une maniëre gënërale, iI apparaTt opportun d'ëtendre la rëglementation du
chapitre 9 a ä tous les trusts, y compris aux trusts constituës par une dëcla-
ration orale. Cela devrait ëtre prëcisë dans Ie texte lëgal. La rëfërence ä I'ar-
ticle 2 de la Convention de La Haye contenue ä I'article 149 a LDIP prëte
toutefois ä confusion ä cet ëgard dans la mesure oü ladite convention - cer-
tes ä son article 3 - ne vise que les trusts dont la preuve est rapportëe par
ëcrit

Article 149 a nouveau

La rëglementation proposëe par cette disposition procëde de I'idëe que le
constituant doit ëtre libre de choisir Ie for. Aux yeux de la FSA, iI appara'it
justifië de s'ëcarter en la matiëre des dispositions limitatives de la LDIP rela-
tives aux sociëtës, lesquelles ne permettent pas I'ëlection de for,

En outre, iI est cohërent de ne prëvoir une ëlection de for que si eIle est faite
par ëcrit. En effet, ce systëme est comparable ä celui de la Convention de
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Lugano dont il y a lieu de s'inspirer dans un souci d'uniformitë4. La rëfërence
«aux dispositions du trust» doit ëtre saluëe dans la mesure oü les clauses
attributives de juridiction ne seront pas trës frëquentes dans I'acte constitutif
du trust5

En revanche, on doit regretter que cette disposition diffëre sur d'autres
points du systëme amënagë par la Convention de Lugano.

Ainsi, I'article 17, alinëa 2 de la Convention de Lugano prëvoit une ëlection
de for exclusive pour les actions contre un fondateur, un trustee ou un bënë-
ficiaire d'un trust s'il s'agit de relations entre ces personnes ou de leurs
droits ou obligations dans le cadre du trust. II s'agit donc des relations inter-
nes au sein du trust6.

Or, I'article 149 a nouveau ne prëcise pas si I'ëlection de for est exclusive ou
non. Afin de lever ce doute et d'harmoniser Ia LDIP avec Ia Convention de
Lugano, iI conviendrait de prëvoir une ëlection de for exclusive uniquement
pour les actions concernant les relations internes au sein du trust.

Au surplus, I'article 17, alinëa 3 de la Convention de Lugano rëserve les fors
impëratifs prëvus par I'article 16, soit notamment en matiëre de droits rëels7.
La Convention de Lugano ne s'applique pas en matiëre de rëgimes matri-
moniaux, de testaments et de successions de sorte qu'il n'existe ëvidem-
ment pas de fors rëservës dans ces matiëres.

A la diffërence du systëme explicite adoptë par la Convention de Lugano
(rëserve expresse de fors impëratifs), le projet d'article 149 a LDIP pourrait
susciter des incertitudes quant ä la portëe de I'ëlection de for rësultant des
dispositions d'un trust. Ainsi, compte tenu du champ d’application extrëme-
ment large de la rëglementation de la rëgle de conflit de fors de I'article 149
a LDIP (validitë, effets juridiques, administration, modification ou cessation
d'un trust dans les relations internes et externes) et des difficultës propres ä
la qualification de I'action en droit international privë8, certaines rëgles de
conflit de fors impëratives de la LDIP pourraient ëtre ëludëes. A titre d'exem-
pIe, une ëlection de for concernant une question relative aux «effets
juridiques» d'un trust pourrait conduire ä dësigner un tribunal ëtranger appli-
quant Ia lex fori . Celle-ci pourrait alors ignorer les dispositions impëratives
(dans les matiëres rëservëes par I'article 15 de la Convention de La Haye)
qu'un juge suisse compëtent en vertu d'une rëgle de for impërative aurait
ëtë appelë ä appliquer (par exemple les rëgles sur la rëserve en matiëre
successorale).

Par consëquent, iI apparaTt opportun aux yeux de la FSA de prëvoir de ma-
niëre explicite que toute ëlection de for en matiëre de trust, qu'elle concerne

4

5

6

7

Hëlëne Gaudemet-Tallon, Compëtence et exëcution des jugements en Europe, 3ërTle ëdition, 2002,
115P

Hëlëne Gaudemet-Tallon, op. cit., pp. 1 15-1 16
Hëlëne Gaudemet-Tallon, op. cit., p. 115
L'article 16 de la Convention de Lugano prëvoit des fors impëratifs en matiëre de droits rëels im-
mobiliers et de baux d'immeubles: en matiëre de validitë. de nullitë ou de dissolution des sociëtës
ou personnes morales ayant leur siëge sur le territoire d'un Etat contractant, ou des dëcisions de
leurs organes; en matiëre d'inscription ou de validitë des brevets, marques, dessins et modëles, et
autres droits analogues donnant lieu ä dëpöt ou ä enregistrement et en matiëre d'exëcution des
dëcisions.
Ces difficultës expliquent sans doute la rëserve de certaines matiëres ä I'article 15 de la Conven-
tion de la Haye sur Ie plan du droit applicable.

8
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ou non les relations internes du trust, est sans effet si eIle dëroge aux fors
impëratifs prëvus par le droit international privë suisse dans les matiëres vi-
sëes ä I'article 15 de la Convention de La Haye.

Enfin, I'article 149 a, alinëa 1 fait rëfërence ä un «trust constituë par acte ju-
ridique», sans autre prëcision. Ces termes pourraient faire penser que seuls
les trusts constituës par ëcrit sont visës, en raison de la rëfërence ä I'article
2 de la Convention de La Haye (dont I'article 3 exclut les trusts constituës
oralement). Pour ëviter une teIle interprëtation, on pourrait mentionner de
maniëre explicite dans cette disposition que les trusts visës sont ceux qui
sont constituës par acte juridique ëcrit ou oral.

Sur Ie plan formel, on proposera la modification suivante ä I'article 149 a,
alinëa 1 :

«Le tribunal dësignë selon les dispositions du trust est compëtent pour
connaitre des actions visant la validitë, les effets juridiques, I'administration,
la modification ou la fin d'un trust au sens de I'article 2 de la convention de
La Haye du lerjuillet 1985 relative ä la loi du lerjuillet 1985 relative ä la loi
applicable au trust et ä sa reconnaissance, qu'il soit constituë par acte juri-
dique ëcrit ou oral. La clause attributive de juridiction ou la clause dëlëguant
er une teIle attribution ne doit ëtre observëe que si eIle est prë-
vue dans les disF5ÖËitions dülttiapar ëcrit ou par toute autre forme qui per-
met d'en ëtablir la preuve par un texte».

En ce qui concerne la rëglementation par dëfaut de I'article 149, alinëa 2,
I'argumentation de I'Office fëdëral de la justice concernant I'emploi du terme
de dëfendeur au lieu de trustee est convaincante et la FSA s'y rallie.

Article 149 b nouveau

Comme ä I'article 149 a, alinëa 1, le terme «acte juridique» utilisë ä I'article
149 b, alinëa 1 pourrait prëter ä confusion et sembler se limiter au trust
constituë par ëcrit. L'article 149 b, alinëa 1 devrait plutöt ëtre formulë de la
maniëre suivante :

«Les trusts constituës par acte juridique ëcrit ou oral sont rëgis par la
convention de La Haye du lerjuillet 1985 relative ä la loi applicable au trust
et ä sa reconnaissance».

On saluera le fait que la Suisse renonce ä se prëvaloir de la clause d'excep-
tion prëvue ä I'article 13 de la Convention.

Enfin, la FSA est favorable ä la suppression pure et simple de I'article 149 b,
alinëa 3. En effet, tel qu'il est rëdigë, cet article ne vise qu'une situation dans
laquelle il n'existe aucun lien avec I'ëtranger. Or et par dëfinition, un rapport
de droit sans ëlëment d'extranëitë ne relëve pas du champ d'application de
la LDIP. Ainsi, seules les rëgles de droit interne devraient s'y appliquer sans
qu'il soit possible de «recevoir» en droit interne une institution qu'il ne rëgit
pas lui-mëme.
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Article 149 c - DISPOSITIONS SPECIALES CONCERNANT LA PUBLICITE

La FSA se fëlicite en particulier de la suppression - dont elle avait manifestë
Ie souhait - des dispositions de I'avant-projet qui avaient trait ä la publicitë
du patrimoine mobilier et des valeurs ä ordre.

Pour le surplus et comme elle I'a dëjä relevë dans son premier rapport, la
FSA considëre que la mention de la relation de trust doit pouvoir (simple fa-
cultë) ëtre I'objet d'une mention, sans qu'il s'agisse d'une obligation. A dë-
faut de mention, la relation n'est pas opposable aux tiers de bonne foi, sauf
si le rapport de trust appert d'une autre maniëre. En effet, iI doit ëtre loisible
au constituant ou au trustee de privilëgier dans cette mesure une certaine
confidentialitë ä la relation de trust plutöt qu'une garantie de reconnaissance
de cette relation ä I'ëgard de tiers. D'ailleurs, dans la mesure oü le tiers au-
rait eu connaissance de la relation de trust autrement que par sa mention
sur un registre public, iI ne serait plus de bonne foi et, partant, ne mëriterait
pas de protection.

La proposition de la FSA serait donc la suivante :

«Les biens d'un trust inscrits au nom d'un trustee sur le registre foncier, sur
Ie registre des bateaux ou sur le registre des aëronefs peuvent faire I'ok)iet
d'une mention de relation de trust.

Les relations de trust liëes ä des brevets, designs, marques et obtentions
vëgëtales enregistrëes en Suisse peuvent ëtre inscrits sur le registre perti-
nent

Une relation de trust qui n'a pas fait I'objet d'une mention ou qui n'a pas ëtë
inscrite n'est pas opposable aux tiers de bonne foi. »

Article 149 d nouveau - DECISIONS ETRANGERES

La teneur de I'article 149 d nouveau appelle les commentaires suivants :

On devrait parler de «fin», et non de «cessation» d'un trust ;
la notion de siëge devrait ëtre dëfinie pour Ie trust (cf. article 149 a
supra).

111. LOI FEDERALE DU 11 AVRIL 1889 SUR LA POURSUITE POUR DETTES
ET LA FAILLITE

Article 284 a nouveau

11 convient de saluer cette solution qui avait ëtë proposëe par la FSA dans
son rapport du 24 mars 1994. En effet, c'est le trustee qui doit formellement
ëtre poursuivi en sa qualitë de reprësentant du trust. On peut admettre, au
vu des arguments dëveloppës dans le rapport, en particulier du respect de
I'ëgalitë de traitement entre les crëanciers, que la poursuite se continue par
la voie de la faillite, indëpendamment du statut du trustee.

5



Article 284 b nouveau

La teneur de cette disposition – qui empoRe la suppression des autres dis-
positions de I'avant-projet - n'appelle pas de commentaires et doit ëtre ap-
prouvëe.

IV. DECLARATIONS ET RESERVES PORTANT SUR LA CONVENTION

Les articles 16 alinëa 3, 20 alinëa 1, 21 et 22 de la Convention prëvoient la possibi-
litë pour les Etats contractants de formuler des rëserves.

Le rapport explicatif ënonce de maniëre convaincante I'absence de nëcessitë, pour
la Suisse, de formuler de teIles rëserves.

v. D'AUTRES MODIFICATIONS SONT-ELLES SOUHAITABLES ?

La FSA maintient que I'amënagement de la fiducie en droit interne suisse devrait
ëtre examinë ä bref dëlai, de mëme que I'amënagement des dispositions sur la fon-
dation de famiIIe et la substitution fidëicommissaire. Compte tenu de I'ampleur de la
täche, du moins quant ä la fiducie, iI apparaTt toutefois prëfërable de se concentrer
dans un premier temps sur la question de la ratification de la Convention.

Quant ä la surveillance ëventuelle des trustees, ëvoquëe dans le rapport explicatif,
iI s'agit d'une question ä examiner de maniëre globale, dans le cadre de la surveil-
lance des marchës financiers.

VI. CONCLUSIONS

Sous rëserve des commentaires dëveloppës plus haut, lesquels concernent pour
I'essentiel la teneur des modifications de la LDIP, la FSA approuve le projet d'arrëtë
fëdëral portant approbation de la Convention de La Haye relative ä la loi applicable
aux trusts et ä sa reconnaissance.

Berne. Ie 8 fëvrier 2005

Pour la Fëdëration Suisse des Avocats

(

Eva Saluz
Prësidente

Renë-FTäl
Secrëtaire gënëral
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Vernehmlassungsverfahren betreffend den Bundesbeschluss über die
Genehmigung des Haager Übereinkommens über das auf Trusts anzuwendende
Recht

Sehr geehrter Herr Bundesrat

Im Namen der SchKG-Vereinigung danke ich Ihnen bestens, dass wir in oben genannter
Angelegenheit zum Vernehmlassungsverfahren eingeladen wurden. Gerne möchten wir
uns wie folgt äussern:

1. Der Trust als Institut des angelsächsischen Rechts ist nicht kompatibel mit
unserer kontinental-europäischen Rechtsordnung. Andererseits ist die Existenz
von unter ausländischem Recht gegründeten Trusts in der Schweiz und deren
Verwaltung durch schweizerische Finanzintermediäre ein Faktum, welches vom
Recht bewältigt werden muss. Die bisherige Einordnung auf Grund der
bundesgerichtlichen Praxis ist mit erheblichen Unsicherheiten verbunden. Das
Haager Übereinkommen wird hier Rechtssicherheit bringen. Auch aus
volkswirtschaftlicher Sicht scheint eine Ratifikation des Übereinkommens
wünschenswert, sichert doch die Verwaltung von Trusts in der Schweiz
Arbeitsplätze und es bestünde bei einer Nichtratifikation die Gefahr, dass diese
ins Ausland abwandern, da mehrere andere kontinental-europäische Staaten das
Übereinkommen bereits ratifiziert haben. Die SchKG-Vereinigung begrüsst daher
die Ratifikation des Abkommens.

2. Die SchKG-Vereinigung begrüsst den vorläufigen Verzicht auf die Einführung des
Trusts in das schweizerische Recht. Auch wenn dadurch das schweizerische
gegenüber dem ausländischen Recht diskriminiert wird, besteht unserer Ansicht
nach nicht die Gefahr, dass zahlreiche Schweizer nun in das ausländische Recht

c/o Dr. Daniel Staehelin Hirschgässlein 11 Postfach 257 4010 Basel
Tel. : 061 279 45 00 Fax: 061 279 45 10 email : dstaehelin@crplaw.ch



flüchten, da üblicherweise jeder dasjenige Recht vorzieht, das er am besten
kennt .

3. Die SchKG-Vereinigung begrüsst, dass der Grundsatz der getrennten Haftung
positiv-rechtlich geregelt wird, da auch nach Ratifikation des Haager
Übereinkommens nicht sicher ist, ob ein dem ausländischen Recht
unterstehendes Aussonderungsrecht materiellrechtlich qualifiziert würde und in
der Schweiz anzuerkennen wäre1. Es scheint uns indes sinnvoller, diesen
Grundsatz mittels einer qualifizierten Verweisungsnorm im IPRG zu regeln, da er
einen Haftungsgrundsatz betrifft und weniger eine Verfahrensfrage (obwohl sich
auch im SchKG Haftungsgrundsätze finden). Soweit dieser Grundsatz allgemein
im IPRG geregelt wird, ist auch sichergestellt, dass er bei allen Betreibungsarten
Anwendung findet, wohingegen im Vorentwurf der Fall der Betreibung des
Trustees auf Pfändung für persönliche Schulden nicht geregelt ist; Art. 284b VE-
SchKG statuiert nur ein Aussonderungsrecht im Konkurs, obwohl der$elbe
Grundsatz auch in der Betreibung auf Pfändung gilt, wenn der Trustee nicht im
Handelsregister eingetragen ist. Demzufolge ist Art. 149b (neu) IPRG mit
folgendem Absatz zu ergänzen.

«Bestimmungen des ausländischen Rechts, wonach das Trustvermögen nicht für
persönliche Schulden des Trustees und das persönliche Vermögen des Trustees
nicht auch für Schulden des Trustvermögens haften, sind auch von
schweizerischen Behörden zu beachten».

4. Die SchKG-Vereinigung begrüsst die Unterstellung des Trusts unter die
Konkursbetreibung. Wohl wird damit der schweizerische Rechtsgrundsatz
durchbrochen, wonach auch bei Sondervermögen diejenige Betreibungsart
massgebend ist, welcher der formale Rechtsträger unterliegt, doch ist es vom
Ergebnis her gerechtfertigt, die Betreibung auf Konkurs anzuordnen, damit alle
an einem Trust Berechtigten gleichmässig befriedigt werden. Namentlich in
internationalen Verhältnissen bestünde sonst die Gefahr, dass nicht alle
Berechtigten vom Vorgehen des Betreibenden in der Schweiz erfahren und daher
leer ausgehen würden. Die Betreibung auf Konkurs anzuordnen ist auch insofern
richtig, da üblicherweise Gebilde, welche dem ausländischen Recht unterstehen,
in der Schweiz nicht über einen ordentlichen Betreibungsort verfügen, womit hier
auch die Konkurseröffnung ausgeschlossen ist (Art. 52 Satz 2 SchKG). Beim Trust
besteht jedoch insofern ein Sonderfall, da sich hier der ordentliche Betreibungsort
nach dem Wohnsitz des Trustees richtet, der sich sehr wohl in der Schweiz
befinden kann. Dies rechtfertigt es, einen Trust auch dann der Konkursbetreibung
zu unterstellen, wenn weder er, noch der Trustee im schweizerischen
Handelsregister eingetragen sind.
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5. In rechtstechnischer Hinsicht sind hingegen nicht 2 neue Gesetzesartikel 284a
und 284b SchKG einzuführen, sondern die entsprechenden Bestimmungen sind,
soweit sie nicht in das IPRG gehören (vgl. vorne Ziff. 3) dort in das Gesetz
einzufügen, wo sie vom Verfahrensablauf her hingehören. Das SchKG ist gemäss
der kontinental-europäischen Tradition aufgeteilt in einzelne Verfahrensschritte
(Allgemeine Bestimmungen, Einleitungsverfahren, Pfändungsverfahren etc.). In
dieses System sollte auch die Betreibung gegen einen Trustee eingegliedert
werden. So ist folgender neuer Artikel 39 Abs. 1 Ziff. 13 SchKG einzuführen :

«Betreibungen für Schulden, für die das Vermögen eines Trusts im Sinne von
Kapital 9a des Bundesgesetzes vom 18. Dezember 1987 über das Internationale
Privatrecht haftet».

Damit wird festgehalten, dass eine Betreibung für Schulden, für die ein
Trustvermögen haftet, auf Konkurs fortgesetzt wird .

6. Der vorgeschlagene Art. 284a Abs. 1 (Betreibungen für Schulden, für die das
Vermögen eines Trusts im Sinne von Kapital 9a des Bundesgesetzes vom 18.
Dezember 1987 über das Internationale Privatrecht haftet, sind gegen einen
Trustee als Vertreter des Trusts zu richten) ist als neuer Art. 68f SchKG zu
formulieren. Dorthin gehört die Bestimmung, wer bei einer Trustschuld zu
betreiben ist, denn der Trust ist, wie das freie Vermögen der Schuldner und
elterlicher Gewalt oder unter Vormundschaft ein Sondervermögen2. Die
Überschrift vor VII. Betreibung bei gesetzlicher Vertretung oder Beistandschaft ist
zu ergänzen mit " und bei Trusts" .

7. Fakultativ zu ergänzen wäre der neue Art. 68 f SchKG mit dem Satz: "Auch wenn
der Trust über mehrere Trustees verfügt, erhält nur der betriebenen Trustee
einen Zah\ungsbefehl" . Dadurch wird festgehalten, dass die übrigen Trustees als
ebenfalls materiell Berechtigte entgegen der in analogen Fällen geltenden
Rechtslage (Gütergemeinschaft, Art. 68b Abs. 1 SchKG; Drittpfandeigentümer,
Art. 153 Abs. 1 lit. a SchKG) keinen weiteren Zahlungsbefehl erhalten (so der
Wille des Erläuternden Begleitberichts zum Vernehmlassungsverfahren, S. 36 in
fine). Eventualiter könnte auf die explizite Aufnahme einer derartigen
Bestimmung verzichtet und der entsprechende Grundsatz bloss in der Botschaft
dargestellt werden.

1 Vgl. DANIEL STAEHELIN, Trusts im schweizerischen Zwangsvollstreckungsrecht, in:
Europa Institut Zürich, Alexander R. Markus, Andreas Kellerhals, Monique Jametti
Greiner (Hrsg.), Das Haager Trust-Übereinkommen und die Schweiz, Zürich 2003, S.
71 ff

2 Vgl. DANIEL STAEHELIN, Sondervermögen und Haftung, in: Thomas Sutter-Somm/Anton
K. Schnyder (Hrsg.), Festgabe für Franz Hasenböhler, Zürich 2004, S. 96.
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8. Bei Befolgung vorliegender Vorschläge kann auf die systemwidrigen Art. 284a
und 284b VE-SchKG vollumfänglich verzichtet werden.

Mit vorzüglicher Hochachtung

\ anC, t

Dr. Daniel Präsident
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Please reply to:

Nicholas Dale
HSBC Guyerzeller Bank AG
Genferstrasse 8
8027 Zurich
Switzerland

Tel: +41-58-206 7343
Fax: +4 1 -58-206 760 1
Mobile: +4 1 -79-436 4779

Eidgenössisches Justiz- und Polizeidepartement

Postfach

3003 Bern

Zürich, 28. Januar 2005

Stellungnahme im Vernehmlassungsverfahren „Bundesbeschluss über die Genehmigung des

Haager Übereinkommens über das auf Trusts anzuwendende Recht und über ihre
Anerkennung“

Sehr geehrte Damen und Herren

Wir danken Ihnen für die Einladung zur Vernehmlassung zum rubrizierten Bundesbeschluss, dessen

Entwurf Ende Oktober 2004 veröffentlicht wurde. Unsere Vereinigung ist an dieser Thematik sehr

interessiert und entsprechend nehmen wir gerne dazu wie folgt Stellung:

1. Wir begrüssen den Entschluss, das Haager Übereinkommen vom 1- Juli 1985 über das auf

Trust anzuwendende Recht und über ihre Anerkennung zu ratifizieren. Wir erachten dies –

(



gegenüber einer im Vorfeld z. T. vorgeschlagenen und in der Folge diskutierten eigenen

entsprechenden Legiferierung – als das angebrachte Vorgehen. Trusts haben für den

Finanzplatz Schweiz, insbesondere für die Schweizerischen Banken und zahlreichen

unabhängige Treuhand- bzw. Trustgesellschaften eine grosse wirtschaftliche Bedeutung, die

voraussichtlich in Zukunft noch weiter wachen wird. Entsprechend erwarten wir durch die

Ratifikation nicht nur eine Erhöhung der Rechtssicherheit bezügl. der formalen Anerkennung

von solchen Strukturen, sondern auch eine internationale Signalwirkung, was zu einer

Stärkung des Wirtschaftsstandort Schweiz führen sollte.

2. Im Zusammenhang mit der Ratifikation sind verschiedene bestehende nationale Gesetze

anzupassen. Entgegen den verschiedentlich vorgängig diskutierten Entwürfen sind im nun

vorliegenden amtlichen Vorentwurf einzig Anpassungen des Bundesgesetzes über das

Internationale Privatrecht (IPRG) IPRG sowie des Bundesgesetzes über Schuldbetreibung und

Konkurs (SchKG) vorgesehen. Die Beschränkung auf das IPRG sowie das SchKG ist u.E.

grundsätzlich als positiv zu erachten, weil so rasch eine praktikable Lösung erreicht werden

kann.

Nachfolgend erlauben wir uns auf zwei Punkte einzugehen, die wir als besonders wichtig

erachten:

a. Art. 149b Abs. 3 IPRG: Ein Absatz 3 wird als einschränken(ie Ergänzung zum Absatz 2

des gleichen Artikels zur Diskussion vorgeschlagen. Die neu vorgeschlagenen

Bestimmungen und damit auch dieser Absatz 3 sind in der gesamten Systematik des IPRG,

insbesondere im Zusammenhang mit den Gemeinsamen Bestimmungen bzw. dem 3.

Abschnitt Anwendbares Recht (Art. 13 – 19 IPRG), zu sehen. Diesbezüglich würde durch

die Einführung des vorgeschlagenen Art. 149b Abs. 3 IPRG eine neue weiterführende

Spezialregelung eingeführt werden, die z. T. mehr Einschränkungen enthält, als die im

IPRG ansonsten grundsätzlich geltenden Regeln, z.B. im Zusammenhang mit vertraglichen

Gestaltungsmöglichkeiten im Gesellschaftsrecht. Die entsprechende Auslegung dieser

neuen Norm könnte gerade bei sich fortwährend ändernden Verhältnissen, wie dies bei

typischen Trust-Situationen regelmässig der Fall ist, zu einer Rechtsunsicherheit führen -

dies wird auch im erläuternden Begleitbericht des EJPD anerkannt. In Anbetracht der

Tatsache, dass das IPRG bereits in seiner eigenen Systematik Gesetzesbestimmungen

enthält, die einen Missbrauch (z.B. Vorbehalt zu Gunsten des schweizerischen Ordre



public oder der Vorbehalt der Anwendung zwingenden schweizerischen Rechts)

verhindert, sollte der zur Diskussion gestellte neue Art. 149b Abs. 3 IPRG ersatzlos

gestrichen werden.

b. Art. 284 SchKG: Die explizite Unterstellung des Trusts unter die Konkursbetreibung ist

u.E. zu begrüssen, um gerade in internationalen Verhältnissen eine Gleichbehandlung aller

Beteiligten sicherzustellen. Dennoch scheint die jetzt vorliegende Ausgestaltung des

Vorentwurfs zwar nicht inhaltlich, jedoch bezüglich Verfahrensablauf noch nicht gänzlich

geglückt zu sein. Insbesondere stellt sich die Frage, ob bezüglich Gesetzessystematik eine

andere Einordnung bzw. explizitere Klarstellung angezeigt wäre.

Nicht geregelt im vorliegenden Vorentwurf sind u.a. die Problemkreise im Zusammenhang mit der

allfälligen Besteuerung eines Trusts bzw. die involvierten Parteien aus schweizerischer Sicht. Ebenso

die Frage bezüglich einer allfälligen Aufsichtsregelung einer Trustee-Tätigkeit aus der Schweiz. Beide

Themata sollten im Zusammenhang mit der Ratifizierung des Haager Übereinkommens weiterhin

aktiv, jedoch im Sinne des liberalen Geistes des Wirtschaftsstandorts Schweiz, behandelt werden.

Entsprechend positiv vermerkt wurde, dass die Schweizerische Steuerkonferenz (SSK) bereits eine

Arbeitsgruppe eingesetzt hat, die sich dieser Problematik angenommen hat. Erst eine umfassende

Regelung, welche auch diese beiden offenen Punkte einschliesst, kann schlussendlich sicherstellen,

dass der Themenkreis Trust im Sinne einer kompetitiven schweizerischen Gesamtlösung, welche den

Vergleich zu den Situationen ausländischer Finanzplätze nicht zu scheuen braucht, eine echte Chance
erhält

Unsere Vereinigung ist sich der Problematik der Einordnung dieser komplexen Materie in das

Schweizerische Rechtssystem sehr wohl bewusst. Entsprechend schätzen wir den grossen und

detaillierten Aufwand, den die Bundesbehörde treib, sehr und danken für die Möglichkeit der aktiven

Meinungsäusserung bzw. Mitarbeit im Rahmen dieser Vernehmlassung.



Gerne stehen wir Ihnen auch im Rahmen der beiden vorerwähnten Problemkreise (aufsichts- bzw.

steuerrechtlicher Natur) für eine Stellungnahme beziehungsweise Erfahrungsaustausch zur

Verfügung.

Mit freundlichen Grüssen

..c>. f'. PG.
Nicholas Dale

Chairman der STEP Swiss-German und Liechtenstein Branch

StepIBl Frrett

Chairman der STEP Suisse-Romande Branch
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Mathis Büttiker

Chairman der STEP Basel Branch

An Association under Art. 60 ff C.C. in Zurich
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Consultation relative ä la ratification par la Suisse de la Convention
de La Haye de 1985 sur Ie trust

Mesdames, Messieurs,

Dans le cadre de la procëdure de consultation sur Ie sujet citë en marge, la Facultë de
droit de l'Universitë de Genëve a I'honneur de vous adresser les observations qui suivent.
Elles ont ëtë prëparëes par les professeurs Andreas Bucher et Luc Thëvenoz.

1. En gënëral

1.1 La Facultë soutient pleinement le projet des autoritës fëdërales tendant ä ratifier la
Convention de La Haye sur Ie trust et ä accepter ainsi que des trusts constituës
selon une loi ëtrangëre connaissant cette institution puissent ëtre reconnus et
produire leurs effets en Suisse.

1.2 Afin d'assurer ce rësultat et de faire connaTtre Ia Suisse en tant que place financiëre
accueillante aux trusts ëtrangers, la ratification de la Convention est indispensable.
On saluera ainsi Ia dëcision d'abandonner Ia suggestion qui avait ëtë faite
antërieurement, ä titre ëventuel, consistant ä incorporer dans la LDIP les
dispositions de la Convention, sans ratifier celle-ci.

1.3 En revanche, la Facultë souhaite souligner que l'absence d'une rëglementation
portant sur I'adaptation du droit suisse en matiëre de fiducie constitue un grave
dëfaut. L'occasion est donnëe aujourd'hui de rëgler dans un seul mouvement, tant la
reconnaissance des trusts de droit ëtranger que la modification du droit suisse afin
d'offrir une institution ëquivalente rëgie par le droit suisse. Faute d'un rëgime suisse
sur le droit de la fiducie rëpondant aux objectifs d'un trust, les trusts soumis ä la
Convention ne pourront I'ëtre que s'ils sont soumis ä un droit ëtranger connaissant
cette institution. Or, la Suisse a un intërët ä profiter de la ratification de la
Convention pour offrir son propre droit de la fiducie en tant que fondement ä des
trusts constituës en Suisse ou ä I'ëtranger. Si rien n'est fait en ce sens, ce serait une
occasion manquëe, qui ne se reprësentera pas de sitöt. La Facultë souhaite dës
lors vivement que le projet soit amendë en ce sens. Faute d'un tel complëment, la
Suisse aura manquë une occasion pour se positionner plus offensivement sur le
plan international de la finance.
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On relëvera par ailleurs que le Rapport explicatif, qui prëfigure le futur Message du
Conseil fëdëral, n'offre aucun motif convaincant pour justifier I'absence de
modification des dispositions du Code des obligations (ch. 2.3). 11 y est dit, au
contraire, qu'une teIle modification constituerait un “complëment sensë“ . Le Rapport
ajoute qu'il aurait ëtë contestë qu'une codification du droit suisse de la fiducie soit
souhaitable; certes, mais des contestations s'ëlëvent toujours – encore faut-iI en
ëvatuer la pertinence eu ëgard aux intërëts de la Suisse en tant que place
financiëre, ce que le Rapport ne fait point dans ce contexte, alors qu'il souligne par
ailleurs I'importance ëconomique du trust pour la Suisse (ch. 1.2.4). Enfin, iI y est dit
qu'une teIle codification ne serait pas nëcessaire pour la mise en muvre de la
Convention. Cela est exact, mais lä n'est pas la question. II s'agit de savoir si la
Convention peut gagner en intërët et en efficacitë si le droit suisse ëtait amendë en
parallële, pour mieux accueillir I'institution du trust, question ä laquelle le Rapport
rëpond positivement en qualifiant un tel amendement de “complëment sensë“ ä la
Convention.

Cela ëtant, sous rëserve des points mentionnës ci-aprës, la Facultë de droit
accueille favorablement les propositions portant sur la modification de la LDIP,
respectivement de la LP.

2. LDIP

A. Compëtence

2.1 Pour qualifier Ie trust, I'art. 149a al. 1 se rëfëre ä I'art. 2 de la Convention. Tel qu'il
est rëdigë, ce renvoi est maladroit, car iI laisse penser, nonobstant I'affirmation en
sens contraire de I'exposë des motifs, que seuls les trusts reconnus en vertu de la
Convention tombent sous Ie coup de cette rëgle sur I'ëlection de for. 11 serait
prëfërable de reprendre les termes de la dëfinition gënërale de I'alinëa ler de I'art. 2
de la Convention et de dire: ".... constituë par acte juridique lorsque des biens sont
placës sous le contröle d'un trustee dans I'intërët d'un bënëficiaire ou dans un but
dëterminë". L'art. 122 du Code beIge de droit international privë pourrait ëgalement
servir de modële.

2.2 Au sujet de I'ëlection de for, I'alinëa 1 de I'article 149a reprend I'essentiel des
dispositions de I'alinëa 1 de I'article 5, tandis que le nouvel alinëa 4 de I'article 5
ëtend Ie champ d'application des alinëas 2 et 3 de I'article 5 aux trusts. Cette
structure est source de confusion. II nous paraTt important que les effets des clauses
d'ëlection de for frëquemment contenues dans des actes de trust soient clairement
ënoncës. La maniëre Ia plus claire de Ie faire consiste ä renoncer ä modifier I'art. 5
et ä reprendre les rëgles nëcessaires ä 1'art. 149a, cas ëchëant par des renvois.

a) La deuxiëme phrase de I'article 149a alinëa 1 reprend en substance la deuxiëme
phrase de I'article 5 alinëa 1. II est important de reprendre ëgalement la troisiëme
phrase de cette disposition: “Sauf stipulation contraire, I'ëlection de for est
exclusive." En revanche, iI semble acceptable de ne pas mentionner expressëment
que la clause doit porter sur un “rapport de droit dëterminë“, ce rapport ëtant
manifestement, dans le contexte de I'article 149a, le trust.

b) II convient ëgalement de complëter I'article 149a alinëa 1 par un renvoi exprës ä
I'article 5 alinëa 2.

c) En revanche, iI convient de renoncer au renvoi ä I'article 5 alinëa 3, comme c'est
actuellement proposë sous la forme d'un nouvel alinëa 4 ä I'article 5. Un tel renvoi
nuit ä la sëcuritë juridique, ce qui n'est guëre compatible avec I'objectif poursuivi par
ce projet. En effet, en I'absence d'une codification de la fiducie en droit suisse,
rapprochant celle-ci du trust, les relations de trust affectant des patrimoines placës
et gërës en Suisse seront rëgies par un droit ëtranger, et ce exclusivement. Dans
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ces conditions, I'article 5 alinëa 3 donnerait au juge suisse dont Ie for a ëtë ëlu un
pouvoir discrëtionnaire pour dëcliner sa compëtence si aucune des parlies n'est
ëtablie dans le mëme canton. Cette insëcuritë se manifestera dans la pratique, ëtant
donnë que des clauses d'ëlection de for sont frëquentes en cette matiëre.
L'applicabilitë de I'alinëa 3 de I'article 5 risque de dëcourager des clients souhaitant
placer leur patrimoine dans un trust gërë en Suisse et soumis ä la juridiction des
tribunaux suisses.

II convient d'ailleurs de noter que les dispositions de I'alinëa 3 de I'article 5
prësentent un caractëre plutöt insolite en comparaison de la pratique de la plupart
des pays fortement prësents dans Ie commerce international. Ainsi, lors des travaux
en cours ä la Confërence de La Haye relatifs ä une future Convention sur les
accords exclusifs d'ëlection de for, la Suisse a certes pu obtenir une rëserve lui
permettant de conserver cette disposition dans le cadre de la Convention, mais le
dëbat a montrë que notre pays est isolë avec cette position. II semblerait donc
prëfërable, dans un domaine aussi important pour la place financiëre suisse, de
renoncer ä I'application de I'alinëa 3 de I'article 5 en matiëre de trust.

d) En rësumë, nous proposons de formuler ainsi I'article 149a alinëa 1 :

"Le tribunal dësignë selon les dispositions du trust est compëtent pour connaTtre des
actions visant la validitë, les effets juridiques, I'administration, la modification ou la
cessation d'un trust constituë par acte juridique lorsque des biens sont placës sous
Ie contröle d'un trustee dans I'intërët d'un bënëficiaire ou dans un but dëterminë. La
dësignation d'un tribunal ou I'autorisation de Ie faire figurant dans les dispositions du
trust ne doit ëtre observëe que si eIle a eu lieu par ëcrit ou par toute autre forme qui
permet d'en ëtablir la preuve par un texte. Sauf stipulation contraire, I'ëlection de for
est exclusive. L'article 5 alinëa 2 s'applique.

2.3 L'alinëa 2 de I'article 149a consacre une compëtence alternative au domicile
(respectivement la rësidence habituelle) du dëfendeur ef au siëge du trust.

a) Comme I'enseigne I'analogie avec le droit des sociëtës (art. 151), le for du siëge
devrait ëtre ënoncë en premier lieu.

b) 11 rësulte du projet qu'ä dëfaut d'une ëlection de for valable, iI n'existe pas de for en
Suisse, par exemple, si le siëge du trust est ä I'ëtranger et si ni le trustee ni un autre
dëfendeur a son domicile ou son siëge en Suisse, alors que le trustee administre le
trust ä travers son ëtablissement en Suisse. Dës lors que la lettre a) s'inspire de
I'article 112 alinëa 1 LDIP, iI nous semble qu'il conviendrait de reprendre ëgalement,
ä I'alinëa 2 de I'article 149a, I'alinëa 2 de I'article 1 12.

c) Le for du domicile (ou de la rësidence) est dëterminë trop largement par 1'avant-
projet. Les actions relatives au trust ne peuvent pas ëtre introduites en Suisse
contre n'importe quel dëfendeur (la veuve du settlor, la banque simple dëpositaire,
Ie gërant, etc.). Conformëment ä I'article 5 chiffre 6 de la Convention de Lugano, iI
convient de limiter ce for au domicile du dëfendeur pris en sa qualitë de fondateur,
de trustee ou de bënëficiaire. Cette restriction doit figurer clairement dans Ie texte
lëgal

2.4 Points rëdactionnels -.

a) La rëdaction de 1'article 149a devrait suivre, autant que possible, celle des autres
dispositions de la LDIP. II n'y a aucune raison de changer de style ä I'occasion du
trust. La LDIP ne dit pas ''l'action peut ëtre intentëe" (alinëa 2). EIle ne dit pas non
plus qu'en cas de deux fors, reliës par un "ou", que le demandeur a le "choix". C'est
un plëonasme que I'on trouve ëgalement dans Ie texte allemand (''wahlweise").
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Reprenant Ie style de la LDIP, iI conviendrait de dire: “A dëfaut d'une ëlection de for
valable, sont compëtents les tribunaux suisses : ...."

b) On saisira cette occasion pour suggërer ëgalement d'aligner Ie titre en frangais du
chapitre 9a sur le contenu dudit chapitre. Dës lors que celui-ci porle ëgalement sur
la compëtence et la reconnaissance, on ne saurait restreindre le titre ä la seule
question du “droit applicable aux trusts“. En respectant Ia terminologie utilisëe par
ailleurs dans la LDIP, iI conviendrait de dire, en frangais, “Trusts“, et en allemand
“Trust“ (et non “Trustrecht“).

B. Droit applicable

2.5 L'alinëa 2 de I'article 149b est certes convaincant dans sa solution, mais I'on peut se
demander si celle-ci est bien exprimëe. D'aprës le Rapport explicatif (p. 34 s.), la
Suisse entend renoncer ä la possibilitë qu'a un Etat contractant de ne pas
reconna'itre certains trusts rattachës quasi-exclusivement ä des Etats ne
connaissant pas cette institution. Le texte proposë ne rëpond cependant pas ä cette
question prëliminaire, mais uniquement ä celle relative au droit applicable pour le
cas oLI un tel trust ëtait reconnu.

L'article 13 de la Convention ëtant formulë comme la possibilitë de ne pas
''reconnaTtre un trust", iI convient de reprendre la mëme terminologie ä I'article 149b
alinëa 2, qui pourrait se lire ainsi: "Le tribunal ne refusera pas de reconnaTtre un
trust dans I'hypothëse visëe ä I'article 13 de la convention."

2.6 La Facultë est formellement opposëe ä une disposition teIle que I'alinëa 3 de I'article
149b, placëe entre crochets. 11 s'agit d'une attënuation au principe ënoncë ä I'article
149a alinëa 2 qui n'est pas justifiëe. Cet alinëa crëerait une insëcuritë juridique qui
pourrait nuire gravement ä I'attrait de la Suisse comme lieu d'administration des
trusts ou de leurs actifs.

En outre, tel qu'il est proposë, cet alinëa s'appliquerait tant dans des cas oü le droit
choisi connaTt Ie trust, que dans des cas oü le droit ëlu ne connait pas pareille
institution. Or, I'article 13 de la Convention, citë comme base juridique par le
Rapport explicatif (p. 35), n'offre de possibilitë pour une teIle dërogation ä
I'autonomie de la volontë que pour la seconde catëgorie de ces cas. Cependant,
pour ces cas, la Convention donne la solution elle-mëme, ä I'alinëa 2 de I'article 6,
qui statue que le choix de la loi applicable est sans effet lorsque la loi choisie ne
connaTt pas Ie trust, la loi applicable ëtant alors dëterminëe sur la base des
rattachements objectifs de 1'article 7.

C. Dispositions spëciales concernant la publicitë

2.7 Le projet a pris le parti de faire figurer les dispositions sur la publicitë dans la LDIP.
Toutefois, ces rëgles relëvent exclusivement du droit suisse matëriel (dont
I'applicabilitë est dëterminëe par la Convention). La place naturelle de ces
dispositions est dans les diffërentes lois portant sur la publicitë des droits absolus
concernës. Mëme si I'on souhaite regrouper les mentions du trust dans diffërents
registres suisses dans une seule disposition de la LDIP, iI subsistera une lacune
ëvidente dans la lëgislation consacrëe ä chaque registre spëcifique. Cela concerne
ëgalement Ie Code civil.

2.8 Convient-iI de crëer une vëritable obligation du trustee de faire mentionner, dans
ces registres, l'existence du trust? Cela paraTt contraire au texte mëme de la



5

Convention, dont I'article 12 statue une simple possibilitë ä I'initiative du trustee. En
outre, la rëgle proposëe n'apporte pas un avantage dëcisif. En effet, si – mëme en
I'absence de toute obligation – un trustee a fait mentionner I'existence du trust dans
Ie registre oü le bien est inscrit, les tiers que I'article 149c prëtend protëger ne
pourront, de lege lata, pas se prëvaloir de leur bonne foi, car I'ignorance des
mentions du registre serait incompatible avec I'attention que I'on est en droit d'exiger
d'eux dans ces circonstances. En somme, I'article 149c n'apporte pas une vëritable
protection supplëmentaire aux trusts tout en consacrant une dërogation critiquable
au principe ënoncë ä I'article 12 de la Convention. II convient donc de renoncer ä
une obligation de publicitë pour en rester au principe retenu par la Convention.

3. LP

3.1 La Facultë salue les progrës accomplis dans le chapitre relatif ä la LP en
comparaison des diverses rëgles suggërëes dans I'avant-projet. EIle tient ä
rappeler, cependant, que ce n'est qu'une erreur de conception qui peut expliquer la
volontë persistante ä exposer Ie trust exclusivement ä la voie de la faillite. Mëme s'il
est exact, comme Ie note le Rapport explicatif (p. 39), que Ie mode de poursuite ne
doit pas dëpendre de la situation du patrimoine personnel du trustee, iI n'existe
aucune raison d'exposer n'importe quel trust au risque d'une faillite, dont les
consëquences sont autrement plus graves que celles d'une poursuite par voie de
saisie. II apparaTt que ce chapitre a ëtë nouvellement crëë lors de la derniëre phase
de prëparation du projet. II mërite de ce fait de sërieux travaux complëmentaires si
Ie projet ne doit pas se heurter ä des objections fondamentales lors de la phase
parlementaire.

Concernant Ie mode de poursuite, le Rapport explicatif (p. 39) privilëgie l'ëgalitë de
traitement des crëanciers au dëtriment des droits des futurs bënëficiaires. II
n'attribue aucune importance au fait, qu'iI constate, que les Etats qui connaissent le
trust soumettent son patrimoine uniquement ä des modes d'exëcution forcëe
individuelle. Or, ä notre avis, iI n'y a aucune raison pertinente pour ne pas s'inspirer
de cette donnëe de droit comparë et d'expërience et imposer en Suisse la voie de la
faillite, dont il est d'ailleurs certain que ses effets ne seraient pas reconnus ä
I'ëtranger. II conviendrait en consëquence de modifier I'alinëa 2 de I'article 284a,
alinëa 2, et de remplacer la voie de la faillite par celle de la saisie. Cela ëtant, la
place des dispositions pertinentes dans Ia LP serait ëgalement ä revoir.

3.2 11 conviendrait ensuite de dëfinir les trusts susceptibles d'ëtre exposës ä une
poursuite en Suisse. D'aprës I'art. 284a, alinëa 1, iI s'agirait de tous les trusts “au
sens du chapitre 9a de la LDIP“ (en suivant Ie texte plus complet de la version
allemande). Or, iI convient de rappeler que les dispositions de ce chapitre 9a ne
dëfinissent pas les trusts rëgis par le droit suisse, ou rattachës d'une autre maniëre
ä la Suisse, car elles se bornent ä dëterminer le droit applicable (par rëfërence ä la
Convention de La Haye), ainsi qu'ä rëgler les conflits de juridictions. II manque donc
un critëre de rattachement justifiant la compëtence des autoritës suisses de
poursuite. II conviendrait dës lors, dans un premier temps, de crëer une rëgle sur le
for de la poursuite en Suisse ä I'ëgard des trusts. On pourrait ainsi songer ä insërer
un nouvel article 51a dans Ia LP, dont la teneur serait la suivante :

Les poursuites pour les dettes qui grëvent les biens en trust sont exercëes au siëge
principal en Suisse de son administration.

3.3 II conviendrait ëgalement de dëterminer ä qui les actes de poursuite sont notifiës. La
question pourrait ëtre rëglëe dans un nouvel article 68f. La notification devrait
atteindre tous les trustees domiciliës ou ëtablis en Suisse. Dans I'hypothëse oü
aucun trustee n'ëtait domicilië ou ëtabli en Suisse, iI appartiendrait au crëancier de
dësigner le trustee ëtranger ä qui les actes de poursuite doivent ëtre notifiës.
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3.4 La distraction du patrimoine du trust (ënoncëe ä I'article 284b LP) concerne en
rëalitë toutes les hypothëses de poursuite, y compris la poursuite en rëalisation du
gage ainsi que la poursuite pour effets de change.

Nous vous remercions de nous avoir donnë l’occasion de nous exprimer sur ce projet,
auquel nous rëitërons notre soutien, et vous prions d'agrëer, Mesdames, Messieurs,
I'assurance de notre meilleure considëration.
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Concerne : Arrëtë fëdëral approbation de la Convention de la Haye relative ä la loi
applicable au trust et ä sa reconnaissance

Mesdames, Messieurs,

En rëponse ä votre lettre du 25 octobre 2004, et avec un lëger retard que je vous prie excuser,
j'ai I'honneur de vous faire parvenir la dëtermination de notre Facultë sur I'objet citë en
exergue, rëdigëe par le professeur Andreas Bonomi de I'Universitë de Lausanne.

Veuillez agrëer, Mesdames, Messieurs, mes salutations distinguëes.

ö.L,,
Denis Tappy, Doyen
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DETERMINATIONS DE LA FACULTE DE DROIT DE L'UNIVERSITE DE
LAUSANNE

sur l’avant-projet d’Arrëtë fëdëral portant approbation de la Convention de La Haye
relative ä la loi applicable au trust et ä sa reconnaissance, mis en consultation Ie 20
octobre 2004.

I. Ratification de la Convention (Art. 1 AF)

La Facultë de droit de l’Universitë de Lausanne salue la dëcision de ratifier Ia Convention de
La Haye relative ä la loi applicable au trust et ä sa reconnaissance du I''juillet 1985 (ci-aprës
« CH »). L’introduction de rëgles de conflits spëcifiques pour les trusts amëliorera la sëcuritë
juridique par rapport ä l’ëtat actuel du droit international privë suisse. De plus, cette solution
constitue un pas en avant vers une rëglementation uniforme des trusts au niveau international.

La Facultë de droit regrette cependant que 1’avant-projet d’Arrëtë fëdëral (ci-aprë$ « AF »)
renonce ä clarifier des questions importantes relatives ä l’intëgration des trusts dans l’ordre
juridique interne, notamment la reconnaissance de 1’institution du « tracing » ainsi que les
effets du trust en matiëre successorale (cf. infra, nc’ IV).

EIle regrette ëgalement que l’occasion d’introduire une rëglementation lëgale de la fiducie,
envisagëe par 1’avant-projet Thevenoz, n’ait pas ëtë saisie par l’avant-projet ici discutë.

II. Domaine d’application des nouvelles rëgles – Dëfinition de trust

La notion de trust n’est dëfinie dans aucune des nouvelles rëgles proposëes dans l’avant-projet
d’ AF. II appert ainsi que cette notion doit ëtre dëduite de 1’art. 1 CH. Comme le souligne le
Rapport explicatif du 16 septembre 2004, cette notion est plutöt large, car elle est susceptible
de couvrir non seulement les trusts existant dans les pays de common law mais ëgalement des
institutions structurellement similaires prëvues dans des systëmes juridiques de la famiIIe
romano-germanique ou du droit musulman (par exemple, certaines formes de fiducie et le
wa(d). Cependant, la CH prëcise, ä son art. 3, qu’elle n’entend s’appliquer qu’aux « trusts
crëës volontairement et dont la preuve est apportëe par ëcrit ».
La seconde de ces restrictions, relative ä la forme, a ëtë justement ëcartëe par l’avant-projet
d’ AF. Puisque aujourd’hui dëjä le droit suisse ne s’oppose pas ä la reconnaissance d’un trust
crëë par convention verbale ou de maniëre implicite, il n’existe aucune raison pour introduire
pareille limitation ä l’avenir. Par ailleurs, il serait insensë d’introduire un double rëgime
distinguant les trusts crëës par ëcrit (rëgis par la CH) des autres trusts volontaires (qui
resteraient soumis aux rëgles actuelles de la LDIP). L’extension des rëgles de la CH ä tout
trust volontaire, quelque soit la forme de sa constitution, est done ä approuver.
En revanche, l’avant-projet d’ AF veut maintenir la premiëre restriction prëvue ä 1’art. 3 CH et
limite l’application des nouvelles rëgles aux trusts rësultant de la volontë du constituant, ä
l’exclusion de ceux crëës par la loi ou par une dëcision de justice. Ce choix se justifie dans la
mesure oil le « constructive trust » n’est gënëralement que « le rësultat de 1’application par
analogie des normes du droit des trusts ä des relations juridiques prëexistantes » (Rapport
explicatif) n'’ 2.1.1., p. 34). Par ailleurs, rien n’exclut que les tribunaux appliquent par
analogie ä un « constructive trust » les nouvelles dispositions relatives au trusts volontaires si
cela s’avëre justifië da:ns un cas particulier. Dës lors, l’approche de l’avant-projet d’ AF nous
semble ä cet ëgard aussi correcte.



(_'ependant, la terminologie adoptëe dans l’avant-projet sur ce point est critiquable. En effet,
au lieu de se rëfërer – comme le fait Ia CH – aux « trusts volontairement crëës », 1’avant-
projet introduit une nouvelle notion, celle de « trust constituë par acte juridique »
(« recht sgeschäftlich errichtet », cf. les nouveaux articles 149a, 149b et 149d LDIP). Pour
expliquer cette innovation, le Rapport se limite ä indiquer (p. 32) que la terminologie figurant
dans la traduction allemande de la CH (« trust s, die freiwillig errichtet worden sind ») n’est
pas trës heureuse'. Cela est certes vrai, dans la mesure oü le terme allemand « freiwillig » ne
correspond pas exactement aux notions utilisëes dans les textes originQux de la CH
(« volontairement » en frangais, « voluntarity » en l’anglais) ; il nous semble cependant que la
difficultë ä trouver une bonne traduction allemande ne justifie pas l’introduction d’une
nouvelle notion qui est inconnue non seulement ä la CH mais ëgalement aux droits des pays
de common law . En effet ces derniers ne connaissent gënëralement pas la notion de
« Recht sgeschäft » et qualifient les trusts selon qu’ils sont « exprës », « implicites » ou
indëpendant de la volontë du constituant. A notre avis, l’utilisation d’une notion tirëe du droit
interne ne facilitera pas la qualification des trusts qui entrent en contact avec l’ordre juridique
suisse. II est dës lors souhaitable que les nouvelles rëgles se tiennent ä la terminologie de la
CH au moins dans leurs versions frangaise et italienne (« trusts volontairement crëës »,
« trusts creati volontariamente »).

III. Modifications envisagëes ä la LDIP (art. 2 AF)

Art. 5, al. 4 (nouveau)

Pas de commentaire.

Art. 21a (nouveau)

Pas de commentaire.

Art. 149a (nouveau)

Alinëa 1 : Cette disposition prëvoit que le tribunal compëtent pour les actions relatives ä la
validitë, aux effets juridiques, ä 1’administration, ä la modification ou ä la cessation d’un trust
peut ëtre dësignë par une ëlection de for.
Ce principe n’est pas nouveau du point de vue suisse, car iI est dëjä inscrit dans la Convention
de Lugano de 1988 (art. 17, al. 2). Son extension aux situations qui ne sont pas couvertes par
les rëgles conventionnelles (ä savoir aux accords attributifs de compëtence aux tribunaux d’un
Etat non contractant de la CL) ne soulëve pas d’objection ; bien au contraire, eIle doit ëtre
approuvëe, car eIle permet de soumettre ä un rëgime cohërant toute les ëlections de for
relatives aux actions dëcoulant des relations internes ä un trust.
Toutefois, contrairement ä la CL (art. 17, al. 3), le texte de l’avant-projet ne rëserve pas
expressëment les fors exclusifs ou impëratifs. Il serait peut ëtre utile de prëciser de maniëre
expresse que l’ëlection de for de 1’art. 149a LDIP ne peut dëroger ä la compëtence des
tribunaux suisses clans la mesure oü le litige porte sur la propriëtë ou un autre droit rëel relatif
ä un immeuble situë en Suisse.
11 convient de noter en outre que la rëgle prëvue dans l’avant-projet d’ AF va dans une certaine
mesure plus loin que la disposition correspondante de la CL. Alors que cette derniëre ne se
rëfëre qu’ä une ëlection de for contenue dans « l’acte constitutif d’un trust », 1’art. 149a
projetë mentionne ëgalement « l’autorisation de faire » pareille ëlection, en reconnaissant
ainsi la validitë d’une ëlection de for dëclarëe unilatëralement par le trustee sur la base d’une



autorisation du constituant. A notre avis, cette possibilitë est excessive et risque d’ouvrir la
porte ä des abus. Il convient de rappeler que les procëdures visëes par la nouvelle rëgle sur la
compëtence opposent, dans la plupart de cas, les bënëficiaires (ou certains d’entre eux) au
trustee ; dans ce contexte, la possibilitë reconnue au trustee de dësigner unilatëralement le
tribunal compëtent, mëme sur la base d’une autorisation contenue dans les dispositions du
trust, risque de crëer un dësëquilibre entre les parties, voire de reprësenter un vëritable
obstacle pour l’accës ä la justice de la part des bënëficiaires du trust. Contrairement ä ce qui
est indiquë dans le Rapport explicatif (nc’ 2.1.1., p. 32), il nous semble que l’intërët de ces
derniers n'est pas protëgë de maniëre suffisamment efficace par l’interdiction de l’abus de
droit rësultant du nouvel art. 5 al. 4 LDIP. Pour s’en convaincre, iI suffit d’observer
qu’aucune disposition de la LDIP ni de la CL ne permet ä l’une des parties en cause de
dësigner unilatëralement le tribunal compëtent (en effet, la seule professio fort unilatërale
actuellement prëvue ä 1’art. 87, al. 2 LDIP en matiëre successorale rësulte de la volontë du de
cujus , et non de l’une des parties ä la contestation successorale).
Pour ces raisons, nous suggërons d’ëliminer du texte de 1’art. 149a LDIP les termes « ou
l’autorisation de Ie faire » et de reconnaitre l’ëlection de for uniquement lorsqu’elle rësulte
directement de l’acte constitutif ou des dispositions du trust.

Alinëa 2 et 3 : Pas de remarque.

Art. 149b (nouveau)

Alinëa 1 : Pas de remarque, mise ä part la notion de « trust crëë par acte juridique» (cf. supra,
n'’ II)

Alinëa 2 : La possibilitë de refüser la reconnaissance du trust aux termes de 1’art. 13 CH a ëtë
justement ëcartëe, car elle reprësente une grave source d’insëcuritë juridique.

Alinëa 3 : Cette disposition vise ä exclure l’ëlection de droit dans des situations purement
internes. Dës lors, eIle ne fait que rëpëter le principe ëtabli ä 1’art. 1 LDIP, selon lequel cette
loi (et done toutes ses rëgles, y comprises celles qui permettent une ëlection de droit) n’est
applicable qu’« en matiëre internationale », ä savoir en prësence de certains ëlëments
d’internationalitë. Cet alinëa est done superflu. En revanche, il pourrait ëtre utile de prëciser
dans quelles circonstances un trust prësente un caractëre international : on peut se demander,
en particulier, si toutes les circonstances mentionnëes dans le Rapport explicatif (p. 35)
constituent rëellement des facteurs suffisants d’extranëitë (par exemple la nationalitë de 1’un
des bënëficiaires, ou le fait qu’une partie minimum des biens du trust se trouve ä l’ëtranger).

Art. 149c (nouveau)

Alinëa 1 : L'art. 149c LDIP projetë prëvoit une « mention » (Anmerkung) au registre foncier.
En rëalitë, I'ëcriture de la mention est techniquement inadëquate ä un rëgime strictement
imposë dont doit dëpendre I'exercice de droits par des tierces personnes, tel que celui proposë
par la nouvelle disposition. La mention en effet ne peut « constituer » un effet juridique (celui
de la protection de la bonne ou de la mauvaise fei des tiers en I'espëce) et I'application ä
I'institution de 1’art. 970 al. 3 CCS est elle-mëme sujette ä controverse (D. Zobl,
Grundbuchrecht, 1999, p. 132 s. et les rëfërences).
Dans la systëmatique du code civil de 1907, lorsqu'un bien devient insaisissable avec un effet
ä I'ëgard des tiers, et de surcroTt ä la suite d’un acte juridique, il faut une annotation
(Vor mer kung) (c'ëtait le cas de I'asile de famiIIe de I'ancien art. 960 al. l ch. 3 CCS). Comme



dans le cas d’annotation d'une restriction au droit d’aliëner de I'art. 960 al. 1 ch. 2 CCS, il est
aussi concevable que la restriction (ici le pouvoir opposable aux tiers du bënëficiaire) existe
dëjä avant I'annotation, et qu'elle soit ainsi opposable aux tiers de mauvaise foi avant
I'ëcriture. L’annotation jouit alors de la foi publique et fournit aux tiers une plus grande
sëcuritë quant ä la publicitë. EIle se justifie en l’occurrence, mëme si 1’on nie l’existence
d’une division des prërogatives rëelles entre le trustee et les bënëficiaires (en effet, selon le
Rapport explicatif, les bënëficiaires d’un trust n’ont pas de prërogatives rëelles, n'’ 1.2.5.6. et
n'’ 1.4.4.3.), parce que, ä I'opposë des cas avec lesquels semble-t-iI la comparaison a ëtë faite
(exëcution testamentaire, liquidation officielle), iI y a une insaisissabilitë rësultant d'un acte
juridique, ce que la seule mention n'est naturellement pas ä mëme d’intëgrer au statut du bien
lui-mëme.

Alinëa 2 : Pas de remarque.

Alinëa 3 : Cette disposition n’est pas claire, dans la mesure oil eIle prëvoit qu’en l’absence de
mention ou d’inscription dans les registres prëvus aux alinëas prëcëdents, l’existence d’une
relation de trust n’est pas opposable aux tiers de bonne foi. 11 parait en rësulter a contrario que
les trusts faisant l’objet d’une mention ou d’une inscription sont opposables, avec la
consëquence que les biens aliënës en violation des obligations du trustee pourraient Ie cas
ëchëant faire l’objet d’une revendication. Or, cette conclusion ne peut pas ëtre admise pour les
biens situës en Suisse, car l’admission d’un droit de « tracing » contre les acquëreurs des
biens du trust est soumise aux rëgles impëratives du statut rëel (cf. infra, n'’ IV.1.).

Art. 149d (nouveau)

Alinëa 1 : Cette disposition rëgit la compëtence indirecte du tribunal ëtranger ayant rendu une
dëcision concernant la validitë, les effets juridiques, 1’administration, la modification ou la
cessation du trust. Les critëres ënumërës aux lettres a ä c correspondent aux critëres retenus
pour la compëtence directe et n’appellent dës lors pas de remarques particuliëres.
En revanche, l’hypothëse prëvue ä la lit. d n’est pas entiërement claire. D’une part, on ne
comprend pas pourquoi cette disposition profite uniquement aux dëcisions reconnues dans
1’Etat du siëge du trust, et non ä celles reconnues dans l’un des autres Etats qui ont la
compëtence indirecte, notamment dans l’Etat du domicile ou de la rësidence du dëfendeur. II
est v:rai que la mëme restriction est actuellement prëvue en matiëre de sociëtës ä 1’art. 165, al.
1 LDIP mais sa raison d’ëtre est obscure. D’autre part, nous estimons que la reconnaissance
ne devrait ëtre en aucun cas soumise ä la condition que le dëfendeur ne soit domicilië en
Suisse ; lors de l’ëlaboration de la LDIP, cette restriction ëtait imposëe par 1’art. 59a de
l’ancienne Constitution fëdërale mais sa raison d’ëtre est tombëe aprës l’entrëe en vigueur de
la nouvelle Constitution (art. 30).

Alinëa 2 : n’appelle pas de considërations particuliëres.

111. Modifications envisagëes ä la LP (Art. 3 AF)

Art. 284a (nouveau)

Pas de remarque.



Art. 284b (nouveau)

Pas de remarque.

IV. Questions laissëes ouvertes par l’avant-projet d’ AF – Rëgles impëratives du droit
suisse

L’avant- projet d’ AF ne contient aucune disposition visant ä prëciser Ia relation entre le droit
applicable au trust, dëterminë conformëment ä la CH, d’une part, et les dispositions
impëratives du droit applicable ä certains rapports juridiques, notamment aux droits rëels et
aux successions, selon les autres rëgles de conflit de la LDIP.
II est bien connu que selon son art. 15, la CH ne fait pas obstacle ä 1’application des
dispositions de la loi dësignëe par les rëgles de conflit du for lorsqu’iI ne peut ëtre dërogë ä
ces dispositions par une manifestation de volontë, notamment dans les matiëres suivantes : la
protection des mineurs et des incapables, les effets personnels et patrimoniaux du mariage, les
testaments et la dëvolution des successions, le transfert de propriëtë et les süretës rëelles, la
protection des crëanciers en cas d’insolvabilitë et la protection des tiers de bonne foi ä d’autre
ëgards. Ces dispositions impëratives priment le droit applicable au trust. Lorsqu’elles font
obstacle ä sa reconnaissance, la CH, ä son art. 15, al. 2, prëvoit que le juge doit s’efforcer de
donner effet aux objectifs du trust par d’autres moyensjuridiques.
Du point de vue du droit matëriel suisse, des conflits entre Ie statut du trust et des rëgles
impëratives internes peuvent se poser notamment en relation avec l’institution du « tracing »
ainsi qu’en matiëre successorale.

1. « Tracing » (Droit de suite)

a) La portëe exacte de I'institution du « tracing » exercëe en Suisse extrëmement obscure.
Selon l’interprëtation de la CH suggërëe dans le Rapport explicatif et que nous partageons, la
ratification n’emporte aucune obligation pour la Suisse de reconnaitre un « tracing » en droit
interne (n'’ 1.4.2.2.1. et n'’ 1.4.4.2.). II est vrai que selon l’art. 11, al. 3, lit. d CH, la
reconnaissance d’un trust implique, dans la mesure oü le droit applicable au trust le requiert
ou le prëvoit, que « la revendication des biens du trust soit permise dans les cas oü le trustee,
en violation des obligations rësultant du trust, a confondu les biens du trust avec ses biens
personnels ou en a disposë » (nous soulignons). Toutefois, la portëe de cette disposition est
limitëe par 1’art. 15 CH selon lequel la Convention ne fait pas obstacle ä 1’application des
dispositions impëratives de la loi dësignëe par les rëgles de conflit du for, notamment en
matiëre de transfert de propriëtë et des süretës rëelles.
II est ëvident que, du point de vue suisse, les rëgles sur l’acquisition de la propriëtë sont des
rëgles impëratives. Ces rëgles sont applicables – aux sens des articles 99 et 100 LDIP – ä
partir du moment oil .les biens du trust se trouvent en Suisse au moment de l’acte de
disposition dont ils font l’objet. Dës lors, on doit admettre que ces rëgles sont applicables en
vertu de 1’art. 15 CH, et ce, mëme lorsqu’elles sont en contradiction avec la loi rëgissant le
trust. Ainsi, si cette loi permet au trustee ou aux bënëficiaires de revendiquer les biens qui ont
ëtë aliënës en violation des dispositions du trust (« tracing »), pareille revendication doit ëtre
exclue pour les biens acquis en Suisse non seulement lorsque le tiers les a acquis de bonne foi
et ä titre onëreux mais ëgalement s’il les a acquis ä titre gratuit, et mëme s’iI ëtait de mauvaise
foi au moment de l’acquisition, contrairement ä ce que semble suggërer le Rapport explicatif
(p. 36, in fine).
En effet



• En droit suisse, le mëcanisme de protection de I'acquisition de bonne foi prëvu aux art.
933 et 973 CCS fonctionne ëgalement en cas d'acquisition ä titre purement gratuit, selon
une doctrine trës largement majoritaire (par exemple P. Liver, SPR 1977, V/1 p. 397 n.
26; H. Becker, Commentaires bernois 1934, nQ 2 ad 248 CO; H. Oser/W. Schönenberger,
Commentaires zurichois 1936, n'’ 4 ad 248 CO; E. W. Stark, Commentaires bernois, 2002,
n'’ 59 ad. 133 CC; P. H. Steinauer, Les droits rëels 1, 1997, n'’ 441 p. 120; S. Maissen, Der
Schenkungsvertrag im schweizerischen Recht, 1996, p. 217 i.f p. 64; P. Cavin, SPR
VI1/1, 1977, p. 183 n. 1; H. Hinderling, SPR V/1, 1977, p. 483-484; F. Guisan, La
protection de l’acquëreur de bonne foi en matiëre mobiliëre, 1970, p. 68 ss; P. Piotet, La
formation du contrat, 1956, p. 78-80.). Le Rapport explicatifprend le contre-pied de cette
doctrine majoritaire sans aucune discussion juridique de la question (n' 1.4.4.4 p. 26) et
s'expose par lä ä la critique dans la mesure oü les tribunaux peuvent fort bien se rallier,
contrairement ä sa conclusion, ä I'opinion dominante.
De surcroit, si 1’on admet que le trustee est le propriëtaire des biens du trust, le tiers qui
les acquiert en Suisse en devient propriëtaire mëme s’il savait que l’aliënation s’est faite
en violation des dispositions du trust. En effet, en droit suisse, iI est bien connu que la
violation par le vendeur de son obligation personnelle de ne pas aliëner envers un
bënëficiaire n'enlëve rien ä la validitë de I'acquisition faite par son acheteur, cet acheteur
ffrt-iI au courant de la violation des obligations grevant son partenaire contractuel. Cette
conclusion ne pourrait ëtre contestëe qu’en admettant que les bënëficiaires du trust sont
titulaires d’un vëritable droit rëel (et done d’un droit de suite sur les biens), ce que le
Rapport explicatif nie expressëment (n'’ 1.2.5.6. et n'’ 1.4.4.3.). Du reste, pareil droit rëel
serait en contradiction avec le principe du numerus clausus , contradiction qui est en
revanche niëe dans le Rapport explicatif (n'’ 1.4.4.3.).

Cette question, touchant ä la qualification du point de vue suisse de I'institution, est tout ä fait
centrale ä I'intëgration du trust en droit suisse : iI est inimaginable qu’eIle ne soit pas abordëe
de maniëre claire dans l’avant-projet. En revanche, I'art. 149 b projetë laisse entiëre I'obscuritë
ici dënoncëe et abandonne des pans entiers de la problëmatique de I'intëgration du trust ä
I'incertitude de pratiques jurisprudentielles ultërieures. Loin de dissiper cette incertitude, le
Rapport explicatif l’alimente dans la mesure oü il parait admettre Ie « tracing » dans les cas
d’acquisition de mauvaise foi ou de bonne foi ä titre gratuit (p. 36 in fine).

•

b) Au vu de ce qui prëcëde, l’effet des inscriptions que 1’art. 149c projetë prescrit pour les
immeubles ainsi que pour certaines catëgories de meubles n’est pas clair. En effet, selon
l’alinëa 3 de cette disposition, une relation de trust qui n’a pas fait l’objet d’une mention ou
qui n’a pas ëtë inscrite n’est pas opposable aux tiers de bonne foi. A contrario, il semblerait
ainsi qu’un trust inscrit soit opposable aux tiers. Doit-on en dëduire que, dans ce cas, les biens
aliënës en violation des dispositions du trust peuvent faire l’objet d’une revendication
(« tracing ») ? A notre avis, la rëponse ne peut ëtre que nëgative, ëtant donnë qu’en droit
suisse Ie trust ne peut pas produire les effets d’un droit rëel. Cependant, le Rapport explicatif
semble suggërer le contraire (p. 36 in fine).

2. Rapport avec le droit matrimonial et successoral

a) Contrairement ä l’avant-projet Thevenoz, toutes dispositions propres au droit matrimonial
et au droit successoral, objets de la rëserve de I'a=rt. 15 de la convention, ont ëtë supprimëes.
Les controverses suscitëes par la premiëre procëdure de consultation (n'’ 2.2. p. 37) montrent
bien que cette suppression n'a rien d’ëvident et que la rëserve gënërale du droit successoral,
comme du champ d'application de la loi successorale et du for successoral, mentionnëe en



termes gënëraux dans le rapport, ne suffit pas ä ëclairer le champ d'application exact de cette
loi par rapport ä la loi applicable au trust selon art. 149 b LDIP.
Les mëmes problëmes d'interprëtation que ceux ëvoquës prëcëdemment vont ainsi se poser en
l'occurrence. Loin d’ëclairer la difficultë, le Rapport explicatif parait (nc’ 1.4.2.1.4) admettre
que la loi successorale ne s'applique que si le trust a une fonction successorale, alors que
naturellement Ie champ d'application de la loi successorale devrait emporter des prërogatives
de rëduction ou de rapport d'actes - ä cause de mort ou entre vifs – qui peuvent parfaitement
rësulter de I'institution d'un trust.

b) En outre, l’acquisition de I'hëritier ëtant rëgie par la loi successorale, la question d'un
patrimoine successoral distinct doit ëtre rëglëe en droit interne dans la mesure oil elle est
imposëe par la convention (n') 1.4.2.2.2). Il faut en particulier souligner que, si le droit suisse
s'applique ä la liquidation du rëgime matrimonial ou la succession, des rapports doivent ëtre
fixës entre I'administration sëparëe goumise au droit ëtranger et les autres patrimoines ou
masse de biens de l’hëritier ou du conjoint.

c) La lëgitimation du trustee ä dëfendre ä une procëdure matrimoniale ou successorale doit en
outre ëtre rëglëe comme ëlëment dëcisif de la loi matrimoniale ou successorale suisse qui
pourrait ëtre applicable, mëme si Ie trust est soumis ä la loi ëtrangëre selon I'art. 149b projetë
LDIP. Le conflit entre les pouvoirs de I'exëcuteur testamentaire, de I'administrateur ou du
liquidateur successoral doit ëtre ëgalement rëglë avec les prërogatives propres au trustee –
ëgalement sur la question de I'inhabilitë personnelle en cas de cumul. Bref, d'innombrables
problëmes, concrets et pratiques, ne sont nulle part abordës par I'avant-projet, alors qu'ils
devraient clairement figurer dans Ie texte lëgal.

Lausanne, le 7 fëvrier 2005
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In der Beilage sende ich Euch eine weitere Stellungnahme zum Trust . Soll ich selber
eine kleine Antwort versenden, um den Erhalt zu bestätigen?

Gruss
Claudia
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Chëre Madame ,
Nous vous remercions d 'avoir bien voulu consulter la Facultë de droit
de Neuchäte1 sur le pro jet d 'approuver la Convention de La Haye
relative ä la lot applicable au trust et ä sa reconnaissance et ä
I'introduction dans la I,DIP de dispositions spëcifiques sur le trust .
Vous trouverez , en annexe, une brëve prise de position sur le suj eE ,
prëparëe par le prof esseur Fran(,'ois Knoepf ler au nom de notre Facultë .
Veuillez agrëer, chÖre Madame , nos salutatlons les meilleures .

Le do)'en :
Prof . Olivier Guillod

Copie ä Viviane Perratone , secrëtaire de la Facultë

> <<RapE)ort 12 . 1.05 . doc>>



Rapport relatif ä I'approbation de la Convention de La Haye
relative ä la lol applicable au trust et ä sa reconnaissance et ä

I'introduction dans la LDIP de dispositions spëcifiques sur le trust

La prësence du trust dans la vie juridique suisse est incontestable. Qu'il
s'agisse du droit commercial, du droit des sociëtës, du droit successoral ou
fiscal, son utilisation est multiple et par lä mëme sa qualification dëlicate et
fluctuante. Il est ëtabli que la Suisse peut vivre sans ratification de la
Convention de La Haye ou de normes particuliëres dans la LDIP.
Cependant, une clarification de la situation et une rëglementation aussi
uniforme que possible au niveau international sont souhaitables.

En cons6quence, I'utilitë de la ratification de la Convention de La Haye et
I'introduction de rëgles spëcifiques sur Ie trust dans la LDIP ne font aucun
doute. Le rapport explicatif dëmontre le bien-fondë de ce double choix.

Toute la difficultë du trust tient, avec ou sans modification du droit suisse,
ä la difficile harmonie existant entre Ie trust et les autres matiëres
auxquelles le droit suisse attribue une valeur impërative, soit directement,
soit au travers des rëgles de conflit de lois. La convention tient compte de
cette situation par 1’article 15 qui, en cas de conflit, donne la prioritë aux
rëgles relatives ä la succession, la protection des mineurs et la protection
des crëanciers, pour ne citer que quelques exemples ënumërës par la
convention.

En effet, il n’est pas rare que le droit du trust soit utilisë par des personnes
qui veulent ëviter des consëquences liëes au droit successoral qui rëgira
leur succession ou ëviter una charge fiscale. II ne faut pas, si I'on prend
I'exemple de la succession, que les biens d’un testateur qui devraient ëtre
normalement rëgis par le droit suisse puissent ëtre liquidës diffëremment
gräce au mëcanisme du trust.

Cela dit, deux dispositions au moins peuvent justifier un commentaire :

1. L’article 149b al. 3 LDIP nouveau. Cette disposition a pour but d’ëviter
certains abus. On peut imaginer deux situtions :

Le testateur, ressortissant suisse, est domicilië en Suisse. Sa
succession est imp6rativement rëgie par le droit suisse pour autant
qu'il y soit domicilië lors de son dëcës. Le testateur n’a pas la
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possibilitë de soumettre sa succession ä un droit ëtranger. Le trust
qu'il aura crëë n'aura de valeur que pour la part dont il peut
librement disposer. C'est dire qu'un hëritier pourra valablement faire
valoir ses droits contre le trust.

Faut-il considërer Ie trust comme inexistant ou le faire rëgir par la
loi normalement applicable ? L'article 149b nouveau prëvoit un
alinëa 3 selon lequel '’une ëlection de droit selon I'article 6 de la
convention n'est pas prise en compte si un droit ëtranger est dësignë
et qu'ä I'exception de l’ëlection de droit, il n'existe aucun lien avec
I'ëtranger". On peut douter de I'utilitë de cette clause. Si I'on se fonde
sur la systëmatique de la LDIP, elle est certainement superflue
puisque la loi ne concerne, par dëfinition, que les causes
internationales. L'autonomie de la volontë qui, en droit international
privë, permet aux parties de choisir par exemple le droit applicable
aux contrats (art. 116 LDIP), prësuppose l’internationalitë.
Cependant, I'article 149 b al. 3 LDIP nouveau peut se comprendre
dans la mesure oil 1’article 6 de la Convention de La Haye parait
concerner aussi des situations purement internes, la Convention de
La Haye s'appliquant ä des trusts qui ä I'origine ne prësentaient
aucun ëlëment d'extranëitë et dont seule la reconnaissance dans un
Etat tiers fait surgir un problëme de conflit de lois.

Si cette disposition a pour objet de rëduire la portëe de I'article 6 de
la convention, on peut se demander dans quelle mesure une teIle
restriction est possible puisque les seules rëserves qui sont prëvues
par 1’article 26 de la convention sont celles des articles 16, 21 et 22.

A I'inverse, si le testateur est ëtranger et domicilië en Suisse, iI aurait
eu la possibilitë de soumettre sa succession ä sa loi ëtrangëre (art. 90
al. 2 LDIP). Si Ie de cujus a crëë un trust et que celui-ci porte
atteinte ä la rëserve des hëritiers selon le droit suisse normalement
applicable ä la succession, une teIle situation ne devrait pas aboutir ä
la rëduction des effets du trust. En effet, le trust joue ici un räte
successora1 et dans la mesure oil le testateur avait la possibilitë, sans
autre justification (voir ATF 102 I1 136, Hirsch c/ Cohen), de
soumettre sa succession ä son droit national. les effets du trust ne
devraient pas ëtre rëduits pour autant que cette institution soit dans
le cas präsent rëgie par un droit national du de cujus / settlor. Cette
situation est d'ailleurs parfaitement visëe par I'article 15 al. 2 de la
Convention de La Haye.
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2. L'article 149d LDIP nouveau, qui est trës briëvement abordë dans le
rapport, paralt prësenter un risque qui est dfl prëcisëment au caractëre
difficilement qualifiable du trust du fait des trës nombreux objectives
qu'il est en mesure de poursuivre. Admettons un trust crëë dans un Etat
connaissant cette institution, sans choix du droit applicable, par une
personne domiciliëe eIr Suisse. Les biens transfërës du settlor au trustee
sont pour partie situës dans I'Etat du trust, pour partie en Suisse aussi.
Le settlor meurt domicilië en Suisse. Le settlor ëtant suisse, il n'aurait
pas pu choisir un droit ëtranger pour rëgir sa succession. Les rëgles
successorales sur la rëserve sont rendues inefficaces par I'existence du
trust. Une dëcision judiciaire rendue par un tribunal de I'Etat du siëge
du trust attribue les biens litigieux ä une personne qui n’est pas un
hëritier rëservataire. La dëcision devrait ëtre reconnue ä lire l’article
149d nouveau LDIP. La formulation actuelle n'entre-t-elle pas en
contradiction avec I'article 15 de la Convention de La Haye ? En
d'autres termes, la reconnaissance prëvue par 1’article 149d nouveau
n'est-elle pas trop g6nëreuse ?

Le fait que cette disposition soit construite sur le mëme schëma que
1’article 65 LDIP ne constitue pas une justification suffisante car le droit
des sociëtës ne prësente pas le mëme risque que le trust pour les
matiëres teIles que la protection des mineurs, les effets personnels et
patrimoniaux du mariage, les successions, etc.

Avec ces prëcisions et sous la rëserve qui vient d'ëtre exprimëe, nous
considërons que les modifications lëgislatives proposëes doivent ëtre
soutenues.

Neuchätel, le 20 janvier 2005
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Zürich, 21. Januar 2005

Ratifizierung des Haager Trust-Übereinkommens

Sehr geehrter Herr Bundesrat

Mit Schreiben vom 20. Oktober 2004 gab das Eidg. Polizei- und Justizdepartement die Vorlage für
die Ratifikation des Haager Trust-Übereinkommens und die damit notwendigen Anpassungen im
Schweizer Recht zur Vernehmlassung frei.

Wir hatten schon Gelegenheit, in der Vorvernehmlassung des Bundesamtes für Justiz die Gründe
darzulegen, warum wir die Ratifikation und die Gesetzesanpassungen unterstützen. Sie erhöhen die
Rechtssicherheit sowohl für die beteiligten Institute als auch für ihre Kunden, und wirken sich
langfristig positive auf die Entwicklung der Vermögensverwaltung für Privatkunden aus.

Der Verband der Auslandsbanken unterstützt deshalb die Ratifikation des Haager Trust-
Übereinkommens und bIttet Sie, unmittelbar nach Abschluss der Vernehmlassungsfrist die
entsprechenden Schritte zu veranlassen.

Wir danken Ihnen für Ihre Bemühungen.

Mit freundlichen Grüssen

DER AUSLANDSBANKEN IN DER SCHWEIZ

Löwenstrasse 51 . Postfach 6229 CH-8023 Zürich
T +41 (O)1 224 40 70 ' F +41 (O)1 221 OO 29
www.foretgnbanks.ch info(a)foreignbanks.ch
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Tel. 058 854 28 01 Fax 058 854 28 33
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Stellungnahme zum „Bundesbeschluss über die Genehmigung des Haager Übereinkom-
mens über das auf Trusts anzuwendende Recht und über ihre Anerkennung“

Sehr geehrter Herr Bundesrat

Ende Oktober 2004 wurde der Vorentwurf des oben erwähnten Bundesbeschluss veröffentlicht und
zu einer Vernehmlassung eingeladen. Unsere Vereinigung ist an diesem Thema sehr interessiert
und wir nehmen daher gerne Stellung.

1. Wir begrüssen ausdrücklich den Entschluss, das Haager Übereinkommen vom 1. Juli 1985
über das auf Trusts anzuwendende Recht und über ihre Anerkennung zu ratifizieren. Wir erachten
dies – gegenüber einer im Vorfeld z. T. vorgeschlagenen und diskutierten eigenen entsprechenden
umfassenden nationalen Gesetzgebung – als das adäquate Vorgehen

2. Im Zusammenhang mit der Ratifikation sind verschiedene bestehende nationale Gesetze
anzupassen. Entgegen den verschiedentlich vorgängig diskutierten Diskussionsvorschlägen sind
im nun vorliegenden Vorentwurf einzig Anpassungen des Bundesgesetzes über das Internationale
Privatrecht (IPRG) iPRG sowie des Bundesgesetzes über Schuldbetreibung und Konkurs (SchKG)
vorgesehen. Wir unterstützen diese Beschränkung auf das IPRG sowie das SchKG, weil so rasch
eine praktikable Lösung erreicht wird.

3. Nach stehend gehen wir auf zwei Punkte ein, die wir als besonders wichtig betrachten.

a. Art. 149b Abs. 3 IPRG: Ein Absatz 3 wird als einschränkende Ergänzung zum Absatz 2 des
gleichen Artikels zur Diskussion vorgeschlagen. Die neu vorgeschlagenen Bestimmungen und da-
mit auch dieser Absatz 3 sind in der gesamten Systematik des IPRG, insbesondere im Zusammen-
hang mit den Gemeinsamen Bestimmungen bzw. dem 3. Abschnitt anwendbares Recht (Art. 13 –
19 IPRG). zu sehen. Diesbezüglich würde durch die Einführung des vorgeschlagenen Art. 149b
Abs. 3 IPRG eine neue weiterführende Spezialregelung eingeführt, die z. T. mehr Einschränkungen /

1
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enthält, als die im IPRG ansonsten grundsätzlich geltenden Regeln, z,B. im Zusammenhang mit
vertraglichen Gestaltungsmöglichkeiten im Gesellschaftsrecht. Die entsprechende Auslegung die-
ser neuen Norm könnte gerade bei sich fortwährend ändernden Verhältnissen, wie dies bei typi-
schen Trust-Situationen regelmässig der Fall ist, zu einer Rechtsunsicherheit führen. Dies wird
auch im erläuternden Begleitbericht des EJPD anerkannt. In Anbetracht der Tatsache, dass das
IPRG bereits in seiner eigenen Systematik Gesetzesbestimmungen enthält, die einen Missbrauch
(z.B. Vorbehalt zu Gunsten des schweizerischen Ordre public oder der Vorbehalt der Anwendung
zwingenden schweizerischen Rechts) verhindert, sollte der zur Diskussion gestellte neue Absatz 3
von Art. 149b IPRG ersatzlos gestrichen werden. r
b. Art. 284a SchKG: Die einzelnen Formen bzw. Möglichkeiten der Betreibung wurde bereits
in den diversen Diskussionspapieren, welche im Vorfeld publiziert wurden, eingehend erläutert.
Aufgrund der spezifischen Struktur eines Trusts bzw. dessen Ausgestaltung im Ausland ist eine
Übertragung in die schweizerischen Verhältnissen, vor allem im Bereich der Betreibung, jedoch nur
schwer zu erreichen. Entsprechend sind einzelne Punkte, der jetzt vorgeschlagenen Lösung zwar
nicht optimal, jedoch als Mittelweg akzeptabel.

4. Die Problemkreise im Zusammenhang mit der allfälligen Besteuerung eines Trusts bzw.
Trustees aus schweizerischer Sicht u.a. sind im vorliegenden Vorentwurf zurecht nicht geregelt,
ebenso die Frage einer allfälligen Aufsichtsregelung der Trustee-Arbeit. Beide Themata soIIten je-
doch erst im Anschluss an die Ratifizierung des Haager Übereinkommens angegangen werden.
Erst eIne umfassende Regelung, welche auch diese beiden Punkte einschliesst, wird schlussend-
lich sicherstellen, dass in der Schweiz der nusf-Bereich im Sinne einer kompetitiven Gesamtlö-
sung, welche den Vergleich zu den Situationen ausländischer Finanzplätze nicht zu scheuen
braucht, eine echte Chance erhält

Wir danken Ihnen für die Berücksichtigung unserer Meinungsäusserung im voraus bestens
Mit freundlichen Grüssen

Ra(mond J. Bär
Präsident

%
Dr. Dieter Sigrist
Sekretär
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Herrn Bundesrat
Dr. Christoph Blocher
Vorsteher des Eidgenössischen
Justiz- und Polizeidepartements
Bundeshaus West
3003 Bern

trustrecht stellungnahme blocher br280105
DatLJ“1 28. Januar 2005

Unsere Referenz HPH/SB

Trust-Recht: Vernehmlassungsverfahren

Sehr geehrter Herr Bundesrat

In der Anlage überlassen wir Ihnen die Kopie unserer Stellungnahme, welche wir wunschgemäss an das
Bundesamt für Justiz gerichtet haben. Ein wichtiges AnIIegen unsererseits ergibt sich aus dem Umstand,
dass auch mit einer Ratifizierung des Haager Trust-Übereinkommens weiterhin kein eigentliches
Schweizer Trustrecht besteht. Damit ergibt sich für nur im Inland tätige Banken auch weiterhin ein
Wettbewerbsnachteil. Um diesen zu beheben, würden wir es sehr begrüssen, wenn mit der Vorlage resp
der Botschaft zur Ratifizierung des Haager Trust-Übereinkommens auch gesetzgeberische Aktivitäten zur
Schaffung eines eigentlichen Schweizer Trustrechts oder zumindest zur Steigerung der Attraktivität von
Treuhandverhältnissen und Stiftungen mit Schweizer Domizil in Aussicht gestellt würden

Wir danken Ihnen, wenn dieses Anliegen berücksichtigt wird, und verbleiben

mit freundlichen Grüssen

Verband SchweËzerischer

.[ 1.\.
Carlo Mati
f

KantalaI banken

IPI less/

Beilage
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Unsere Referenz HPH/SB

Trust-Recht: Vernehmlassungsverfahren

Sehr geehrte Damen und Herren

Gerne nehmen wir die Möglichkeit wahr, zum vorgeschlagenen Bundesbeschluss über die Genehmigung
des Haager Übereinkommens über das auf Trusts anzuwendende Recht und über ihre Anerkennung
Stellung zu nehmen.

In der Schweizer Rechtsordnung ist das Rechtsinstitut des Trusts bisher nicht bekannt. Dies ist sowohl
für den Anbieter als auch für den Nachfrager von Trusts mit einer Unsicherheit in Bezug auf deren rechtli-
che Qualifikation in der Schweiz und das anwendbare Recht verbunden. Wir begrüssen, dass mit der
vorgeschlagenen Ratifizierung des Haager Trust-Übereinkommens und den Ergänzungen im internatio-
nalen Privatrecht die Rechtssicherheit erhöht wird und unterstützen im Grundsatz das dabei
vorgeschlagene Vorgehen. Wir nehmen zur Kenntnis, dass die Ratifizierung des Trust-Übereinkommens
keine zusätzlichen Auswirkungen auf das Geldwäschereigesetz und die Sorgfaltspflichten der Banken im
Besonderen beinhaltet.

Mit dem erleichterten Zugang und der Erhöhung der Rechtssicherheit in Bezug auf das für ausländische
Trusts anwendbare Recht ist zu erwarten, dass vermehrt auch schweizerische Finanzintermediäre als
Trustee eingesetzt werden. Von Bedeutung ist allerdings, dass eine kompetitive und harmonisierte Re-
gelung der mit der Verwaltung von Trusts in der Schweiz verbundenen steuerlichen Fragen getroffen
wird. Ebenfalls entscheidend für die Attraktivität des Finanzplatzes Schweiz – im Vergleich mit anderen
Standorten – für diesbezügliche Aktionen resp. für Trustees, die Trusts aus der Schweiz heraus verwal-
ten, ist eine hohe Servicequalität. Als Beitrag zu dessen Sicherstellung ist ein Lizenzerfordernis für
Trustees – soweit es sich nicht um regulierte Finanzintermediäre handelt – zu begrüssen.

Im Weiteren verweisen wir auf die Stellungnahme der Schweizerischen Bankiervereinigung. Bei deren
Erarbeitung waren auch Vertreter unserer Bankengruppe involviert und wir können uns den darin aufge-
führten Überlegungen im Grundsatz anschliessen.

Ohne entsprechende Anpassungen der inländischen Rechtsordnung können jedoch trustähnliche Ge-
bilde nach Schweizer Recht auch nach erfolgter Ratifizierung des Haager Trust-Übereinkommens nicht
angeboten werden. Nachfrager nach entsprechenden Dienstleistungen sind auf inländische Anbieter
(Banken) mit Niederlassungen im angloamerikanischen Rechtsraum oder auf ausländische Anbieter
angewiesen. Alternativ ist ein Ausweichen auf andere Rechtsfiguren der schweizerischen Rechtsordnung
(wie Treuhand oder Stiftung) denkbar, die im Vergleich mit ausländischen Trusts zwar gewisse Paralle-
len, aber nicnt alle Vorteile eines Trusts aufweisen, und ihn deshalb in der Regel nur schwer ersetzen
können. Als Bankengruppe, die grossmehrheitlich im Inland tätig ist, erwarten wir, dass dieser Hand-
lungsbedarf anerkannt wird, weil nur so die nur im Inland tätigen Banken über gleich lange Spiesse
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verfügen. Wir anerkennen, dass mit dem Ziel, die aktuelle Vorlage nicht zu komplizieren und damit eine
rasche parlamentarische Behandlung und Umsetzung möglicherweise zu gefährden, dieses Anliegen
wohl am besten durch eine separate Vorlage aufzunehmen ist. Wir erwarten aber, dass bei der weiteren
Bearbeitung der Vorlage resp. in der Botschaft zur Ratifizierung des Haager Trust-Übereinkommens die
Schaffung eines eigentlichen Schweizer Trustrechts durch entsprechende gesetzgeberische
Anpassungen in Aussicht gestellt wird.

Wir danken Ihnen für die Berücksichtigung unserer Anliegen und verbleiben

mit freundlichen Grüssen

Verb.

0
Carlo Mati

reizerischer Kantonalbanken

resg
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hr Zeichen

Bundesbeschluss über die Genehmigung des Haager
Übereinkommens über das auf trusts anzuwendende Recht und über
ihre Anerkennung; Vernehmlassung

Sehr geehrter Herr Bundesrat
Sehr geehrte Damen und Herren

Wir danken Ihnen für die Möglichkeit der Vernehmlassung zu der erwähnten
Gesetzesvorlage. Wir nehmen aus der Sicht der Grundbuchführung zu der Vorlage
gerne wie folgt Stellung

Wir begrüssen die Genehmigung des Haager Übereinkommens vom 1. Juli 1985 betr
das auf trusts anzuwendende Recht und über ihre Anerkennung ausdrücklich.

Der vorgesehene neue Artikel 149c IPRG führt zu einer Klärung der Rechtslage und zur
Steigerung der Rechtssicherheit. Unseres Erachtens müsste jedoch nicht eine
grundbuchliche Anmerkung vorgesehen werden. Wir halten vielmehr eine Vormerkung
im Grundbuch, aus der die Zugehörigkeit des Grundstückes zu einem trust hervorgeht,
als adäquates Institut. Wir verweisen auch auf die seinerzeitige Lösung (bis 1.1.1993)
bei Lebensversicherungen in Art. 7 des Bundesgesetzes über die Sicherstellung von
Ansprüchen aus Lebensversicherungen inländischer
Lebensversicherungsgesellschaften, nun neu Sicherstellungsgesetz, SR 961.031.

Wir würden es im Übrigen begrüssen, wenn in der Grundbuchverordnung die
Voraussetzungen der Einschreibung und der Löschung des fm/sf-Verhältnisses (sei es
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nun eine Anmerkung oder eine Vormerkung) gemäss Art. 12 des Haager-
Übereinkommens konkretisiert würden.

Wir hoffen, Ihnen mit diesen Hinweisen zu dienen und danken noch einmal für die
Möglichkeit der Stellungnahme.

Mit freuDdfÜe//Grüssen

J. Bracher, Präsident
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Convention de la Haye sur les trusts

Mesdames, Messieurs

Nous faisons suite au courrier de Monsieur le Conseiller fëdëral Christoph Blocher du
25 octobre 2004 et ä ses annexes.

Nous nous permettons de vous faire part de quelques observations dans le cadre de la
consultation sur le projet d’arrëtë fëdëral portant approbation de la Convention de la
Haye relative ä la loi applicable au trust et ä sa reconnaissance (ci-aprës « la
Convention »).

Notre Association a depuis longtemps soulignë la nëcessitë de procëder ä la
ratification de la Convention, compte tenu de l’importance primordiale que revët
l’activitë liëe aux trusts au sein de la place financiëre suisse et, en particulier, dans
le domaine du « private banking » . Nous avons d’ailleurs soutenu ce point de vue
dans le cadre de consultation prëalable menëe par 1’Office fëdëraI de la justice
(OFJ) entre dëcembre 2003 et mars 2004.

Les ëlëments suivants mëritent d’ëtre mis en exergue :

1. Rëvision de la LDIP comme alternative ä la ratification de la Convention

Nous avons constatë avec satisfaction que le Dëpartement fëdëral de justice et
police (DFJP) avait renoncë dans son projet ä envisager une rëvision de la LDIP
comme alternative ä la ratification de la Convention (chiffre 1.5, p. 29 et
suivante). En effet, une teIle rëvision impliquerait un travail important du
lëgislateur suisse qui ne manquerait pas de retarder encore davantage la
reconnaissance des trusts en Suisse. Par ailleurs les risques de contradiction entre
la LDIP et la Convention seraient inëvitables et porteraient prëjudice ä la sëcuritë
du droit en la matiëre. Enfin, compte tenu de la dimension souvent internationale
du trust, il paraTt prëfërable de sejoindre ä un effort d’unification juridique ä large
ëchelle par le biais d’une Convention plutöt que d’opter pour une solution
purement locale.

2. Registre du patrimoine mobilier

11 faut saluer le fait que le projet du DFJP (chiffre 1.4.4.1) n’ait pas retenu la
proposition contenue dans le rapport de l’OFJ qui entendait rendre obligatoire
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l’inscription dans un registre public de l’existence d’une relation de trust portant
sur un patrimoine mobilier.

Il convient de relever que cette obligation n’ëtait pas du tout envisagëe par le
Professeur Luc Thëvenoz dans son ëtude de 2001 commandëe par l’OFJ. En effet,
il s’exprime en ces termes ä ce propos : « On remarquera que 1 ’article /2 de la
Convention et la rëgle ci-dessus proposëe visent tIne fcrcultë du trustee, et non tine
obtigation de s’identifrer comme tet ou de rendre manifeste l’existence du trust.
En effet, l’acte de trust (trust deed) et, subsidiairement, la toi applicable au trust,
ne font pas nëcessairement obtigation au trustee de rendre l’existence d’un trust
manifeste pour les tiers. Sons rëserve de la toi qui rëgit Ie trust, l’acte de trust
peut faire de cette forme de pubticitë urIe obligation, line simple facultë, voire
l’interdire. Un tel choix du settlor est de nature ä rëduire sensiblement le droit de
suite des bënëßciaires ä l’encontre des acquëreurs. II n’appartient cependant pas
au droit suisse de transformer la facultë prë\7ue par la Convention en tine
\'ëritable obligation » (Luc Thëvenoz, Trust en Suisse : Adhësion ä la Convention
de la Haye sur les trusts et codification de la fiducie, Schulthess 2001, p. 121,
extrait soulignë par nos soins).

Sauf ä vouloir enlever toute portëe pratique ä la ratification de la Convention par
la Suisse, il ëtait impëratif de supprimer cette obligation d’inscription portant sur
un patrimoine mobilier.

3. Surveillance des trusts et des trustees

Le DFJP a renoncë ä inclure dans son projet des dispositions rëgissant la
surveillance des trusts. Toutefois, le rapport explicatif prëcise qu’ « 1/ est
parfaitement toisible au tëgistateur suisse d’adopter des dispositions retati\?es a la
sun'eitlance des trusts. 11 pourrait, par exemple, soumettre les trusts ä bine
surveillance similaire ä celle qui s’applique aux fondations ou soumettre
t’exercice ä titre professionnel de l’activitë de trustee au rëgime de
l’autorisation . » (chiffre 2.5, p. 40).

Il nous paraTt trës important de ne pas soumettre les trusts ä une surveillance
disproportionnëe. En effet, tout comme la problëmatique du registre publique
ëvoquëe ci-dessus, une surveillance trop ëtendue dans ce domaine pourrait rëduire
de maniëre sensible les avantages liës ä la ratification de la Convention. Il
convient de rappeler dans ce contexte que, dans les pays anglo-saxons ä l’origine
de la notion de trusts, la surveillance ne s’exerce souvent que pour les trusts crëës
sous forme de « charity 9. Cas ëchëant, une solution similaire devrait ëtre adoptëe
en Suisse. II faut d’ailleurs souligner que la plupart des trustees actifs en Suisse
font dëjä l’objet d’une surveillance en leur qualitë d’intermëdiaires financiers.

De mëme, il nous semble contreproductif de vouloir soumettre l’exercice ä titre
professionnel de l’activitë de trustee au rëgime de l’autorisation. En effet, il faut
se demander quelle serait l’autoritë chargëe d’attribuer les licences et quels
critëres devraient ëtre appliquës ä cet effet. Le rapport ne dit rien ä ce sujet. La
mise en place d’une autoritë ad hoc aurait immanquablement pour effet
d’entraTner une charge administrative, des coüts et des retards supplëmentaires.

Sur le plan pratique, on voit d’ailleurs mal comment on pourrait amener des
trustees ëtrangers ä se plier ä des exigences de droit suisse pour voir les trusts dont
ils sont responsables reconnus par la lëgislation helvëtique. Une teIle exigence
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semble contraire au but de la Convention, qui est de permettre la reconnaissance
en Suisse de trusts valablement constituës selon un droit ëtranger et, dans la
plupart des cas, avec un trustee ëtranger.

De plus, la Grande-Bretagne, berceau du trust, n’impose aucune surveillance aux
trustees et considëre que les rapports de trust relëvent exclusivement du droit
prlvë

A cela s’ajoute encore que le Luxembourg, qui vient de ratifier la Convention en
question, ajustement renoncë ä instaurer un tel rëgime d’autorisation.

Il est difficilement concevable que la Suisse impose ä sa place financiëre des
conditions plus strictes dans ce domaine que ses principaux concurrents
europëens, sauf ä vouloir mettre en përil sa compëtitivitë.

4. Fiscalitë

Le projet du DFJP ne contient pas de dispositions de droit fiscal. Il se borne ä
relever qu’un groupe de travail a ëtë mis sur pied sous l’ëgide de la Confërence
fiscale suisse (CFS) qui sera amenë ä ëtablir « arte liste des problëmes frscaux
rencontrës clans le problëme des trusts » et ä proposer K des solutions qui
pourraient ëtre frxëes clans line circulaire de la CFS ou de 1’administration
fëdërale des contributions 9 (chiffre 2.6, p. 41).

La problëmatique fiscale revët une importance cruciale dans ce dëbat et on peut
regretter gu’elle soit sous-estimëe par le DFJP. En effet, ce dernier semble penser
que la sëcuritë juridique assurëe par le biais de la ratification de la Convention
suffira ä accroTtre considërablement l’attractivitë de la place financiëre suisse dans
le domaine des trusts et permettra d’ëviter un exil des affaires liëes ä ce type de
structures vers d’autres centres offshore (chiffres 1.4.3.2 p. 21 et 4.3, p. 44).

La ratification de la Convention est certes un prëalable indispensable, mais
malheureusement pas suffisant, pour le dëveloppement de l’activitë des trusts en
Suisse. Un rëgime fiscal favorable, en comparaison internationale, pour le
patrimoine du trust administrë par un trustee en Suisse constitue une condition
sine qua non ä l’essor de ce secteur dans notre pays.

5. Lutte contre le blanchiment d’argent

Il nous paraTt important de souligner que la ratification de la Convention par la
Suisse ne constitue nullement un obstacle ä la lutte anti-blanchiment, compte tenu
des obligations trës strictes qui incombent aux intermëdiaires financiers en
matiëre d’identification de l’ayant droit ëconomique. Ce point est expressëment
reconnu par le DFJP dans son rapport explicatif, dont il convient de eiter quelques
extraits ici :

« iI ressort tout d’abord que notre lëgislation garantit la transparence nëcessaire
ä empëcher le blanchiment d’argent par des trusts administrës en Suisse (...) La
ratiftcation a pour seule consëquence d’asseoir Ie trust sur des bases juridiques
plus solides, ce qui, en dëfrniti\Ie, ne peut ëtre que profItable ä la lutte contre te
blanchiment d’argent. Un trust peut ëtre suweillë de mani he plus efftcace
torsque la transparence rëgne ä l’ëgard de ses effets de droit civil. Cela exptique
que l’Äutoritë suisse de contrÖle en matiëre de lutte contre le blanchiment
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d’argent soit favorable ä tine ratifrcation de la convention » (chiffre 1.4.5.1, p.
27)

4888888

Nous vous remercions par avance de l’attention que vous voudrez bien porter aux
arguments qui prëcëdent et vous prions d’agrëer, Mesdames, Messieurs, l’expression de
nos sentiments distinguës.

ASSOCLATION DES BANQUIERS
PRIVES SUISSES

Le Secrëtaire gënëral adjoint:

Edouard Cuendet
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Herrn
Bundesrat
Dr. Christoph Blocher
Bundesamt für Justiz
Bundesrain 20
3003 Bern

Zürich, 31. Januar 2005

Stellungnahme des Verbandes Schweizerischer Vermögensverwalter zum
Bundesbeschluss über die Genehmigung des Haager Übereinkommens über
das auf Trusts anzuwendende Recht und über ihre Anerkennung

Sehr geehrter Herr Bundesrat

Mit Brief vom 25. Oktober 2004 haben Sie uns eingeladen, zum rubrizierten Geschäft Stel-
lung zu nehmen. Wir danken Ihnen für diese Gelegenheit und lassen uns gerne wie folgt
vernehmen:

1. Allgemeine Bemerkungen

In der Vermögensverwaltung von Privatpersonen nehmen Trusts für in der Schweiz tätige
Banken einen wichtigen Platz ein. Viele Banken haben sich in der Verwaltung von Trusts
spezialisiert und haben dafür eigene Tochter-Gesellschaften gegründet. Das Trustgeschäft
erfreut sich immer mehr aber auch bei Anwälten, Treuhändern und anderen Financial Servi-
ce Providern grosser Beliebtheit. Insbesondere wenn das Bankgeheimnis löchriger wird, ist
es für den Finanzplatz Schweiz umso wichtiger, sich mit zusätzlichen Dienstleistungen wie
das Trust-Geschäft international zu positionieren.

Der Trust ist bis anhin als Rechtsinstitut in den schweizerischen Gesetzen nicht präsent. Für
Banken und ihre Kunden besteht eine grosse Unsicherheit in Bezug auf das anwendbare
Recht. Welches Recht angewendet werden soll, ist für die Kundschaft und für die Begünstig-

Geschäftsstelle: Bahnhofstrasse 35, 8001 Zürich, Telefon 01 228 70 10, Telefax 01 228 70 1 1
Siëge romand: 13- avenue Krieg, 1208 Genëve, tëlëphone 022 347 62 40. tëlëfax 022 347 62 39
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ten der Kundschaft entscheidend. Schwierige Abgrenzungsfragen, Rechtsunsicherheit und
damit einhergehende Risiken halten die internationale Kundschaft ab, sich für die Schweiz
zu entscheiden. Mit der Ratifikation des Haager Trust-Übereinkommens lässt sich eine ent-
scheidende Verbesserung der Rechtssicherheit als Folge der formellen Anerkennung aus-
ländischer Trusts erreichen. So wird die Schweiz für die Verwaltung ausländischer Trusts
wesentlich attraktiver. Die ausländische Privatkundschaft lässt nicht nur ihr Vermögen in der
Schweiz verwalten, sondern auch ihren Trust. Davon profitieren nicht nur die Banken, son-
dern auch der gesamte Parabankenbereich und nicht zuletzt der Fiskus. Die Ratifizierung
stärkt den Finanzplatz Schweiz, indem er den Finanzplätzen Luxemburg, London und Hong
Kong in diesem Bereich gleichgestellt ist, sind doch diese Länder bereits Signatarstaaten
des Haager Übereinkommens.

2. Bemerkungen zum vorgeschlagenen Bundesbeschluss

Wir begrüssen, dass die im Vorkonsultationsverfahren geprüfte Option mit der autonomen
Regelung des IPRG fallengelassen wurde. Infolge der vielen zeitraubenden Anpassungen im
IPRG wäre es zu einer weiteren Verzögerung der Anerkennung von Trusts gekommen. Wir
hoffen, dass die Legislative diese Vorlage rasch behandelt.

Dennoch haben wir noch drei Anregungen:

2.1 Steuerliche Behandlung von Trusts in der Schweiz

Gemäss Artikel 19 HTÜ bleibt die steuerliche Behandlung des Trusts von der Ratifikation
unberührt und wird ausschliesslich nach schweizerischem Recht behandelt. Ohne eine ein-
fache, klare und insbesondere wettbewerbsfähige Regelung der Steuerfolgen von in der
Schweiz verwalteten Trusts, wird der angestrebte Erfolg einer Stärkung des Finanzplatzes
Schweiz weitgehend ausbleiben, Die steuerlichen Rahmenbedingungen müssen attraktiv
ausgestaltet werden. 2.2 Präzisierung von Art. 149b E-IPRG hinsichtlich "constructive trusts'’
etc

Das Haager Übereinkommen soll nur auf rechtsgeschäftlich errichtete Trusts Anwendung
finden. Sogenannte „constructive trusts“ und ähnliche Rechtsgebilde soIIen hingegen nach
den ihnen zugrunde liegenden Rechtsverhältnissen beurteilt werden. Da nicht ausgeschlos-
sen werden kann, dass diese Gebilde in Zukunft dennoch als rechtsgeschäftliche Trusts be-
trachtet werden und damit in dem Anwendungsbereich des Haager Übereinkommens fallen,
sollte Artikel 149b IPRG dahingehend präzisiert werden.

Unser Textvorschlag zu Art. 149b E-IPRG:

1 Für rechtsgeschäftlich errichtete Trusts gilt das Haager Übereinkommen vom 1. Juli 1985
über das auf Trusts anwendbare Recht und ihre Anerkennung. Sogenannte „constructive

Geschäftsstelle: Bahnhofstrasse 35, 8001 Zürich, Telefon 01 228 70 10, Telefax 01 228 70 1 1
Siëge romand: 13, avenue Krieg. 1208 Genëve, tëlëphone 022 347 62 40. tëlëfax 022 347 62 39
Sede ticinese: Ma Landriani 3, 6900 Lugano. telefono 091 922 51 501 telefax 091 922 51 49
Internet : www.vsv-asg. ch



3

VERBAND SCHWEIZERISCHER VERMÖGENSVERWALTER (VSV)
= ASSOCIATION SUISSE DES GËRANTS DE FORTUNE (ASG)
– ASSOCIAZIONE SVIZZERA Dl GESTORI Dl PATREMONI (ASG)

swiss ASSOCiATiON OF ASSFr MANAGERS (SAAM)

trusts“ und ähnliche Rechtsgebilde sollen nach den ihnen zugrunde liegenden Rechtsver-
hältnisse beurteilt werden und dürfen nicht als rechtsgeschäftliche Trusts betrachtet werden.

2.3 Ergänzung von Art. 284b E-SchKG betreffend Aussonderungsrecht

Artikel 284b SchKG soll ein Aussonderungsrecht bei Betreibungen gegen den Trustee ge-
währen, die nicht zum Konkurs führen.

Unser Textvorschlag zu Art. 284b E-SchKG:

Im Konkurs eines Trustees wird nach Abzug seiner Ansprüche gegen das Trustvermögen
dieses aus der Konkursmasse ausgeschieden. Das Aussonderungsrecht besteht auch bei
Betreibungen gegen den Trustee, die nicht zum Konkurs führen.

Wir bedanken uns, für die gebotene Möglichkeit, uns in dieser Angelegenheit vernehmen zu
lassen und verbleiben

mit vorzüglicher Hochachtung

Verband Schweizerischer

* c„Ü
Enzo Caputo ‘

a
Vorsitzender der Geschäftsleitung SRO
Präsident

Mitglied der Geschäftsleitung SRO
Geschäftsführer
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Basel, 31. Januar 2005

Rechtliche Behandlung des Trust in der Schweiz (Haager Trust-Übereinkommen)

Sehr geehrter Herr Prof. Koller

Wir benützen die Gelegenheit zur Vernehmlassung betreffend den Entwurf zum Bundesbe-
schluss und Begleitbericht über die rechtliche Behandlung des Trusts in der Schweiz (Haager
Trust-Übereinkommen). SwissFoundations ist der Verein der Vergabestiftungen in der
Schweiz, die im in- und Ausland in verschiedensten Fördergebieten gemeinnützige Unterstüt-
zungsleistungen erbringen. SwissFoundations setzt sich mit seinen 28 Mitgliederstiftungen
und den Vermögen in der Höhe von über fünf Milliarden Franken für Transparenz, Professi-
onalität und einen wirkungsvollen Einsatz von Stiftungsmitteln im schweizerischen Stiftungs-
wesen ein.

I. Zusammenfassung

Unser Verein begrüsst eine Ratifikation des Haager Trust-Übereinkommens, weil damit
Rechtssicherheit in einem für den gemeinnützigen Sektor wichtigen Gebiet erreicht werden
kann. Die Ratifikation macht nur Sinn, wenn gleichzeitig auch die steuerliche Behandlung
von Trusts geklärt wird.

Im Einzelnen schlagen wir vor:

ZGB: Beschränkung knumerus claususl der Arten der letztwilligen Verfügungen.

Steuerrecht: Klärung der steuerlichen Behandlung der Trusts, Steuerbefreiung wegen
Gemeinnützigkeit analog der Behandlung von Stiftungen.

Aufsichtsrecht: Schaffung von Aufsichtsorganen analog dem Stiftungsrecht bei gemeinnüt-
zigen Trusts.

SwissFoundations l Heinrichstrasse 267e 1 8005 ZÜrich
Telefon +41 44 440 0010 1 Fax +41 44 440 0011
info@swissfoundations.ch 1 www.swissfoundations.ch
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II. Allgemeine Bemerkungen

Der Trust hat heute im Schweizer Wirtschaftsleben eine grosse Bedeutung erreicht. Trotz
seiner Bedeutung in der Praxis ist der Trust nach wie vor ein in der schweizerischen Rechts-
ordnung nicht umschriebenes Rechtsinstitut. Leider wird der Trust noch zu wenig für ge-
meinnützige Zwecke eingesetzt. Es liegt unserem Verein sehr daran, dass in der Schweiz
verwaltete Trusts auf transparenter, ethischer Grundlage für gemeinnÜtzige Zwecke eingesetzt
werden.

Mit der Ratifikation des Haager Trust-Übereinkommens lässt sich eine entscheidende Verbes-
serung der Rechtssicherheit als Folge der formellen Anerkennung ausländischer Trusts
erreichen. So wird die Schweiz wesentlich attraktiver für die Führung ausländischer Trusts,
wovon insbesondere der gemeinnützige Sektor profitieren wird.

III. Constructive Trusts

Diese Art von Trusts wird nicht rechtsgeschäftlich errichtet; vielmehr handelt es sich um die
analoge Anwendung von Trust-Recht auf andere Rechtsverhältnisse (Ziffer 1.2 des Berichts).
Nach unserer Auffassung kommt im Bericht zutreffend zum Ausdruck, dass das HTÜ auf
constructi ve trusts nicht zur Anwendung kommt. Wir begrüssen eine Klärung dieser Situation
im Sinne der Rechtssicherheit und zur Verhinderung von Missbräuchen ausdrücklich.

IV Zur Steuerfrage

Da die mit der Ratifikation angestrebte positive Entwicklung der Trusts in der Schweiz in
entscheidendem Masse von der steuerlichen Behandlung abhängt, ist eine Klärung der ent-
sprechenden Fragen von zentraler Wichtigkeit.

Unser Verein verlangt, dass Trust-Vermögen grundsätzlich versteuert werden und dass eine
Steuerbefreiung nur unter den engen Regeln, die auch für gemeinnützige Stiftungen gelten,
möglich sein sollte.

V. Zum Erbrecht

Im Begleitbericht wird zu den testamentarischen Trusts (Ziff. 1.4.1.1.5) in Zusammenhang
mit Art. 493 ZGB ausgeführt, dass man in Zukunft in der Schweiz den numerus clausus der
letztwilligen Verfügungsarten verlassen und neu auch die testamentarische Errichtung eines
Trusts ermöglichen könnte.

Wir sind überzeugt, dass der Verzicht auf den erwähnten numerus clausus der Rechtssicher-
heit im Erbrecht schaden wird: Man muss befürchten, dass die bewährten Pflichtteilsregeln
zum Schutze von Ehegatten oder Nachkommen umgangen werden kÖnnten. Aus der Sicht des
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gemeinnützigen Sektors genügen die heute vorhandenen Instrumente des Erbrechts und
müssen nicht erweitert werden.

Wir würden eine klärende Stellungsnahme des Bundesrates zu Gunsten des numerus clausus
der letztwilligen Verfügungsarten in diesem Zusammenhang begrüssen.

(

VI. Zu den einzelnen Gesetzesanpassungen

Wir erlauben uns Bemerkungen zu den folgenden Punkten:

ad Art. 149b IPRG:
Das HTÜ soll nur auf rechtsgeschäftlich errichtete Trusts Anwendung finden. Sog. construc-
ti ve trusts und ähnliche Rechtsgebilde sollen hingegen nach den ihnen zugrunde liegenden
Rechtsverhältnissen beurteilt werden.

ZGB :

Wir weisen darauf hin, dass Art. 493 ZGB nicht extensiv ausgelegt werden darf.

Steuerrecht:
Die steuerliche Behandlung von Trusts in der Schweiz bleibt von der Ratifikation des Haager
Übereinkommens unberührt ( Art. 19 HTÜ). Massgeblich bleibt weiterhin ausschliesslich
schweizerisches Recht.
Eine Klärung der steuerlichen Behandlung von Trusts in der Schweiz erachten wir als unver-
zichtbar. Ohne eine klare Regelung der Steuerfolgen von in der Schweiz verwalteten Trusts
wird das Ziel, die gemeinnützige Verwendung von Trusts attraktiv zu machen, verfehlt. Wir
befürworten deshalb, dass die Arbeiten für die steuerliche Behandlung von Trusts, insbeson-
dere die Voraussetzung zur Steuerbefreiung von gemeinnützigen Trusts, an die Hand genom-
men werden.

Aufsichtsrecht:
Ebenfalls offen lässt der Bericht die Frage allfälliger aufsichtsrechtlicher bzw. bewilligungs-
rechtlicher Bestimmungen. Er erwähnt lediglich, dass es dem schweizerischen Gesetzgeber
unbenommen sei, "in Zusammenhang mit Trusts aufsichtsrechtliche Bestimmungen zu
erlassen. Er kann beispielsweise gewisse Trusts einer Art Stiftungsaufsicht unterstellen oder
die gewerbliche Ausübung einer frusfeeTätigkeit von einer amtlichen Zulassung abhängig
machen" (Ziff. 2.5).

Wir warnen ausdrücklich davon, die Frage nur unter dem Aspekt der Finanzaufsicht zu
behandeln. Für gemeinnützige, steuerbefreite Trusts sind permanente Aufsichtsorgane zu
schaffen, die analog der Stiftungsaufsicht dafür sorgen, dass die gemeinnützigen Ziele auch
tatsächlich verfolgt werden.
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Wir danken Ihnen für die Gelegenheit zur Vernehmlassung und hoffen, dass unsere Berner-
kIIngen zur Klärung einzelner Punkte beitragen kÖnnen.

Mit freundlichen Grüssen

SwissFoundations
Verein der Vergabestiftungen in der Schweiz

3. bc
Dr. Benno Schubiger Christian Felber, Fürsprecher
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Secrëtariat gënëral

Office fëdëral de la justice
Bundesrain 20
3003 Berne

Genëve, 24janvier 2005

Procëdure de consultation
Anëtëfëd&al portant approbation de la Convention de la Haye relative ä la loi applicable au trust et ä sa
reconnaissance

Mesdames, Messieurs,

La Fëdëraüon des Entreprises Romandes (FER) a le plaisir de vous soumettre ci-aprës sa prise de position suite
ä la prnëdure de consultation ouverte par le Dëpartement fëdëral de justice et police concernant la Convention
de la Haye relatIve ä la toi applicable au trust ef ä sa reconnaissance (ci-aprës « la Convention »).

1.

1.

Remarquu prëliminair®

Importance ëconomique du trust

Le trust est bien prësent en Suisse. Cette institution s’est imposëe au profit d’une approche pragmatique
de la jurisprudence et de la dmtrine suisses, ä dëfaut de rëglementation expresse. En effet, nombre de
banques, ëtudes d’avaats ou de notaires, fiduciaires et autres prestataires de services situës en Suisse
F)ratiquent quotidiennement avec cette institution1. Les domaines d’application sont- d’ailleurs les plus
divers (dëtention et gestion de patrimoine, collection artistique, assurance vie, etc.)2.

La quesüon mërite donc attenüon, d’un point de vue ëconomique dëjä.

2. Approchejuridique

Le trust est bien sür issu de la common law. Mais, finalement, les ordres juridiques continentaux ont dO
se rësoudre ä assimiler cette institution juridique ëtrangëre ä leur systëme3. Aller ä contr&courant
semble illusoire, voire insensë en cette matiëre.

1 Cf, not, Robert J. Danon, Trusß express privës et impöts sur le revenu et la fortune. Analyse du rëgime actuel et rëflexions de lege
ferenda, ASA 2003 pp. 257-294, p. 259 : c Le trust fait partie des outils de planiHcation patrimonËale et successorale proposës par les
banques et autres Ënstitutions financiëres helvëtiques ä la clientële privëe >.
2 Pour Ie domaine arüstique, cf, Sibilla Cretti, Trust, fondation et patrimoine artisüque, Aspmts de droit fiscal, Expert-comptable suisse
2002 pp, 22&233. Pour l’assurance vIe, cf. Yves Bonnard, Assurance vie offshore, Nouvel ouül de planification fiscale et successorale,
Expert-comptable suisse 2000 pp, 1157-1162,
3 Cf. dëjä Tribunal fëdëral, arrët du 3 septembre 1999, in SJ 2000 pp. 269-272, p. 271 : < Le droit suisse des sociëtës, dominë par le
princiW du numerus clausus, ne connaTt pas 1’institution du trust (...), Tous les trusts anglo-saxons ne prësentent cependant pas un degrë
d’organisation suffisamment ëlevë pour entrer dans Ie champ d'application des art, 150 ss LDIP. ,

98. rue de Saint-Jean Case postale 5278 1211 Genëve 11
Tël. 022 71531 11 Fax 022 738 04 34 E-mail info@fer-sr.ch Internet www.fer-sr.ch



C Fëdëration des
Entreprises
Romandes

2

3. Effets nëgatifs d’une insëcuritëjuridique

Face aux points prëcitës, une trop grande insëcuritë emH)ne plus d’effets nëgatifs que d’avantages. En
effet, les usagers de la forme juridique du trust ont tout intërët ä pouvoir tabler sur un environnement
juridique sans (mauvaise) surprise4.

4. Craintes non fondë® quant au trust

Le trust a parfois trainë avm lui une nëbuleuse, le faisant apparaitre comme un des vëhicules de la
criminalitë ëconomique.

Comme toutes les idëes rques, celle-ci a la vie dure. EIle est FDurtant en contradicüon avec la rëalitë.
En plus, en tout ëtat de cause, une meiIFeure lisibilitë juridique amëliorerait la tragabilitë, notamment des
transferts de patrimoine ; Ie cas ëchëant, eIle renforcerait la lutte contre la criminalitë,5.

5. Enjeux pour la Suisse

En maüëre de trust, la Suisse a une carte ä jouer. En effet, le trust est la pointe de l’icetnrg de la
canFËüüon internationale qui se joue entre des places financiëres europëennes et offshore6. Les
cßrives de certaines plates-formes offshore pounaient permettre aux pays europëens, notamment la
Suisse, de se profiler comme des environnements privilëgiës pour des trusts < propres », contrf)tables et
ëgalement – dans la pratique - contrölës, par exemple face ä la problëmatique du blanchiment7.

Mais si la Suisse entend Ie faire, iI s’agit d’agir rapidement et clairement. Dans cet esprit, une ratificaüon
rapide de la Convention parait souhaitable.

Somme toute, cette dynamique ne pourrait qu’ëtre profitable ä l’ëconomie suisse dans son ensemble,
tant FX)ur les employës que FX)ur les employeurs. EIle favoriserait en outre l’ëmergence et/ou le
chvelopFnment du savoir-faire ëconomique etjuridique lië ä la praüque du trust.

II. Examen des points particuliers

Le projet soumis prëvoit plusieuß OFËrations touchant l’ordrejuridique suisse.

1.

2.

3.

11 proFX)se la ratification de la Convention de la Haye citëe en exergue.
11 induit des adaptaüons du droit international privë (LDIP), notamment avec l’adjoncüon d’un
chapitre nouveau consacrë au trust.
Enfin, consëquence logique des deux mesures pr&ttëes, le projet soumis contient des
modifications du droit de la poursuite pour dettes et faillite (LP).

Ces trois direcüons sont commentëes ci-aprës et font l’objet d’une apprëciation.

4 Cf, Rapport expticatif, p, 21 : ( En effet, tant les parties impliquëes que les autoritës caIcernëes (,.,) ont intërët ä ce que 1’on puisse
dëterminer Ie plus sürement possible les dispositions juridiques auxquelles un trust est soumis dans Ie cas d’espëce,
5 Cf. Rapport explicatif, p. 27 : ( La ratificatim [de la Convention] a pour seule consëquence d’asseoir Ie trust sur des bases juridiquu plus
solides, ce qui, en dëfiniüve, ne peut ëtre que profitable ä la lutte contre le blanchiment d'argent, >, L’autoritë suisse de contröle en matiëre
de lutte contre le blanchiment d'argent est favorable ä la ratËficaüon de la Convenüm,

6 Cf, Serge Dunand, Voyage au c@ur du trusts, Techniques d’apprmhe du trust en audit, Expert-canptable suisse 2000 pp, 979982, p
979

7 Cf, Myret Zaki, Fne ä Londres, la Suisse se positionne comme place ( propre > pour les trusts, Le Temps, 22 novembre 2004, p, 15. En
effet, en droit applicable en Grande Bretagne, l’anonymat des ayants droit ëconomiques des trusts est en principe prëservë, Ce qui n'est
pas Ie cas en Suisse wec la LBA, oü la transparence est plus poussë. Cf, Rapport explicatif, p, 27

Fëdëration des Entreprises Romandes, Procëdure de consuttation sur la Convention de la Haye relative ä la loi applicable au
trust et ä sa reconnaissance, janvier 2005
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1. Ratification de la Convention

La Convention est un instrument international, issu d’une Confërence en 1985 oö des scientifiques
suisses ëtaient prësents et actifs. Ce texte reprësente un outil bienvenu pour favoriser la
reconnaissance des trusts, et ce par-delä les frontiëres8.

La FER approuve Ia proF>osition faite de ratifier Ia Convention.

2. Adaptations de la LDIP

Ces adaptations dëcoulent de la ratification projetëe de la Convention. La rëglementation proF)osëe se
base sur les rësultats de la prë+onsultaüon informelle, oü les milieux ëconomiques et acadëmiques ont
dëjä eu l’mcasion de faire connaitre leurs apprëciations et propositions d’amëlioration9.

La FER approuve ëgalement cette direction.

3, Modification de la LP

Cette mcxiificatton a pour principal but de respe(,ter le principe prëvu par le droit sur les trusts, qui veut
que le patrimoine du trust soit clairement sëparë de celui du trustee, qui intervient ä titre fiduciaire.

Cette modification s’intëgre logiquement dans le systëme mis en place. La FER y est donc favorable.

III. Conclusion

En rësumë, la FER approuve les trois directions prises par le projet soumis. EIle salue le travail effectuë par les
juristes en charge du dossier.

Vu l’importance ëconomique et la pression concurrenüelle sur les places financiëres europëennes, d’atx)rd entre
elles et, ensuite, vis-ä-vis des places offshore, iI est imFËraüf que la raüfication de la Convention intervienne sans
retard

Une ratificaüon rapide sera une contribuüon ä la crëaüon d’emplois, mëme si eIle devratt ëtre limitëe. Une teIle
ratification contribuerait ëgalement ä la consolidation de plus-value en termes financiers et en savoir-faire que
cherche Ia Suisse, notamment dans un tel domaine.

A l’heure actuelle, une teIle opportunitë ne doit pas ëtre nëgligëe.

Veuillez agr&r, Mesdames, Messieurs, nDS salutations disünguëes.

Un secrëtaire Le smrßtäre gënë
/

Fernand Chapl
/‘
Michel,

8 Cf. Rapport explicaüf, p, 1,
9 Cf, Rapport explicatif, p, 30, chiffre 1.6.

Fëdëration des Entreprises Romandes, Procëdure de consuttation sur la Convention de la Haye relative ä la loi applicable au
trust ef ä sa reconnaissance, janvier 2005
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Paudex, le 20 janvier 2005
STA/mer

Arrëtë fëdëral portant approbation de la Convention de La Haye relative ä la loi
applicable au trust et ä sa reconnaissance

Procëdure de consultation

Madame, Monsieur,

Nous avons pris connaissance avec intërët de l’objet citë en marge et nous permettons de
vous faire part de notre position, aprës consultation de certains de nos membres
particuliërement concernës par ces questions.

L’unanimitë dans les avis exprimës est rarement acquise; toutefois, force est de constater
que, s’agissant de I'avant-projet de ratification par la Suisse de la Convention de La Haye
relative ä la loi applicable au trust et ä sa reconnaissance, nos membres s’expriment d’une
seule voix en faveur de ce projet.

En effet, on ne peut qu’accueillir favorablement ce projet de ratification qui aura pour effet
principal d’asseoir Ia position de la Suisse en tant que place financiëre internationale
habituëe aux trusts puisque la reconnaissance des trusts ëtrangers dans notre pays ne
dëpendra plus d’une conversion hasardeuse de cette institution en droit suisse; la sëcuritë
du droit en sera dës lors fortement renforcëe.

II faut mentionner que, lors de la consultation informelle prëalable qui a ëtë organisëe au
cours de l’hiver 2003-2004, les milieux bancaires et fiduciaires concernës avaient dëjä eu
l’occasion d’ëmettre plusieurs critiques sur Ie fond et la forme qui ont presque toutes ëtë
retenues par le Dëpartement au moment de l’ëlaboration du prësent projet. En
consëquence, le projet tel que prësentë est satisfaisant, ä l’exceptËon d’un point particulier
soulevë par quelques membres consultës, dont nous partageons entiërement l’avis.
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En effet, iI nous semble dangereux et peu conforme ä la sëcuritë juridique qu’une action
visant la validitë du trust, par exemple, puisse ëtre introduite au domicile d’un des
bënëficiaires. C’est la teneur de 1’article 149a al. 2 let. a (nouveau) LDIP qui prëvoit cette
possibilitë puisque l’action pourra ëtre intentëe au lieu du domicile ou de rësidence du
"dëfendeur" et non pas du "trustee". Ainsi, pour ëviter que des actions aboutissent ä des
situations qui diffërent totalement d’un bënëficiaire ä l’autre en fonction de leur lieu de
rësidence, nous recommandons de rempËacer le terme ’'dëfendeur" par celui de "trustee".

Nous notons ëgalement que 1’option choisie qui consiste en l’introduction dans notre loi sur
Ie droit international privë (LDIP) de dispositions relatives au trust et en la modification
d’articles de la loi sur la poursuite pour dettes et la faillite (LP) en lieu et place d’une loi
spëciale, comme c’est Ie cas dans plusieurs pays, est ëgalement unanimement reconnue
et apprëciëe.

Nous terminerons en indiquant qu’iI est fortement souhaitë que les rëgles fiscales relatives
au trust et ä l’assujettissement des bënëficiaires soient harmonisëes, de mëme qu’iI est
certain qu’un statut fiscal conciliant pour les avoirs du trust administrës par le trustee serait
bënëfique pour l’attractivitë de notre pays.

En vous remerciant de l’attention que vous porterez ä la prësente, nous vous prions de
croire, Madame, Monsieur, ä l’expression de nos sentiments distinguës.

'ATRONA

e staub
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6301 Zug

21 February 2005

Dear Mr Wissen

The Swiss-American Chamber of Commerce Tax Chapter Board has been monitoring, with interest,
developments in Switzerland relating to trusts, and the possibtlity of Switzerland becoming a signatory
to the Hague Convention on Trusts and Their Recognition.

By way of this letter, we wish to indicate our support for the comments prepared by the working group
assembled by the SSK, a copy of which comments are attached by way of reference. To us, the
interests of our members and of the Swiss business community are best met through clarity on the
non-taxability of trusts, no matter what the connection to Switzerland, as this would clarify that trusts
administered in whole or in part in SwitzerËand would in principle not suffer taxation to the extent the
settlor and beneficiaries are all non-residents of Switzerland. Where there are Swiss individuals or
companies that have a beneficial interest in a trust, or where a Swiss resident individual or company is
the settlor of a trust, we do understand that there may be Swiss tax consequences, depending on the
circumstances of the structure involved

We have copied this letter to Mr Koller of the Federal Justice Department as we wish to also express
our general support for the notion of_'$witH[land ratifying the Hague Convention, and for steps being
taken to intioduceamencMents ttSwbs law designed to bnth elimFde_qreas of un_Qeßainty and
encourage thë use of Switzerland as a global center of trust administration.

We would be happy to provide assistance on issues of relevance to your working group, and to
supplement our comments if this would be of use to you.

Sincerely yours,

\.\i..- r .
Heini Ruediseuhli, Chairman
Tax Chapter Board Swiss American Chamber of Commerce

cc: Federal Office of Justice, Prof. Dr. Heinrich Koller, Director,
Bundeshaus West. 3003 Berne



Il

Bundesamt für Justiz

Ij\11111l11ll!tIBIJUllllIHZ
i'+6.12,

Prof. Dr. Heinrich Koller
Direktor des Bundesamts für Justiz
Bundesamt für Justiz
3003 Bern

Ratification of the Hague Convention by Switzerland

Dear Professor Koller,

I am very pleased to see from the draft bill sent for public consultation, that the preparations of
your department regarding the ratification of the Hague Convention are weII advanced. I am
convinced that the ratification of the Convention will not only provide more legal certainty in
connection with advising clients, but it will also send a signal to the internationa! community
and help to strengthen Switzerland's financial market in the face of increasing competition.

\
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With regard to the draft bill I take the liberty to draw your attention to one issue which I feel is
problematic. Subsection 3 of the proposed new art. 149b of the Swiss Code on International
Private Law provides that an election of a foreign trust law is only permissible for domestic
structures if these structures have an additional foreign link. In our view, this requirement is
regression compared to the present situation. In day-to-day practice this provision will give rise
to considerable uncertainty as its wording does not give any indication as to what the relevant
international connection is to be and at what point in time such connection must exist. There
are indeed cases where a trust structure may also be appropriate for Swiss families. On the
other hand, clients are in my experience very rational and will not incur costs for a trust struc-
ture without having convincing reasons to do so. Therefore, I believe it would be appropriate to
abandon the restriction imposed by the contemplated article 149b subsection 3 and to rely on
the generally available remedies based on the fact that there is no provision of law in an indi-
vidual case.

In order to improve market conditions in Switzerland, it will be necessary to get clarification on
a number of open questions regarding the taxation of trusts and trustees, in addition to ratify-
ing the Hague Convention. I hope that the political momentum that may ensue in connection
with the ratification of the Hague Convention can be used to find solutions on the tax side and
thus to obtain more legal certainty in this field as well. Please do not hesitate to contact me if
you or your staff members should have any questions regarding the present practice in the

Bachmann Trust Company SA
5 Place de la Fusterie Case Postale 3023 1211 Genëve 3 Switzerland

Tel: +41 22 702 97 60 Fax: +41 22 702 97 69 Email: swiaerland@bachmanngroup.com Web: www.bachmanngroup.com



fiduciary field or if there is any other manner in which I can support the ratification process in
any way.

Yours sincerely

/

IM.„. ,i,k‘
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31 . Januar 2005

Schweizerisches Trustrecht

Sehr geehrte Damen und Herren

Wie dies der Direktor des Bundesamtes für Justiz gewünscht hat, nehme ich nachfolgend zum Vor-
entwurf und Bericht vom 16.9.05 für einen Bundesbeschluss über die Genehmigung des Haager
Übereinkommens über das auf trust anzuwendende Recht und über ihre Anerkennung Stellung. Ich
konzentriere mich nachfolgend auf eine Auswahl von Aspekten, die mir besonders wichtig er-
scheinen, um diese näher zu beleuchten

1 . Grundsätzliches
lch beurteile die Vorschläge des Bundesamtes für Justiz als sehr gut gelungene und überzeugen-
de Lösung, welche sich nicht auf die Ratifikation des Haager Übereinkommens beschränkt, son-
dern vorschlägt, unterstützend gezielt Änderungen im schweizerischen Recht, die für die Umset-
zung der Anerkennung angel-sächsischer trusts notwendig sind, vorzunehmen. Da der trust unse-
rem Recht unbekannt ist, braucht es solche nationalen Vorschriften, um die für die Anerkennung
und Verwaltung von trusts in der Schweiz nötige Rechtssicherheit zu schaffen

Ich bin zuversichtlich, dass mit der Realisierung dieses Pakets von der Schweiz aus verwaltete trusts
attraktiv werden und dadurch die Angebotspalette der schweizerischen Finanzintermediäre um eine
wichtige Dienstleistung erweitert wird, was dem Finanzplatz Schweiz zusätzliche interessante Ge-
schäftsmöglichkeiten und Einnahmequellen erschliesst.

2. Zu den einzelnen Bestimmungen
2.1. IPRG
2.1.1. Art. 149b
Umstritten ist die Frage, ob sog. Binnentrusts, die keine massgebliche Berührungspunkte zum
gewählten Recht aufweisen, - im Extremfall erschöpft sich der Bezug auf die Rechtswahl - von der
Schweiz anerkannt werden sollen. Ich ziehe eine Lösung nach Absatz 2 vor, welche die Anerken-
nung von Binnentrust grundsätzlich vorsieht. Dies hindert ein schweizerisches Gerichte nicht daran
einen Binnentrust im Einzelfall gestützt auf das Prinzip der fraus legËs oder des ordre public die An-
erkennung zu verweigern. Ein anderer Ansatz wäre der in Klammern als Alternative aufgeführte
Absatz 3
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Es geht der UBS AG - und nur für diese kann ich sprechen - nicht darum, nach Inkrafttreten dieser
Vorlage Schweizern in der Schweiz trusts zu empfehlen und zu verkaufen. Im Visier der UBS sind
nicht Schweizer Kunden sondern die ausländische Kundschaft. Das schweizerische Recht sollte es
erlauben, Kunden mit Wohnsitz im Ausland trusts anzubieten unabhängig davon, ob deren Wohn-
sitzrecht den trust kennt oder nicht (Beispiele: in Frankreich wohnhafter Franzose, in Italien nieder-
gelassener Engländer, aber auch in den USA wohnender Schweizer). Ebenso sollte es möglich sein,
dass ein in die Schweiz zugezogener Ausländer, dessen Heimatstaat den trust kennt, einen trust
errichten oder beibehalten kann und dieser durch die Schweiz anerkannt wird. Unabhängig davon,
ob die Lösung von Absatz 2 oder von Absatz 3 gewählt wird, sollte in der Botschaft klar gestellt
werden, welche Bezugspunkte die Annahme eines Binnentrust ausschliessen. Darunter sollten m.E.
fallen (Wohn-)Sitz/Nationalität des settlor, Wohnsitz des trustee, Wohnsitz/Nationalität von Begüns-
tigten und die Lage von Trustvermögen. Nur so kann vermieden werden, dass schweizerische Ge-
richte trusts die Anerkennung verweigern. weil sie viel zu rasch von einem aus ihrer Sicht miss-
bräuchlichen Binnentrust ausgehen, Um die nötige Rechtssicherheit zu schaffen, sollte die Botschaft
die Meinung des Gesetzgebers zu dieser Frage klar zum Ausdruck bringen und der Gerichtspraxis
damit Auslegungskriterien in die Hand geben,

2.1.2. Art. 149c
Es erscheint mir äusserst wichtig, dass der Entwurf davon absieht, aus Publizitätsgründen zu vertan-
gen, dass Trustgut in ein Register einzutragen ist. Dieses Erfordernis hätte wohl derart abschre-
ckend gewirkt, dass das von diesem Projekt verfolgte Ziel, den Standort Schweiz für die Verwaltung
von trusts attraktiv zu machen, vereitelt worden wäre.

Die vorgesehene Regelung schützt das Trustvermögen und die daraus Begünstigten mehr, als dies
z.B, nach englischem Recht der Fall ist. Dieses schützt den gutgläubigen Erwerber, der veruntreu-
tes Trustgut gegen Entgelt erwirbt, in seinem Erwerb. Die aus dem trust Begünstigten können
Trustgut nur dann vom Besitzer herausverlangen, wenn dieser es bösgläubig oder unentgeltlich er-
worben hat. Wurde das erworbene Trustgut verbraucht, so kann ein Anspruch gegen den Erwerber
nur erhoben werden, wenn dieser arglistig gehandelt hat. Nachdem die Vorlage lediglich die Aner-
kennung und Verwaltung ausländischer trusts in der Schweiz sicherstellen, nicht aber den trust ins
schweizerische Recht rezipieren will, sollte die Vorlage in dieser Frage nicht eigenes Recht schaffen,
sondern der englischen Regelung folgen.

2.2. SchKG
2.3.1. Die Haftung des trustee wIrd im Entwurf weniger streng geregelt, als dies im angel-
sächsichen Recht der Fall ist. Nachdem es - wie bereits oben erwähnt- nicht darum geht, den trust
im schweizerischen Recht materiell zu regeln, erscheint mir dies fragwürdig. Ich bin der Meinung,
dass die Vorlage auch in diesem Punkt dem angel-sächsischen Recht folgen sollte. Danach müsste
der trustee für seine Handlungen mit seinem gesamten persönlichen Vermögen haften; er kann
dies nur vermeiden, wenn er dafür sorgt, dass in der Trusturkunde dIe Haftung auf das Trustver-
mögen beschränkt wird.

2.2.2. Der Entwurf sieht vor, trusts der Konkursbetreibung zu unterstellen. Ich habe mich einge-
hend mit der Zwangsvollstreckung in Trustvermögen befasst und dabei einen spezialisierten und
erfahrenen angelsächsischen trust officer, der sowohl mit den rechtlichen als auch den faktischen
Verhältnissen von trusts im einzelnen vertraut ist, konsultiert. Dabei sind mir grosse Zweifel ge-
kommen, ob die vorgesehene Regelung, Betreibungen in Trustvermögen dem Konkursrecht zu un-
terstellen, überzeugend ist.
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Wie im Entwurf zu Recht festgehalten wird, handelt es sich beim trust nicht um eine juristische Per-
son, sondern um einen Vertrag, der dazu führt, dass Trustvermögen von einem trustee als Rechts-
träger zugunsten von Begünstigten gehalten wird und entsprechend der Trusturkunde verwaltet
und verwendet werden muss. Bei dieser Ausgangslage überzeugt es m.E. nicht, wenn man den
trust wie eine selbständige juristIsche Person behandelt und der Konkursbetreibung unterstellt.
Werfen wir einen Blick auf das englische Recht, so stellen wir fest, dass dieses keine speziellen Vor-
schriften über die Insolvenz und die Betreibung im Zusammenhang mit trusts kennt. Dies hat nach
den Aussagen des von mir konsultieRen trust officer in der Praxis bisher zu keinen Schwierigkeiten
geführt. Will ein Begünstigter oder ein Gläubiger eine Forderung aus einem trust geltend machen,
so hat er den trustee einzuklagen. Es ist dann Sache des zuständigen Richters, die nötigen Mass-
nahmen anzuordnen bis hin zur LIquidation des trust. Nachdem wir - wie bereits mehrfach er-
wähnt - kein schweizerisches Trustrecht schaffen wollen, sollten wir auch in dieser Frage keine vom
angel-sächsischen Recht abweichende Regelung vorsehen. Ich empfehle deshalb dringend, kritisch
zu überprüfen - u.U. durch Konsultation von angelsächsischen Experten - ob Art. 284a Abs. 2 und
3 SchKG (neu) nicht zu streichen wären. Ich bin dieser Meinung.

2.3 . Steuern
Ohne kompetitive und klare Regelung der Steuerfolgen besteht ein hohes Risiko, dass das
vorliegende Projekt toter Buchstabe bleibt. Werden trusts durch die Schweiz steuerlich ungünstiger
behandelt als in konkurrierenden Finanzplätzen, wird es der Schweiz nicht gelingen, Trustgeschäft
anzuziehen. Der schweizerische Fiskus muss deshalb auf die Besteuerung von Trustgut verzichten.
Gelingt es, mit der Realisierung dieser Vorlage (inkl. einer kompetttiven Regelung der Steuerfragen)
in erheblichem Umfang Trustgeschäft in die Schweiz zu bringen, so wird die schweizerische Wirt-
schaft und indirekt auch der Fiskus davon profitieren. Bleiben die Steuerfolgen unklar oder fallen sie
gar ungünstig aus, wIrd das Trustgeschäft den schweizerischen Finanzplatz meiden, so dass für die
schweizerische Wirtschaft und den Fiskus nichts abfällt.

2.4. Bewilligungspflicht
Ich erachte es als ausserordentlich wichtig, dass die Schweiz mit diesem Projekt ausschliesslich seri-
öses Trustgeschäft zum Vorteil unseres Finanzplatzes anzieht, und zwar sowohl in Bezug auf die
als Trustees wirkenden Personen wie auch in Bezug auf die an solchen trusts Beteiligten (settlor,
beneficiaries) mit Einschluss von deren Vermögenswerten. Wir müssen sicherstellen, dass nicht su-
spekte Personen den trust in der Schweiz für unsaubere Machenschaften missbrauchen oder un-
qualifizierte trustees durch unprofessionelles Vorgehen grosse Schäden verursachen. Deshalb sollte
für das Anbieten von Trustd}enstleistungen eine Betriebsbewilligung vorgeschrieben werden, weI-
che an die Bedingungen eines angemessenen Eigenkapitals, der Gewähr für einwandfreie Ge-
schäftsführung und der nötigen Expertise für die anspruchsvolle Funktion eines trustee zu knüpfen
wären

Mit freundlichen Grüssen

1

Prof. Dr. Hanspet9/Dietzi
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Herrn Prof. Dr. H. Koller
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3003 Bern

17. Januar 2005

Ratifikation des Haager Trust-Übereinkommens

Sehr geehrter Herr Professor Koller

Ihrer frellndlichen Einladung, den Entwurf vom 20. Oktober 2004 zu kommentieren. komme
ich gerne nach, umso mehr, als ich einleitend feststellen darf, dass der überarbeitete Entwurf
sehr viel realitäts-näher und auch dank seiner Kürze insgesamt wesentlich besser gelungen ist.
Aus manchen Gesprächen mit Fach-Kollegen weiss ich, dass der Entwurf insgesamt Zustim-
mung erfährt, und man allgemein annimmt, dessen Annahme im Parlament sei nunmehr ge-
sichert

Zu drei Themen möchte ich aber dennoch in Kürze Stellung nehmen:

1.

\

Der „Sitz“ des Trust (Art. 149a Abs.2 lit.b.; Art. 149d Abs.1 lit.c.

Ich bin nach wie vor überzeugt, dass man nicht im Sinne des Lugano Übereinkom-
mens (Art. 5 Ziff. 6) vom „Sitz“ des Trust sprechen sollte, sondern allenfalls vom „Ort
der Verwaltung“ oder (falls ein solcher nicht ausdrücklich bestimmt ist) vom Sitz rsp.
Wohnsitz des Trustees. Den Sitz des Trust gibt es nach angelsächsischer Auffassung
nicht; die Verwendung dieses Begriffes wird zu unnötigen Diskussionen und Unsich-
erheiten führen.

2.

(4
Rechtswahl (Art. 149b Abs.3)

Sorge 1)916+dt mir der Alternativvorschlag in Art.149b Abs.3. Er klingt im weitesten
Sihfië an die unselige – eigentlich nur von Theoretikern des IPR geführte – Diskussion
über die sog. <rechtsmissbräuchliche Rechtswahl> an.r
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(b) (JrundSätZ,ltc tr. Wenn das Gesetz schon eine Rechtswahlmöglichkeit anerkenn, weil
ein Sachverhalt nicht von Überlegungen des überragenden öffentlichen Interesses (?)
rsp.des Schutzes der schwächeren Partei (?) oder ähnlicher Prioritäten geprägt ist,
sollte es sich hüten, in diese Rechtswahl wieder einzugreifen. Solche „Korrektive“
sind meist der Ausdruck einer gewissen Unsicherheit, darüber, ob man die gerade zu-
gestandene Parteiautonomie tatsächlich gewähren solle: Angst vor dem eigenen Mut.
Ich bin in meiner praktischen Tätigkeit noch nie einer Rechtswahl begegnet, die nicht
Sinn machte.

Aus gutem Grund stellt Art. 15 Abs.2 IPRG deshalb die Rechtswahl vor den objektiv
engeren Zusammenhang.

Es wäre auch unsachlich, zu argumentieren, der Fehlen eines „weiteren Auslandsbe-
zugs“ sei der Beweis dafür, dass gar kein internationaler Sachverhalt vorliege. Die
Haager Konvention verlangt keinen solchen „internationalen Sachverhalt“, und das
IPRG seIbst lässt die Definition aus gutem Grunde offen; sich eines ausländischen
Rechtsinstituts zu bedienen, das im schweizerischen Recht nicht bekannt ist, muss aber
ein ausreichender Grund sein. Es wird zu Recht nicht bestritten, dass auch ein Schwei-
zer mit Wohnsitz in der Schweiz eine liechtensteinische Anstalt errichten kann.

(c) Rechtssicherheit 1 Die richterliche Prüfung der in der Trusturkunde getroffenen Rechts-
wahl wird in vielen Fällen erst manche Jahre nach der Errichtung des Trust, oft sogar
erst nach dem Todes des Settlors erfolgen. Wenn dann die Rechtswahl als „unbeacht-
lich“ erklärt würde, ergäbe sich ein beispielloqes Chaos z.B. hinsichtlich der Gültigkeit
aller vom Trustee seit der Errichtung in gutem Glauben vorgenommen Handlungen.
Nachdem der Entwurf zu Recht in sehr pragmatischem Sinne auf die Anwendung von
Art. 13 der Konvention verzichtet, darf der Rechtsunsicherheit nicht wieder über die
Alternative in Abs.3 Einlass gewährt werden.

(d) Semantik. Zudem ist die Bestimmung semantisch unglücklich. Dass die Rechtswahl
stets auf ein „ausländisches“ Recht fallen muss, ist aus schweizerischer Sicht klar, also
tautologisch. Der Richter könnte aber bei der Auslegung versucht sein, den Begriff des
„ausländischen“ Rechtes auf den Settlor zu beziehen; aber bezieht sich das Wort dann
auf dessen Wohnsitz oder Nationalität? Dieselbe Auslegungsschwierigkeit besteht
beim Begriff „Auslandsbezug“.

Auch ist zu beachten, dass sich die sachlichen Gegebenheiten im Verlauf der Zeit
ändern mögen: Der Settlor verlegt seinen Wohnsitz aus der Schweiz ins Ausland oder
umgekehrt; die Aktiven des Trust, zunächst mehrheitlich im Ausland investiert, wer-
den in die Schweiz verschoben, oder umgekehrt. Welcher Zeitpunkt sollte dann rele-
vant sein?

(e) In corrcreto. Abs.3 würde es verunmöglichen, dass ein in der Schweiz wohnhafter
Engländer, der durch Wahl des englischen Heimatrechtes gemäss Art. 90 Abs.2 IPRG
unbestrittenermassen die schweizerisch-rechtlichen Pflichtteilsbestimmungen aus-
schliessen kann, mit einem in der Schweiz domizilierten Trustee einen dem englischen
Recht unterstehenden Trust hinsichtlich seines in der Schweiz gelegenen Nachlasses
errichten könnte. Für einen solchen Ausschluss besteht kein Anlass.
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(f) „Umgehung“. Bliebe Abs. 3 stehen, müssten sich die Praktiker darauf kaprizieren,
den „Auslandsbezug“ zu finden und in der Urkunde namhaft zu machen.

Ich bitte dringend um den Verzicht auf die Alternative in Abs.3 .

3. Eintrag im Register (Art.149c Abs.1 )

Im Gegensatz zu Abs.2, der klar Bezug nimmt auf „in der Schweiz registrierte“Aktiven, fehlt
diese Präzisierung in Abs.1. Ich halte sie aber für dringend erforderlich; denn es besteht doch
wohl kaum die Meinung, der gutgläubige Bishkander müsse sich das bermudische Trustver-
hältnis nicht entgegen halten lassen bezüglich eines in Bishkand gelegenen Grundstücks, das
dort nicht im Grundbuch eingetragen ist, das es in Bishkand nicht gibt.

Mit freuddlichen Grüssen

....„h
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Vernehmlassung zum Bundesbeschluss über die Genehmigung des Haager
Übereinkommens über das auf Trusts anwendbare Recht und über ihre Aller-
kennung

Sehr geehrte Damen und Herren

Wir nehmen Bezug auf Ihre Einladung zur Stellungnahme zum oben genannten Ge-
setzgebungsvorhaben und erlauben uns dementsprechend die folgenden Bemerkun-
gen :

1. Zweckmässigkeit der Ratifikation des Haager Übereinkommens
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Als im Bereich des Private Banking tätige Anwälte sind wir der Auffassung, dass
gegenwärtig im Zusammenhang mit der Behandlung ausländischer Trusts in ver-
schiedenen Bereichen (auf der rechtlichen Ebene namentlich im Zusammenhang mit
der Aussonderung von Trustvermögen bei schweizerischer Zwangsvollstreckung
gegen den Trustee, mit der Anerkennung des right to trcrce sowie mit der Frage der
erforderlichen Auslandbeziehung, und daneben vor allem im Bereich Besteuerung
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von inländischem Trustvermögen) erhebliche Rechtsunsicherheit besteht. Diese
Rechtsunsicherheit sollte, wo immer möglich, beseitigt werden, da sie unseres Erach-
tens einen kompetitiven Nachteil für den Finanzplatz Schweiz gegenüber der aufstre-
benden Konkurrenz in Europa und Asien darstellt. Da die Ratifikation des Haager
Übereinkommens durch die Schweiz, kombiniert mit der vorgeschlagenen moderaten
Anpassung des schweizerischen Rechts, hier zumindest im rechtlichen Bereich eine
klare Verbesserung bringt, begrüssen wir die vorgeschlagene Gesetzesinitiative sehr.
Darüber hinaus sind wir überzeugt, dass die Ratifikation des Haager Ubereinkom-
mens generell eine positive Signalwirkung über die Grenzen der Schweiz hinaus
zeitigt. Dies gilt nicht nur fÜr die steigende Zahl der rein kommerziellen Trusts, son-
dern insbesondere auch für die fÜr den Finanzplatz attraktiven so genannten high net
wort 11 Individuals , für welche heute gemäss unserer Erfahrung ein durch Rechtssi-
cherheit geprägtes Umfeld einen höheren Stellenwert hat als reine Verschwiegenheit

2. Zurückhaltung bei der Anpassung des materiellen schweizerischen
Rechts

Wir befÜrworten und unterstützen die im Gesetzesentwurf zum Ausdruck gebrachte
Haltung, wonach im Zuge des Ratifikationsprozesses nur die minimalen, absolut
erforderlichen Anpassungen im materiellen schweizerischen Recht vorgenommen
werden sollen. Aus unserer Sicht ist es deshalb insbesondere richtig, auf die ur-
sprünglich im Raum stehende Schaffung eines eigenen schweizerischen Trustrechts
zu verzichten und auch die im ersten Gesetzesentwurf noch enthaltene Idee der Schaf-

fung eines schweizerischen Fahrnisregisters fallen zu lassen.

Um das Ziel der Erhöhung der Rechtssicherheit zu erreichen, ist aus unserer SICht
aber sicherzustellen, dass die vorgesehenen Änderungen die wichtigsten durch das
Haager Übereinkommen selbst offen gelassenen Punkte regeln. Mit Ausnahme des
neu vorgeschlagenen Art. 149b Abs. 3 eIPRG sind wir gnrndsätzlich der Meinung,
dass die vorgeschlagenen Gesetzesänderungen diesen Zweck erfüllen.

Wir sind uns bewusst, dass die Rechtssicherheit durch eine viel umfassendere Rege-
lung von Einzelaspekten der Anerkennung eines Trusts in der SChweIZ noch etwas
erhöht werden könnte. Da dies aber gleichzeitig zu einer erheblichen Verzögerung
des gesamten Gesetzesvorhabens fÜhren könnte, sind wir der Meinung, dass dIe
vorgeschlagenen Gesetzesänderungen, wo zwingend erforderlich, nur punktuell abge-
ändert bzw. ergänzt werden sollen. Solange die Grundlinien im Haager tJbereinkom-
men bzw. in den geänderten Bestimmungen des materiellen schweizerischen Rechts
vorgegeben sind, können Detailfragen allenfalls im Rahmen einer Lückenfü11ung
durch die Gerichte erfolgen

2
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Angesichts dieser Einschätzung beschränken wir uns im Folgenden darauf, zu zwei
Bestimmungen Stellung zu nehmen, welche aus unserer Sicht einer Änderung bedür-
fen

a) Art. 149b Abs. 3 elPRG

Der als Variante im Entwurf vorgesehene Abs. 3 von Art. 149b eIPRG sieht vor, dass
die Wahl des Trustrechts unbeachtlich und damit die Anerkennung des Trust im
Ergebnis unzulässig ist, wenn ausser der Wahl des Trustrechts kein anderer Ausland-
bezug besteht. Nach unserer Auffassung ist dieser Absatz unzweckmässig und ersatz-
los zu streichen.

Zweck dieser Bestimmung ist es offenbar, Missbräuche bei reinen Binnensachverhal-
ten zu verhindern. Unseres Erachtens kann entsprechenden Missbrauchsfällen aber
auch ohne eine entsprechende Bestimmung zunächst durch Anwendung allfälliger
Missbrauchsbestimmungen im gewählten Trustrecht und auf einer zweiten Stufe
durch eine allfällige Anwendung schweizerischer orc/re-/7uZ>//c-Bestimmungen genü-
gen Rechnung getragen werden.

In seiner offenen Formulierung, welche weder Hinweise auf die Art des erforderli-
chen Binnenbezugs noch auf den Zeitpunkt, in welchem der Binnenbezug bestehen
muss, gibt, ist Abs. 3 dem Ziel der Schaffung von Rechtssicherheit abträglich. Ist der
Auslandbezug, wie im erläutern(len Begleitbericht angedeutet, liberal zu handhaben
und ist gleichzeitig davon auszugehen, dass ein einmal mit ausreichendem Birmenbe-
zug errichteter Trust später gültig bleibt, können die Voraussetzungen für die
Anerkennung eines an sich reinen Binnentrusts sehr einfach geschaffen werden,
indem etwa die Vermögenswerte des Trusts zunächst für eine kurze "Schamfrist" ins
Ausland verschoben werden. Auch durch die Wahl eines ausländischen Trustees
könnte dem Kriterium des Auslandsbezugs offenbar Genüge getan werden. Es ist aus
unserer Sicht offensichtlich, dass eine offenbar leicht zu umgehende Einschränkung
wie die in Abs. 3 vorgeschlagene wenig praktischen Nutzen hat. Zudem sind die
Notwendigkeit der Ernennung eines ausländischen Trustees wie auch die
Notwendigkeit, das Trustvermögen zumindest fÜr eine erste Phase im Ausland zu
halten, nicht im Interesse des Finanzplatzes Schweiz.

Im Übrigen stellt die vorgeschlagene Einschränkung gemäss Abs. 3 unseres Erach-
tens auch einen klaren Rückschritt gegenüber der gegenwärtigen Rechtslage dar. Geht
man mit der herrschenden Lehre davon aus, dass Trusts heute als QuasI-
Gesellschaften im Sinne von Art. 150 Abs. 2 IPRG zu qualifizieren sind, muss für
diese auch die bundesgerichtliche Rechtsprechung gelten, wonach das Inkorporatr-
onsstatut im Gesellschaftsrecht uneingeschränkt gilt und der 7>aus-/egzs-Vorbehalt
keine Anwendung findet. Gerade im Lichte dieser Rechtsprechung ist für uns auch
schwer nachvollziehbar, weshalb der vorgeschlagene Art. 149b Abs. 3 eIPRG bei

'1
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Trusts eine Beschränkung vorsieht, während etwa die EITichtung einer liechtensteini-
schen Stiftung oder einer anderen ausländischen Gesellschaft zum Zweck der Umge-
hung von Bestimmungen des schweizerischen Rechts grundsätzlich zulässig sein soll.
Eine entsprechende Ungleichbehandlung ist aus unserer Sicht sachlich ungerechtfer-
tigt

b) Art. 248a Abs. 2 eSchKG

Die vorgeschlagene Unterstellung des Trusts bzw. des schweizerischen Trustvermö-
gens unter die Konkursbetreibung ist aus unserer Sicht unzweckmässig, und wir
schlagen daher vor, Art. 284a Abs. 2 eSchKG ersatzlos zu streichen. Wie bereits im
erläutern(Jen Bericht erwähnt, würde eine Unterstellung des Trustvermögens unter ein
schweizerisches Konkursverfahren eine Abkehr vom Prinzip darstellen, wonach
ausländische Gesellschaften und Vermögensmassen grundsätzlich nur der Einzelvoll-
streckung unterliegen.

Obwohl eine Konkursbetreibung im Einzelfall für gewisse Gläubiger vorteilhafter
sein könnte, rechtfertigt es sich aus unserer Sicht nicht, lediglich beim Trust eine
Ausnahme von einem doch bewährten Prinzip zu machen. Dies gilt umso mehr, als
die Gründe, welche gegen die Unterstellung einer ausländischen Gesellschaft unter
die schweizerische Konkursbetreibung sprechen, auch beim Trust ihre Gültigkeit
haben. Insbesondere ist davon auszugehen, dass die ausländische Rechtsordnung,
unter welcher der Trust organisiert ist, den schweizerischen Trustkonkurs nicht aner-
kennen würde, und dass damit unnötigerweise ein hinkendes Rechtsverhältnis ent-
steht

3.

a)

Weitere flankierende Massnahmen im Zusammenhang mit Trusts

Verbesserung der Rechtssicherheit im Steuerbereich

Wie bereits eingangs erwähnt, gibt es auch im steuerlichen Bereich erhebliche
Rechtunsicherheit bezüglich der Behandlung von in der Schweiz gelegenem Trust-
verTnögen sowie der Behandlung von Trusts und Trustees. Wir befürworten die be-
reits angelaufenen Bemühungen zur Formulierung eines Kreisschreibens und allfälli-
ger weiterer erforderlicher gesetzlicher Bestimmungen, welche auch in diesem Be-
reich zu der dringend erforderlichen Klärung der bestehenden Unsicherheiten führen.

b) Bewilligungspflieht für gewerbsmässige Trustees

Angesichts der hohen Anforderungen, welche die Funktion des Trustees an das
Fachwissen und die Integrität der entsprechenden Personen stellt, sind wir der Auf-
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fassung, dass mittelfristig eine BewilligtIngspflicht fÜr in der Schweiz ansässige
gewerbsmässige Trustees ins Auge gefasst werden sollte. Um die Bemühungen hin-
sichtlich der Ratifikation des Haager Übereinkommens nicht zu verzögern, sind wir
allerdings der Auffassung, dass dieser Fragenkomplex im Rahmen der bereits in
Diskussion befindlichen Revision des gesamten Finanzaufsichtsrechts zu prüfen ist.

# # 88

Wir hoffen, Ihnen mit diesen kurzen Bemerkungen gedient zu haben, und verbleiben

mit freundlichen Grüssen

Gassmann

i. \
Stepha] lrrett

arcovici



02-02-05 1 7:41 FROM-wi ther$ 02075976000 T-853 P. 001 /006 F-335
Receive J 02/02/2005 05 =17PM in 02:26 ort IIne [1] for FXN + Pg 2/7

Von : BAER KARRER zeH +41 58 263 60 01 ; 02 , 02 , 05 18 : 33 ; JafFA_#20; SeIte 2 /7

f)e
with ers '-"BÄR

& KARRER

i
!

1

E

Bundesamt für Justiz

KKLaRLEabaIL2L22L2EZ21
Bundesamt für JustIz
Herrn Prof, Dr. Heinrich Koller
Direktor
Bundesrain 20
CH-3003 Bern
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Zürich/Londan, den 31. Januar 2005

GemeInsame Stellungnahme von Bär & Karrer und Withefs --’ zur Vorlage
vom za, DREI,Der zo04 des EJPD für einen Burrdesbe schluss und erläutern-
den Bericht iiber die Ratifizierung des Haager Trust-Übereinkommens Sa-
wie die Einfüllrung von Be91eitvorschrifter1 im IPRG sowie im SchKG

Sehr geehrter -lerr Professor Koller

Wir nehmen B,3zug auf die Vorlage des E]PD vorn 20. Oktober 2004 für einen Buß-
desbeschluss Lr1d erläuternden Bericht über die rechtliche Behandlung des Trust$ in
der Schweiz +

1

i

Angesichts de’ wirtschöftlichen Bedeutung und der internationalen Stellung des
schweizerischen Finanzplatzes, hat das Haager Trust-übereinkommen Auswirkun-
gen, die - Im Wechselspiel mit den heute international dominierenden Gepflogen-
heiten deF an92lsäch$isch8n Vermögensnachfolgeplanung - weit über die schwelze-
rischen Landesgrenzen hinaus reichen.

B3ar & K:irrer
8l'andschenKestrasse 90. (:H-802/ 21.trI;.l
Tel. +41 (o}sh :bJ 53 oa, Fäx ++1 (o)58 361 50 01
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Da sowohl die uncerzeichneten wie auch dIe Anwaltskan2leien Bär & Karrer und
Wlthers LLP in verschIedenen grenzüberschreitenderl RechbFällen einen regen Ge-
dankenaustau s.ch über Fragen des Trust:5 pflegenl, erlauben wir uns, Ihnen eine
gemeInsame S.te]lungnahme elnzurelchen- DIes Im WesentIIchen auch im HinbIIck
darauf, dass d2r Gegen5cand der VernehmIa55ung, der Trust, insbesondere im Ver‘
hältnis zum alrgelsächgjschen RachE von erheblicher internatIonaler Tragweite für
die SchweIZ isI .

1 Vorbemerkungen

Die Rechtsfigllr des Trusts hat bereits zahlreiche Berührungspunkte mit dem
schweizerischen Recht: und die Exjgtenz von (angelsächsischen) Trust5 ist entweder
durch dEe 5ch'Nelzerl5che Gesetzgebung2 oder durch StaaE5vertrage längst arIer-
könnt

Die Schweiz tat zahlreiche Staatsverträge ab96schIogsen - namentlich auch im
Bereich des :;teuerrechtss - in welchen sie letztlich die Faktizität des anglo-
amerikanische.1 Tru5t5 längst anerkannt hat.

NamentIIch unDer Anwälten dürfte das am meisten bekannte multilaterale At)kom-
men das Lugü ro'Übereinkommen sein, das in Art. 5.3, 17.2 und 53.2 tru5t5pezifi-
sche Fragen rl :geIL und den Trust als selbstverständliche Rechtsfigur voraussetzt'.
Schliesslich dÜrfen auch unsere zahlreichen leges america ne nicht: vergessen wer-
den, von denen einige auf den TILlst Bezug nehmen bzw. den Tw$t als selbstver-
stländlich vo ratlssetzen 3.

DIe schwelzerl=;che Rechtsprechung hat sich schon seit längerem mit Fragen zu au5'
ländischen Tru3ts oder trustähnl]chen SErukturen befassen müssen, das gilt sowohl
für das Bunde:,gerichte wie auch für die kantonalerl Gerichte7, Es darf davon ausge-
gangen werdell, dass das Bundesgericht heute kaum mehr dIe Existenz einer liech-
tensteinlschen Stiftung oder eines ausländischen Trust:5 mit der Begründung ver-

Ergänzend seI berner<C, das5 Wlther5 u/ und Wlcher5 BErgnun uß rnjt trlsge5amË rnenr als 200 Anwätten jrt Lnndqn, New
York, Melland und hew Haven (Chnnectlcut) $chwerg€wlcntlg Im gesamten öngIQ-arn'rl©nlsÜen Raum in1 8'!rela1
TrustS urtd NachjnssFranung tÄtIg BInE,
z 8. In auf dIe Bes:irnrnungen des Burtde5rat5be$chlu5se5 von 1957 Über dIe vorsorgllchen SdrulzmB39nahm'n im
2u5ammentrang mIC der wIrtschaftIIchen Krl€g5vor sorge hin;uw€15en. HIer geht der Geset2gëber nIcht nur van der
ExIstenz des Truscs , lus/ verweißt 8tg Ihn und 8nerkeünt }hnf sondenl veRl•BotE auch auf dIese KonstruktIon in el iHm
der wohl eher hetkll Iren GeseË=gebun95berelche dr fünfzIger Jahre. Der Bunde5r3t5üe schluss vom 12. AprII 1957
betreffend vnr5argliche Schutzrna5snahmen für ]yristiscne Persönen, Personengesellsc-lbhën und Eln2elrlrrncn (3R
531.54) war eIn natuRE des kalten Krleges und regelte öle vöraberyeherMe SIen/erlëgurlg von schwelzerl8c:hen Gesell-
schatten Ins Ausland im Kr:ausfälle. Er äh vor, Iudstlsche Personen auscirü=kllßtt 2u errnäcnElgnn, bLlgjändi3chë TruaLS
für Knsenfäl Je zu enIGhtqn, vgl, NEDIM PFTIR VOgl Transfer af CQIPQf8te Damlclle, 14 Campafauve Law Ye8f booK of
InternatIonat eu 51ne IS ( 1992), 5, 92 rr.
So z, R Art, 22 des Doppelbesnuerur195abkommen USA - SchweIz CSR Q,672.933.61}, ylo ale Frage geregelt wlnl,
urInr wqjghqn V9nv;;qF;unsqn cln Trust Deppclbcsteuerurl95abkummer1 in Anspruch nehmen kann.
Vgl, Sr8Lan V, BcRTI, Frugt3 ana thc l.u9üno ConventIon - Due 6 it Macter? And whar ahout the Hague Trust Canyen Clan?
In: Nenn PrrEnVncT/ DISRules ]ßvnlvlng Trucl=, b seI/München/Soffrorl Wgjdan (UK} 1999, S. 9 ff.
So z 8- Are- + N. 39 ler V&relnb3rung über ale Stqnae$regeln iur 5arBfbltspFIJcH agr Bankcn <VSB) 98 gdcr Art. 4 Ab;,
1 IIU b des ßundeggë;et2es Zur 8ekämptung der acId\v:uhervl inI Fln3na86kEor (C;wC) .
SO 2. B. BGE 96 11 75 ft; 117 71 429; unverüSffenUlchËer EntscheId in S:lehen x. vs, USA (SC 169/2001).
So 1. B. das Be=lrksgerlcht ZÜrich in ZR 98 Nr. 52 (1999) 5, =2ö H., Urcetl vom 1. Februbr 1591 in sachen OD•ßank in
bIg, 9snf\ Konhul\,nlauBe ass War'ncl' K, KaT DGtrctTlala kOlIQKDtlon- ( Ifa KOIIKuRS WNK)} USE 89 111 IE nl ; ERSE IOZ 111
165 ff•; 8<;er 1.51 CnJ t;ern Tust CD ? (Jersey) Ltd,r {<Cl255/ 1998>: Sematne Jud tclalre 2000 1 3698
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Bär & Karrer/Wil her5 LL? 3

neInen würde, es handlo sich um eine dem schweizerIschen RecnE unDekannte Oder
gar verpönt:e R echtsflgur'.

2 Internationale€ Umfeld

Unterzeicnnun1 1 und RatIfikatIon des Haager Trust-Übereinkommens brIngen uns in
Einklang mit den kontinent:al-europäischen Staaten, die dern Haager Trust-
Übereinkommen bereits beigetreten sind und die selbst alle auch Staaten des Civil
Law sInd’. 50dänn ist von Bedeutung, dass auch England, das Tru5t-Land par excel-
lence, dem Ha;Iger TIust:-Überelnkammer} beIgetreten ist.

Die Schweiz hat sich im internationalen Konkurrenzkampf der Rechtsordnungen
bIsher sehr yuE posItIoniert, RechtssIcherheIt und insbesondere ein solider Fundus
gesicherter Rechtsprechung steËlen hierbei ganz wesentliche Faktoren dar. Das
schweizerIsche Recht ist - Insbesondere Im VergleIch mit unseren Nachbar5t:daten -
international b3tr8chtet ëin erfolgreiches Rechtssystem, das in Rechtswahlklau seIn
gewählt und von InternatIonalen Schledsgerlchten Immer wieder zur Anwendung
gebracht Wird. Speziell unter aLlstand ischen Vertragsparteien ist: das schweizßrlsche
Recht zum leg 31 system fa trustqn geworden, d_h_ der Rechtsordnung, zu der man
auf der Suche lach einem neutralen Recht: gelangt.

Das Haager Trrst'ÜbereInkommen trägt letztlich auch der Anglifizlerung und Arne-
rlkanisierung cas Rechts Vor allem in grenzüberschreitenden Fällen Rechnung: Es
befasst sIch mic eInem für das engIIsche und amerikanische Recht wichtigen Institut
und vermag wichtige Klarstellungen Im Bezug auf die TransformatIon der TrusEprin-
zlpien auf die Ebene des CIvil Law zu leisten.

3 WirtschafË liche Bedeutung des Trusts für den FInanzplatz Schweiz

Auch in der Sl:hweiz als eInem der welt\veit Führenden Flnanzplätze ist der Trust
eIne sehr häufig in ErscheInung tretende Rechtsform. Es ist deshalb von grässter
Bedeutung, dëlss die Schweiz im Rahmen der Rgtifikation des Haager Trust-
ÜbereinkQrnrnens mit ihren wichtigsten Konkurrenten irn internationalen Verrnä-
gensverwaltunl Jsgeschäft gleichziehE und ein im internationalen VergleIch bis in alle
Einzelheiten11 l:onkurrenzfähiges Umfeld für den Trust - als einer der wichtigsten
StrukturierungliFormen für die internationale Vermögensverwaltung und NachFQtge-
planung – zur Verfügung stellt.

a

3

PtTEß BxellscnMIO, Trust und Nachlassplanung, In: rSÄÄK mC:eR/KURr SrËHn, "ße6hË5kol[lsianen'f Fe5cnnrlfË fÜr #leon
HeInI zum 651 GebbniEa91 ZürIch 19951 5, 64,
ItaIIen, H9llond und Luxemburg habEn ratIfIZIert, Irn Falle von Prankrelëh, LIgen ten=Ëelr\ und der SchI+elz steht dIe
ltatlnkatlan not,h auß,

bBka ßdgsrna, Intrnc natIon tD ArbitfallorI -. SWIss Bnd JnEernacional PerspecElves, In: Neoln PrrËR vo€r (Hrsg,), SWIss
CO A)rn=rclqt baw 6er 11 :sf VOI. aQ, ND:OI bDDg, N, 17 ,
D.h. auch elnsehllessl ch des sogenannËen 'Traclng".
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4.1

Einzelfragen

Rechtssicherhe it im InternatIonalen Rechtsverkehr

Eine Ratifizierl ng des Haager Trust-übereinkornmens wIrd, wie der erläuternde Be-
gleitbericht zu -echt darlëgtf die Rechtssicherheit inI Bereich der international fniEt-
lerweile äusserst verbreitert=en Rechtsfigur des Trusts fördern. Rechtssicherheit
auch im Bereil;h des TrugES wird in Zukunft ein wesentliches Element fÜr die Fort-
führung des Erfolges des Finanzplatzes Schweiz sein.

1

Dies macht es allerdings aus der Sicht der Unterzeichneten unumgängIIch, das

4.2 Tracing prinzipiell

zuzulassen, Di 3 tn Art, 11 (3){d) festgeschriebene Einschränkung bzw, Begrenzung
des Tracin95 g-3nügt vollständig,

Die Unterzeichneten halten die prinzipiellen Ausführungen im erläuternden Beg]eit'
bericht (i,4,1,2,3 und 1.4.4.2) nicht nur für falsch, sqndËrn auch für eine - unzu-
lässige - Vornegskizzierung der von den sehr/eizerischen GerIchten in der Änwen-
dung der Haager Konvention vorzunehmenden autonornen Auslegung der Konventi-
arI. Im Weiter3n erscheint es auch als methodisch unzulässig, über den Weg des
Kolllsiansrecht:; ein einheitliches Rechtsinstitut - ohne eine "ardre Public-Notlage" -
In {schweIzerIschen Beruf5verbänclen) genehme und nichE-genehrne Bestandteile zu
zerlegen

0

lnsDesandere ,lie Ausführungen zu 1.4.4.2 scheinen zu verkennen, dass das Tra-
Ging ein integrrler BesEandteil des Trustkonzepts ist.':2 Tracing verschaFft dem (kIa-
gertden) Begülstlgten ale LegËElmatton der klageweisen VelfQlgung der von ihm
behaupteten Ansprüche gegenüber den vom (venlntreuenden) Trustee erwerben-
den Dritten. o) diese Ansprüche materiell durchzUdringen Vermögen ist: eine Frage
der Anwendun3 von Art. 11 {3)(d) (erster Satz) der KanvenEion und der massgeb-
lich kollision sri,ehElichen Vorschrift: (Art, laG :PR(;) in verbindung rnit dern anwend-
haren rnateriel en Recht (Art. 11 (3)(a) (;weilet Satz), was z. B, Im Falle einer An-
wendbarkelt v3n Art. 714/933 ZGB zu einer At>weisung des '’Tracing-Anspruchs'‘
führen kann.

Wollte man das Traclng aus rechtspoJltischen Gründen ausSchliessen, so hätte dIs
mIttels eines \orbehaIEs erfolgen werden sollen, Zurecht hat aber die Schweiz kei-
nerlei Vorbehalte ausgasprochen und damit inI Übrigen eben gerade den Grundsatz

11
EbwID HAYTQN, The H laue ConventIon on tt18 Law ÄppËlcabh to Trust5 and na theIr Recognltlan, in: ]rlternatFQna} Bnd
Cnmpa[atlve Law RaIl[teply, Val- 36, Apr'iI 1987? pb 266: "Tecllnlc81jy# 3 ËDn$Cr•UCEIVe Ërust may be saId =6 arËse where 8
b=neFlclnry af an cxpnd= Cru3t, Va]untartly cnatcd by a per=an nnd cv]üenccd in wrltlng, exarc15e5 Cha cqultöDle rern-
edy nt tracjng and trJIËe5 the nun prapqRy ar d 99eu repre;EaËln9 rt Irrte che hnnd$ OF 3 thir6 party, whg 11 nec 8 bona
fËae purËnaser far ya ue WItHOUt notlce OF the wust, ënd' who IS eonsequencly cömpelled ta halo the 858215 on nun far
Ehe öerrenclary. Trlls metnm1 aT recav&7 af CIUSC assecs py a ben=nclüry is 8p6c.Iflcaljy e9nËemplated by AnI:le 11,

?FJFËgfÄËEbiLdLp{LaG in?f!"ggä;IT+t! J§ö:FIËRfQfJTb%cialgißÄ=gaa2'!Jiri11::TF\nT{S:7:i:sg{}{!tajl:1'11#fIRE'JeIn
ckptESS vu:Rand IEg {n€Ëdqnc$ ( 31cI} thcrcof that clcarly =hDUld ftr II WIthIn IE."
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der "Elnhelt der MaterIe" auch bezügIIch des Trustrechts in grenzüberschreitenden
Kontext vallurrlfänglich anerkannt.

Tracing ist ein unmittelbar käusäler Rechtsbehelf für den Fall einer (Leistungs-)
Störung bzw. (:ines Vertrauensbruchs im Trustverhältnis. Auch wenn das Tracing Jn
einen sagenan1lten constructive TrusE resultieren kann, so handelt es sich um einen
unmittelbar mil dern (Express-}Trust verbundenen Rechtsbehelf. Dieser Rechtsbe-
helf ist ein 98112 wichtiger Ast im Recht5figurgebllde des Trusts. Es besteht daher
die Gefahr, da1;5 der Ast, auf dem die schweizerischen Trustindustria (wiederum Im
internationalen Vergleich der Rechtsardnungen) sitzt, LInzweckmäSsigerweise abge-
schnitten wIrd.

Demnach slnd die entsprechenden Äusserungen (1.4.4.2) im erläuternden Begleit-
berichE zu relëtivieren. Die in der Haager Try SE KonventIon in Art. 11 (3)(d) ge-
machte Einschl'änkung genügt,

4.3

/

\

Vollstreckung \gn Constructior} sulnmonses/direction su171manses

Sogenannte "l:onstruct:ion summonses" (auch '’direction summonses'’ genannt)
werden bei der Regelung der Zuständigkeit sowie der Anerkennung und Vallstre-
ckung ausländischer Entscheide weder im erläuternden Bericht noch irn BundËsbe-
schluss erörtert. Es handelt sich dabei um Entscheide im nichtstreitigen Verfahren,
die in der PraxIS eine grosse Rolle spIelen und vor aliem dem schutz der Trustees
dIenen. AnwerldungsfäIIe eInes solchen Verfahrens sind z.B. das Vorhandensein
einer unklaren Bestimmung oder das Fehlen eIner administrative Befugnis in der
Trust-Urkunde. In einem solchen Fall kann sich der Trustee Im angelsächsischen
Raurn an ein c;ertcht wenden, mit dem Ersuchen, es seI die Rechtslage abschlies-
send zu klären. FolgE der Trustee den Anweisungen des Gerichtes, so kann er spa-
ter nIcht wegell Trustbruchs zur Rechenschaft gezogen Werden. Auch ein Schweizer
Trustee muss eine solche ausländIsche Entscheidung nicht nur erwirken können,
sondern sie muss in der Schweiz duch anerkannt werden und vollstreckt>ar sein.
Eine unzulängl che Lösung in diesem Bezug würde schweIzerische Trustees -gegen-
über öusländi5';hen -Trustees stark ben8chEei ligen.

4.4

q
Steuerrecht

Die Ratlflkatiarl macht nur SInn, wenn gleichzeitig auch die steuerliche Behandlung
des TrLj5t5 geklärt wird. Obschon die ESTV und die Schweizerische SteuerkonFerenz
(SSl<) eine Art eitsgruppe bereits eingesetzt haben, die sich mic aleserrl Thema be-
fassen soll, ba;t:ehc dIe Gefahr, dass dIe Analyse des TruEts als "QuasI-Ge$ellschaft"
Im erläuternden BerIcht eine negative praiudizielle Wirkung auf die steuerrechtliche
Analyse des Trists haben wird.

Im Rahmen der RatifikatIon der HaBger Trust-Konvention muss auch unbedingt dar-
auf geachtet vrerden, dass der Trust aus der Sicht des schweizerischen IPRG aus
dem kol]isIönsrechtIËchan Umfeld der Quasi-Gesellschaft herausgelöst wird,

!

i
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Im übrigen soll eine steuerrechtllche Lösung dIe Wet:t:b8werbfähigkeit des Schwei-
zeri schen Standorts erhalten bzw. fördern. Dabei sollen dIe Modelle anderer Länder
(z.B. England) mitberücksËchtlgt wërden-

[

[

WIr brtten Sie IIm Kenntnisnahme und verbleiben
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Filippo Naseäa, LLM
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31 January 2005

Prof. Dr. Heinrich Koller
Direktor des Bundesamts für Justiz
Bundesamt für Justiz
3003 Bern
Switzerland

Dear Professor Koller

Ratification of the Hague Convention

I am writing on behalf of the Investec Trust Group in relation to the draft bill ratifying the Hague
Convention on the law applicable to trusts and their recognition (the “Convention") by Switzerland.
1 thought it may be useful to write to you as we have offËces not only in Jersey, Guernsey,
Mauritius but also in Switzerland. 1 am a Jersey resident trust professional with 20 years
experience of practice.

As you may be aware, the United Kingdom (on behalf of Jersey) signed the Convention for the
recognition of trusts in 1992. In addition Jersey has its own trusts law, the Trusts (Jersey) Law
1984 (the “Trusts Law") and regulatory legislation, the Financial Services (Jersey) Law 1998 (the
“Financial Services Law”). My experience of such legislation is that it has positive effects,

1 am of the vie•vv that Switz 3f:and she:::d rotlf)' the Convention. My experience !s that such
legislation provides a framework to ensure that trusts are given appropriate validity by relevant
authorities and provides comfort to clients and professionals in the industry,

In addition think it would be useful for legislation to clarify the legal and tax position of trusts that
have a “Swiss’' and "international” connection to ensure that practitioners can advise their clients
clearly and without doubt. As you may know the Trusts Law contains provisions relating to Jersey
law “domestic'’ trusts as well as "foreign law” trusts and together with the Financial Services Law
ensures that trustees can be held statutorily accountable to beneficiaries. My experience is that
such legislation encourages trust companies to implement adequate controls and systems as well
as to ensure employees are adequately trained and vetted

As an initial step I think that Switzerland should ratify the Convention to ensure that trusts are
formally recognised in SwËtzerland and to confirm that trust assets should be regarded as a
separate fund and do not form part of a trustee’s assets for purposes such as bankruptcy. Such a
move can only be seen as advancËng Switzerland’s reputation as a financial centre and will
encourage organisations such as ours to refer more business to the jurisdiction. I hope that

Regulated by the Jersey FinancIal Services Commission in the conduct of trust company business A member of the

Investec Group

I N\'2 16
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Switzerland wiII take this opportunity as it may assist your country to become the pre-eminent
jurisdiction of choice for offshore trusts in the future

fobert Clifford

relation to the above.

IN\
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7
Herr
Bundesrat Dr. Christoph Blocher
Vorsteher des Eidgenössischen Justiz- und Polizeidepartements
Bundeshaus West
3003 Bern

Zürich, 4. Februar 2005

Zukünftige zivil- und steuerrechtliche Behandlung von Trust-Strukturen

Sehr geehrter Herr Bundesrat

In diesen Tagen ist die Frist zur Vernehmlassung zum Bundesbeschluss über die
Genehmigung des Haager Trust-Übereinkommens und zum entsprechenden
Begleitbericht abgelaufen .

Zum diesem Vernehmlassungsprojekt, das – wie Ihnen bekannt ist – von unserem
Bankhaus wie auch von mir persönlich stark unterstützt wird, möchte ich mich nicht weiter
äussern. Ich bin zuversichtlich, dass eine ausgewogene und die Interessen aller involvierten
Kreise berücksichtigende Lösung erreicht werden kann. Ich möchte die Gelegenheit jedoch
zu ein paar grundsätzlichen Überlegungen nutzen und erlaube mir, Ihnen einige weiter-
führende Gedanken zu dieser Thematik, welche mir aufgrund ihrer Wichtigkeit für die
hiesige Finanzindustrie am Herzen liegt, näher zu bringen.

Trusts und vergleichbare Strukturen sind für die Nachlass- und Steuerplanung von Privat-
kunden im modernen und grenzüberschreitenden Private Banking von zentraler Bedeutung
für eine langfristige Kundenbetreuung. Auch unser Bankhaus darf seit Jahren eine steigende
Nachfrage der internationalen Kundschaft nach einer umfassenden Beratung unter Ein-
schluss transnationaler Strukturen verzeichnen.

Folge dieser erfreulichen Entwicklung für den Finanzplatz Schweiz ist eine verstärkte
Spezialisierung der hiesigen Banken und weiteren Finanzdienstleistungsbetriebe auf
Angebote im Bereich der grenzüberschreitenden Nachlass- und Steuerplanung, um im
internationalen Wettbewerb bestehen zu können.

JULIUS BAR HOLDING AG
Bahnhofstrasse 36, Postfach, CH-8010 Zürich, Telefon +41 (0) 58 888 1111 , Telefax +41 (0) 58 888 5030, jbholding@juliusbaer.com
Direkt: +4 1 58 888 5509, raymond.baer@juliusbaer.com



Die Ratifikation des Haager Trust-Übereinkommens ist Voraussetzung für eine weitere
Stärkung dieses Wachstumsmarktes in der Schweiz. Aus Sicht des Praktikers und direkt
betroffenen Dienstleisters bleiben auch nach der Ratifikation des Übereinkommens noch
zwei Punkte offen, die bei nächster Gelegenheit geklärt werden sollten, um für unsere
Kundschaft eine umfassende Rechtssicherheit zu erreichen und für die hiesigen Finanz-
branche kompetitive Rahmenbedingungen im verstärkten internationalen Wettbewerb zu
schaffen: Es handelt sich einerseits um die steuerliche Behandlung von Trusts und
anderseits um eine attraktive aufsichtsrechtliche Regelung für die Trustee-Tätigkeit
aus der Schweiz heraus. \
In Anbetracht der Tatsache, dass heutzutage die wichtigsten Konkurrenten des Finanz-
platzes Schweiz auf eine Besteuerung von Trusts im internationalen Kontext meist gänzlich
verzichten. ist eine entsprechende Behandlung in der Schweiz von zentraler Wichtigkeit.
Daher ist es erfreulich, dass sich unterdessen eine Arbeitsgruppe der Schweizerischen
Steuerkonferenz (SSK) mit der Problematik der Trust-Besteuerung befasst.

Zudem ist in der Praxis auch die Frage von grosser Wichtigkeit, in welchem Umfang
Schweizer Unternehmen für die häufig zu einem Trust gehörenden internationalen
Gesellschaften (so genannte «underlying companies») Dienstleistungen erbringen können,
ohne daraus in der Schweiz eine Betriebsstätte oder einen faktischen Sitz der Gesell-
schaften (mit den entsprechenden Steuerfolgen) zu begründen. So besteht etwa ein grosses
Bedürfnis unserer Kunden, dass Schweizer Inländer oder Firmen in solchen internationalen
Gesellschaften Organfunktionen wahrnehmen können. Eine entsprechende kompetitive
Verwaltungspraxis zur Verbesserung der Rechtssicherheit, die basierend auf der aktuellen
Steuergesetzgebung möglich wäre, sollte somit auch gewisse Verwaltungstätigkeiten für
diese Art von internationalen Gesellschaften aus der Schweiz heraus ermöglichen. Es wäre
wünschenswert, dass das Mandat der SSK in diesem Sinne erweitert würde.

Die Tätigkeit eines Trustee (inkl. der vorerwähnten möglichen Organfunktion bei inter-
nationalen Gesellschaften) ist eine sehr verantwortungsvolle und umfassende Tätigkeit.
Sofern sie aus der Schweiz heraus ausgeübt wird, ist sie folgerichtig bereits heute dem
aktuellen Geldwäschereigesetz (GwG) unterstellt und aufsichtsrechtlich durch die
Eidgenössische Finanzverwaltung bzw. durch die Kontrollstelle GwG geregelt. Es ist wichtig,
dass diese Tätigkeit auch in Zukunft in einem regulatorischen Umfeld ausgeübt werden
kann, welches die hohe Qualität des Finanzplatzes Schweiz schützt, ohne dass jedoch die
bereits bestehende Regulierungsdichte weiter erhöht wird.

Mit der Verankerung des Bankgeheimnisses auf internationaler Ebene im Rahmen der
Bilateralen 11 konnte ein für das Vertrauen unserer Privatkundschaft wichtiger Aspekt lang-
fristig gesichert werden. Trotzdem gehe ich davon aus, dass die kommenden Jahre weitere
Herausforderungen für den Finanzplatz Schweiz bringen werden. Doch bin ich auch davon
überzeugt, dass bei einem von der notwendigen Flexibilität und Selbstsicherheit geprägten
Umgang mit neuen Bedürfnissen seitens aller Beteiligten die Finanzindustrie gestärkt aus
diesem Veränderungsprozess hervorgeht.

Julius Bär Holding AG 2



Daher freut mich die Wahrnehmung, dass auch seitens der Verwaltung die aktuellen
Entwicklungen im Bereich des Trustrechts mit dem Ziel angegangen werden, praxisnahe
Lösungen zu finden, welche den Bedürfnissen der internationalen Kundschaft und damit
der ganzen Finanzbranche dienen, womit diese auch in Zukunft einen entscheidenden
Beitrag zur Wertschöpfung unseres Landes beisteuern kann.

Mit freundlichen Grüssen

/7
(
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iulius Bär Holding AG
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OBSERVATIONS SUR L' ARTICLE 2 DU PROJET D'ARRETE
8 4

FEDERAL PORTANT RATIFICATION DE LA CONVENTION
DE LA HAYE SUR LE TRUST

Alfred E. von Overbeck

Entëte du chapitre 9a LDIP

Ce Chapitre vise la compëtence, la loi applicable et la reconnaissance. Il convient donc de

prendre comme titre '’Trust" tout court, comme dans d'autres chapitres : '’Sociëtës",

"Adoption" etc.

Articles 21a et 149a, al. 2, lettre b

L'article 149a se rëfëre ä I'article 21a qui, en dëclarant applicable par analogie 1’article 21,

arrive finalement au lieu de I'administration en fait.

Ne serait-iI pas prëfërable de se passer de I'article 21a et de dësigner directement le '’lieu

principal d'administration du trust", comme le faisait le projet Thëvenoz?

Si 1’on voulait assurer le plus possible de parallëlisme avec Ia Convention de Lugano, on

pourrait remplacer "siëge" par " domicile " ä 1’article 149a et formuler l’article 21a ainsi :

Le domicite d un trust se trott\Je au heu principal de son administration.

II ne paraTt pas trës heureux de parler, comme en matiëre de sociëtës, du "siëge" alors que le

trust n'a pas la personnalitë juridique.

’'Lieu principal de I'administration du trust" est prëfërable ä ’'lieu oil le trust est administrë",

car il peut y avoir plusieurs trustees dans divers pays chargës de certains actes

d'administration. (Comme le relëve le rapport, il n'est pas indiquë d’ouvrir un for au domicile

de chacun des trustees)

Titre de t'articte 149b

Ce titre devrait ëtre : "Droit applicable et reconnaissance des trusts".

Article 149b, ca. 2

Selon le rapport, cette disposition vise ä exclure I'application de I'article 13 (qui est le rësultat

de discussions trës laborieuses) par le juge suisse, ce qui est heureux. (Rappelons ä ce propos
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que le texte de la Convention annexëe au Recognition of Trusts Ad 1987 britannique omet

1’article 13.)

Mais la formule utilisëe, ä la diffërence de celle du projet Thëvenoz, est ambiguë, elle

mëlange les questions de loi applicable et de reconnaissance. Par “l'Ëtat’' on pourrait

comprendre l’Ëtat ëtranger dësignë, la disposition signifierait alors que I'on devrait appliquer

la loi de cet Ëtat mëme si celui-ci refusait de reconnaTtre certains trusts sur la base de

1’article 13. Cela semble aller de soi, en revanche, interprëtëe ainsi, la disposition manquerait

son but d'exclure I'application de I'art 13 par lejuge suisse.

Il serait donc prëfërable de reprendre I'article 149b du projet Thëvenoz ou encorë de dire

simplement :

Le juge suisse n'apptiquera pas t'article 13 de la Convention.

Article 149b, al. 3 LDIP

Cette disposition vise ä ëcarter l’interprëtation de la Convention, retenue par la doctrine et la

jurisprudence italiennes, qui permet de constituer, et de reconnaTtre, un trust selon une loi

ëtrangëre dans des situations purement internes. Cela ne semble guëre avoir ëtë envisagë par

les auteurs de la Convention, mais il est exact que celle-ci n’exige nulle part le caractëre

international de la situation. Aussi la disposition proposëe nous paraTt-eIle incompatible avec

le texte de la Convention. Elle paraTt pas non plus nëcessaire. Les articles 15 et 16, al.
premier, et 18 de la Convention suffisent amplement pour sauvegarder les dispositions

impëratives du droit suisse face une teIle ëlection de droit. On ne voit d'ailleurs pas bien

pourquoi la pratique aurait recours ä ce moyen.

Article 149d, al. premier, tettres c. et d.

Le terme "siëge" devrait ëtre remplacë, soit par "lieu principal d’administration du trust", soit

par "domicile".

On peut se demander si, sur la plan de la compëtence indirecte, on pourrait reconnaTtre le for

du pays de la loi applicable, ou encore tout for ayant un lien suffisant avec le trust.
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31 . Januar 2005

Vernehmlassung zum Bundesbeschluss über die Genehmigung des Haager Übereinkommens
über das auf fr&/st5anzuwendende Recht und über ihre Anerkennung sowie zum erläuternden
Begleitbericht zum Vernehmlassungsverfahren vom 16. September 2004

Sehr geehrter Herr Prof. Dr. Koller

Das Eidgenössische Justiz- und Polizeidepartement hat mit seiner Pressemitteilung vom 20. Oktober
2004 die Vernehmlassung in obiger Sache eröffnet

Mit Schreiben vom 31 . März 2004 haben wir uns zum Vorentwurf in dieser Sache vernehmen lassen
und gestatten uns erneut, in dieser für uns äusserst wichtigen Angelegenheit Stellung zu beziehen.

1. Grundsätzliche Bemerkungen

Der vorliegende Begleitbericht bildet eine gute Basis für den Ratifizierungsprozess und trägt unserem
Anliegen, eine solide Basis für die Verwaltung von Trusts in der Schweiz zu schaffen, angemessen Rech-
nung. Immerhin sollten die vorgeschlagenen Gesetzesänderungen in einigen Punkten ergänzt werden
Weitere Anliegen, welche wir in unserer vorliegenden Stellungnahme erneut ansprechen, sind. die steu-
erliche Behandlung des Trusts klar zu stellen sowie eine begrenzte Aufsicht über in der Schweiz wir-
kende Trustees eInzuführen. Zudem weisen wir auf einige wichtige Unstimmigkeiten zwischen dem in
Vernehmlassung gesetzten Entwurf und der "common law practice" i.S. Trusts hin, die u.E. unbedingt
beseitigt werden müssen.

Den vorgeschlagenen Ansatz, das Haager Übereinkommen zu ratifizieren begleitet von flankierenden
gezielten Anpassungen im schweizerischen Recht, unterstützen wir weiterhin vorbehaltlos, da das Haa-
ger Übereinkommen allein keine genügende Grundlage bietet, um in der Schweiz ausländischem Recht
unterstellte Trusts anzubieten und zu verwalten .
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2. Bemerkungen im Einzelnen

2.1. Zu den vorgesehenen Anpassungen im IPRG

2.1.1, Definition Sitz des Trust analog Art. 21 IPRG

Wir erachten es als verfehlt, im Zusammenhang mit einem Trust von einem " Sitz " zu sprechen, da dies
dessen Konzept widerspricht. Dem Trust kommt keine eigene Rechtspersönlichkeit zu und es ist daher
primär an den Wohnsitz resp. Sitz des Trustee sowie subsidiär an den Ort der Verwaltung des Trusts an-
zuknüpfen.

2.1.2. Gerichtsstand (Art. 149a IPRG)

Wir unterstützen den Vorschlag, eine Bestimmung ins ËPRG aufzunehmen, welche die Zuständigkeit bei
trustrechtlichen Streitigkeiten regelt. Im Begleitbericht wird wiederholt erwähnt. dass das neue Kapitel
9a des IPRG für alle Trusts - also auch für solche, die nicht schriftlich bestätigt sind, anwendbar ist. An-
derseits wird für eine gültige Gerichtsstandswahl ausdrücklich Schriftlichkeit vorausgesetzt (Art. 149a
Abs. 1 IPRG). Darin erkennen wir einen Widerspruch und empfehlen, in Anlehnung an das Haager
Übereinkommen, welches für die Anerkennung von Trusts Schriftlichkeit vorschreibt (Art. 3), auch im
Begleitbericht die Schriftform zu verlangen

Der Wortlaut lässt weiterhin offen, ob das durch die Trustbestimmungen bezeichnete Gericht exklusiv
zuständig sein soll. Um kollisionsrechtliche Unklarheiten in Bezug auf die Ausschliesslichkeit von in
Trustbestimmungen enthaltenen Gerichtsstandsvereinbarungen zu vermeiden und somit in diesem Be-
reich Rechtssicherheit zu schaffen, empfehlen wir, die Bestimmung wie folgt zu ergänzen: " Für Klagen
betreffend Gültigkeit, Wirkungen, (. ..) ist ausschliesslich das gemäss den Trustbestimmungen bezeich-
nete Gericht zuständig. "

In unserer Stellungnahme zum Vorbericht haben wir die Ansicht vertreten, eine Bestimmung, die bei
Fehlen einer gültigen Gerichtsstandwahl, neben dem Sitz des Trust wahlweise auch einen Gerichtsstand
am Wohnsitz/Aufenthaltsort des Beklagten vorsieht, sei zu liberal. Die rechtlichen Argumente für diese
Wahlmöglichkeit hat uns überzeugt, Auch praktische Überlegungen stehen einer solchen Wahlmög-
lichkeit nicht entgegen, da wir davon ausgehen, dass die meisten Klagen i.d.R. am Sitz/Wohnsitz des
Trustee anhängig gemacht werden, was wir als sinnvoll erachten.

2.1.3. Anwendbares Recht (Art. 149b IPRG)

Wir haben in unserer Stellungnahme zum Vorbericht darauf hingewiesen, dass Art. 149b IPRG unter
keinen Umständen dahingehend ausgelegt werden darf, dass von der Schweiz "constructive trusts" und
ähnliche RechtsgebËlde anerkannt werden. Im vorliegenden Bericht wird erneut bestätigt, derartige
Rechtsgebilde würden nicht erfasst, es wird aber als nicht notwendig erachtet, dies im Gesetz ausdrück-
lich zu erwähnen. Wir möchten insbesondere vermeiden. dass durch den Umstand. dass das vom IPRG
berufene Statut eine Anerkennung des '’constructËve trust " verlangt, dieses Konstrukt auf diesem Weg
auch in der Schweiz Beachtung findet (wir verweisen hierzu auf Ziff. 1 .4.4.2 erster Absatz des BegËeitbe-
richtes). Wir erachten deshalb in diesem wichtigen Punkt eine klare Aussage im Gesetz als notwendig
und schlagen vor, Art. 149b IPRG um einen neuen Absatz wie folgt zu ergänzen: Art. 150ff . IPRG fin-
det keine Anwendung bei Rechtsverhältnissen, bei denen die betreffende Rechtsordnung eine analoge
Anwendung von Trustrecht vorsieht und die keine eigenständigen Rechtsgebilde i.S. von Art. 150 IPRG
sind (sog. "constructive trusts").



@ UBS Vernehmlassung Seite 3

Der Zusatz unter Art. 149b Abs. 2 IPRG steht im Einklang mit Art. 1 54 IPRG und dient der Rechtssicher-
heit. Im Vorkonsultationsverfahren wurde die Frage der Anerkennung von reinen Binnentrusts einge-
hend diskutiert. Gemäss Art. 149b Abs. 2 IPRG verzichtet die Schweiz sinngemäss auf eine Anrufung
der Ausnahmeklausel von Art. 13 des Haager Übereinkommens, wodurch die Anerkennung des soge-
nannten Binnentrust grundsätzlich ermöglicht wird. Die Unterstellung unter ein ausländisches Trustrecht
als internationaler Anknüpfungspunkt wird dadurch grundsätzlich als ausreichend erachtet. Diese Mög-
lichkeit der Anerkennung des Binnentrust schliesst hingegen sinnvolle Einschränkungen nicht aus. Wir
sind der Auffassung, dass der als Variante vorgeschlagenen Art. 149b Abs. 3 IPRG insofern der Rechtssi-
cherheit dient, als dadurch explizit festgehalten wird, dass eine Rechtswahl für sich allein noch nicht ge-
nügt und überlässt es der Praxis. die hierzu sinnvollen Kriterien zu entwickeln. Es empfiehlt sich, in der
Botschaft hierzu wegweisend Stellung zu beziehen. Es liegt im Interesse der Banken, ihren Kunden
bestmögliche Trustlösungen anzubieten und es muss v.a. ermöglicht werden, in der Schweiz ansässigen
ausländischen Kunden aus dem angelsächsischen Raum entsprechende Binnentrustlösungen anbieten
zu können. Aus diesem Grund ist in der Botschaft klar darauf hinzuweisen. dass die Nationalität als ein-
ziger Anknüpfungspunkt in diesem Zusammenhang genügt. Weitere mögliche Anknüpfungspunkte
sind etwa im Ausland gelegenes Vermögen. Wohnsitz des Begünstigten, Wohnsitz des Trustee etc. Eine
Alternativlösung sehen wir darin, den vorgeschlagenen Art. 149b Abs. 3 IPRG nicht ins Gesetz aufzu-
nehmen, um maximale Flexibilität zu erreichen. Es wird dabei dem jeweils anwendbaren Recht überlas-
sen, den Massstab für die Anknüpfungskriterien zu setzen. Bei dieser Variante empfehlen wir, in der
Botschaft klar zu definieren, welche Konstellationen als "fraus legis" zu qualifizieren sind und infolge-
dessen nicht anzuerkennen sind. Dies ist insbesondere bei einem reinen Binnentrust, der keinerlei inter-
nationale Anknüpfungskriterien aufweist, der Fall

Wie im Vorbericht wird auch im vorliegenden Begleitbericht darauf hingewiesen, dass Trusts mit reiner
Sicherungsfunktion dem jeweiligen Sachstatut zu unterstellen sind (lex rei sitae, lex chartae sitae). Wir
sind der gegenteiligen Ansicht, dass auch solche Trusts nach Art. 149b IPRG anzuknüpfen sind. Dieselbe
Meinung wird von Prof . Thëvenoz vertreten. Im Kapitalmarkgeschäft werden häufig Trusts eingesetzt,
um kollektive Sicherheiten zu halten; für diesen Fall ist die Anknüpfung an das Sachstatut unzweckmäs-
sig und würde zu einer Zersplitterung der Rechtsverhältnisse führen, da die verschiedenen Sicherheiten
unterschiedlichen Rechten unterstünden. Hier ist eine einheitliche Anknüpfung eindeutig vorzuziehen,

2. 1.4. Publizität und Registrierung (Art. 149c IPRG)

Wie wir bereits in unserer Stellungnahme zu Ihrem Vorbericht festgehalten haben, ist dieses Kapitel für
die Schweizer Bankenindustrie von zentraler Bedeutung. Im Vorentwurf wurde noch in Analogie zum
Eigentumsvorbehalt nach Art. 715 ZGB für Trustverhältnisse Eintragung in öffentlichen Registern sowie
die Kennzeichnung des Trustverhältnisses bei Ordrepapieren vorgesehen. Durch die damals vorgeschla-
genen Publizitätsvorschriften wurde grundsätzlich die Schaffung von klaren Verhältnissen über die Zu-
sammensetzung des Trustvermögens und mithin die Festigung des Schutzes des guten Glaubens von
Dritten bezweckt. Wir begrüssen es sehr, dass unsere Bedenken beachtet wurden, und die Bestimmun-
gen im vorliegenden Bericht mit einigen Ausnahmen nicht übernommen wurden.

Wir weisen darauf hin, dass z.B. nach englischem Recht der gutgläubige Erwerber von veruntreutem
Trustvermögen in seinem Erwerb geschützt wird, soweit dieser gegen Entgelt erfolgte. Aus dem Trust
Begünstigte können ihre Rechte vindizieren (actio in rem), soweit ein EIwerber von veruntreuten Trust-
aktiven bösgläubig war oder diese unentgeltlich erlangt hat. Sobald das erworbene Trustgut verbraucht
ist, erlischt ein Anspruch gegen den Erwerber, ausser dieser habe arglistig gehandelt.

Die in Art. 149c IPRG vorgesehene Eintragungspflicht von Trustvermögen im Grundbuch / Schiffsregister
/ Luftfahrzeugregister sowie die EintragungspfËicht von Immaterialgüterrechten in den jeweiligen Regis-
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tern erachten wir als sinnvoll, da dIe entsprechenden Register bereits bestehen und sich der administra-
tive Mehraufwand in Grenzen hält.

Weiterhin fehlt eine klare Regelung im Gesetz, welchem Recht die Frage des Rechts auf "Tracing " und
Aussonderung untersteht

2.1.5. Anerkennung Ausländischer Entscheidungen (Art. 149d IPRG)

Diese Bestimmung erachten wir als sinnvoll und haben keine Bemerkungen.

2.2. Anpassungen im ZGB

Die im Vorentwurf aIs Varianten vorgeschlagenen Ergänzungen zum Schweizerischen Zivilgesetzbuch
wurden als überflüssig gestrichen. Einerseits teilen wir die Ansicht, dass diese Regelungen gemäss den
generellen Prinzipien des schweizerischen Zivilrechts bereits gegeben sind. Anderseits weist die Taßa-
che, dass im Zusammenhang mit der Anerkennung von Trusts insbesondere über das Recht auf Herab-
setzungsklage zahlreiche DiskussIonen stattgefunden haben. darauf hin, dass in diesem Bereich eine
klare Regelung notwendig ist. Wir empfehlen daher dringend, das Recht auf Herabsetzungsklage ent-
sprechend dem im Vorentwurf vorgeschlagenen Art. 528a ZGB ins Gesetz aufzunehmen. Der Klarheit
halber befürworten wir auch weiterhin, Vorschriften im Gesetz aufzunehmen, welche die Errichtung
eines Trust zu Lebzeiten des Settlors ohne entsprechende Gegenleistung der Begünstigten ausdrücklich
als unentgeltliche Zuwendung (neu Art. 208 Abs. 3 ZGB) resp. als Schenkung (neu Art. 527 Abs. 2 ZGB)
qualifizieren .

2.3 Anpassungen im OR

Wir befürworten den in diesem Entwurf eingeschlagenen Weg, in diesem Gesetzgebungsprojekt auf
eine Kodifizierung des Schweizerischen Treuhandrechts zu verzichten. Es besteht keine Notwendigkeit,
diesen Bereich selbständig gesetzlich zu verankern, da die bundesgerichtliche Rechtsprechung hierzu
eine saubere Basis bietet und sich bisher keine gravierenden Lücken gezeigt haben, die durch die Praxis
nicht hätten gelöst werden können.

2.4. Zu den vorgesehenen Anpassungen im SchKG

Zu dem in diesem Entwurf neu vorgeschlagenen Konzept im Bereich Schuldbetreibung und Konkurs
haben wir folgende zum Teil kritische Kommentare.

2.4.1 . Betreibung gegen Trustee persönlich

Wir teilen die Ansicht, dass bei Schulden, die der Trustee in indirekter Vertretung des Trust eingeht und
für die er somit persönlich haftet, grundsätzlich die bestehenden Regeln des SchKG genügen. Wir ge-
hen dabei davon aus, dass die Trustbestimmungen in der Regel vorsehen, dass der Trustee das Trust-
vermögen von seinem Vermögen getrennt zu verwalten hat. Wird nun der Trustee persönlich und nicht
als Vertreter des Trust betrieben, ist sicherzustellen, dass das Trustvermögen im Konkurs des Trustee
ausgesondert und der Konkurs über dessen Privatvermögen fortgesetzt wird. Der neue Art. 284b SchKG
festigt das Aussonderungsrecht im Sinne des Haager Übereinkommens und dient der Rechtssicherheit.
Im Vorentwurf wurde hier noch das Recht auf Aussonderung unter die Bedingung der Wahrung von
Publizitätsvorschriften gestellt. Im vorliegenden Entwurf wird auf eine entsprechende Beschränkung ver-
zichtet, zumal die Regelung in Bezug auf die Publizitätsvorschriften ebenfalls neu konzipiert wurde. Im
Übringen erachten wir es als sinnvoll, für die Geltendmachung der Aussonderungsansprüche auf die
bestehenden Regeln des SchKG zu verweisen (beachte insbesondere Art. 232 Abs. 2 Ziff. 2 SchKG, Art.
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242 Abs. 2 SchKG). Wir empfehlen aber, die Aussonderungsklage für den Trust auch weiterhin aus-
drückËich im Gesetz aufzunehmen, um in diesem Bereich die notwendige Rechtssicherheit zu gewähren.
Dabei verweisen wir auf den im Vorentwurf vorgeschlagenen Art. 242a Abs. 2 SchKG

2.4.2, Betreibung gegen Trustee als Vertreter des Trust

Wir befürworten die hier vorgeschlagene Lösung, Betreibungen für Schulden, für die das Trustvermögen
selber haftet, formell gegen den Trustee als Vertreter des Trust zu richten. Dadurch wird insbesondere
eine elegante Lösung in Bezug auf die im Vorentwurf hingewiesenen Schwierigkeiten bei der Anerken-
nung von schweizerischen Entscheiden im Ausland in diesem Bereich gefunden, ohne sich dabei vom
schweizerIschen Rechtskonzept abzuwenden.

Der Klarheit halber empfehlen wir, Art. 67 Abs. 1 Ziff. 4 um folgenden Satz zu ergänzen: " Will ein
Gläubiger eine Forderung gegen den Trust in Betreibung setzen, so ist im Betreibungsbegehren auf die-
sen Umstand hinzuweisen. "

Wir sind zudem der Ansicht. dass es einer klaren Regelung in Bezug auf den Betreibungsort bedarf, Wir
schlagen vor, Art, 284a Abs. 1 SchKG wie folgt zu ergänzen: " Die Betreibung erfolgt am Wohnsitz be-
ziehungsweise Sitz des Trustee. Hat kein Trustee Wohnsitz oder Sitz in der Schweiz, so erfolgt die
Betreibung am Ort, wo der Trust verwaltet wird. "

2.4.3. "Common law practice"

An dieser Stelle weisen wir darauf hin, dass die hier vorgeschlagene schweizerische Lösung den Trustee
weitergehend schützt, als dies gemäss der " common law practice " üblich ist. In " common law " Ländern
sind Trustees für ihre Handlungen in dieser Eigenschaft persönlich haftbar , haben aber ein Recht auf
Schadloshaltung aus dem Trustvermögen. Um eine Haftung mit seinem gesamten persönlichen Vermö-
gen zu vermeiden, muss z.B. gemäss englischem Recht der Trustee seine Haftung vertraglich auf das
Trustvermögen beschränken, aus welchem er sich dann schadlos halten kann. Wir sehen keinen stich-
haltigen Grund, warum die Schweiz in diesem wesentlichen Punkt von dem, was in angelsächsischen
Rechtsordnungen gilt. abweichen sollte.

2.4.4. Unterstellen von Trusts unter die Konkursbetreibung

In unserer Stellungnahme zum Vorbericht haben wir festgehalten, dass wir es als sinnvoll erachten,
Trusts der Konkursbetreibung zu unterstellen. In der Zwischenzeit haben wir uns eingehend mit dieser
Problematik auseinandergesetzt und kommen zum Schluss, dass davon abzusehen ist. Weil der Trust
weder eine natürliche noch eine juristische Person ist, kann er nicht der Konkursbetreibung unterstellt
werden. Z.B. kennt das englische Recht keine besonderen Vorschriften in Bezug auf insolvente Trusts.
Daraus haben sich offenbar bisher keine Schwierigkeiten ergeben. In einem solchen Fall wäre in einer
angelsächsischen Rechtsordnung der zuständige Richter anzurufen. Dieser müsste die angezeigte Ver-
waltung des Trustvermögens sicherstellen und gegebenenfalls die Liquidierung des Trust anordnen.
Auch in diesem Bereich empfehlen wir, die schweizerische Lösung der " common law practice " an-
zugleichen, und deshalb Art. 284a Abs. 2 und 3 SchKG (neu) zu streichen

2.4.5. Betreibungen, die nicht zum Konkurs des Trustee führen

Wir ersuchen Sie, im Gesetz ausdrücklich festzuhalten, dass auch bei Betreibungen gegen einen Trustee,
die nicht zu dessen Konkurs führen, ein Aussonderungsrecht gewährleistet ist. Wir empfehlen, einen
neuen Art. 108a SchKG im Sinne des Vorschlages von Prof. Thëvenoz ins Gesetz aufzunehmen
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2.5. Bewilligungspflicht

Für den Finanzplatz Schweiz ist es ist wichtig, Grundvoraussetzungen dafür zu schaffen, dass in der
Schweiz operierende Trustees die dafür notwendige Fachkompetenz aufweisen um letztendlich sicher-
zustellen, dass hierzulande ausschliesslich Trusts mit seriösem Hintergrund verwaltet werden. Wie wir
bereits in unserer Stellungnahme zu Ihrem Vorbericht betont haben, befürworten wir eine an qualifizie-
rende Voraussetzungen geknüpfte Bewilligungspflicht für schweizerische Trustees, die diese Dienstteis-
tung gewerbsmässig anbieten. Bei ausschliesslich privat tätigen Trustees kann u.E. von der Lizenzie-
rungspflicht abgesehen werden, da sich diese nicht an die Öffentlichkeit wenden und somit keine Not-
wendigkeit für einen entsprechenden Schutz besteht. Wir befürworten sehr, dass die Bewilligung, in der
Schweiz ats gewerbsmässiger Trustee zu fungieren, an drei Voraussetzungen geknüpft wird: eine ange-
messene Organisation und Fachkenntnis, die Gewähr für einwandfreie Geschäftsführung und ein vorge-
schriebenes Eigenkapital (u.E. in der Grössenordnung von CHF 1 Mio). Diese Kriterien sollten rückwir-
kend von allen gewerbsmässig tätigen Trustees erfüllt werden. Soweit in der Schweiz zugelassene Ban-
ken oder Effektenhändler als Trustees auftreten möchten, gehen wir davon aus, dass deren Lizenz die
Trustee-Lizenz einschliesst. Einzig bei den speziellen Sachkenntnissen wäre die Frage einer gesonderten
Prüfung zu stellen. An dieser Stelle weisen wir darauf hin, dass insbesondere in offshore Zentren für
gewerbsmässig tätige Trustees eine Lizenzierungspflicht besteht. Dabei werden von den Trustees einer-
seits einwandfreie operationelle Qualitätsstandards sowie eine hohe Eigenkapitalbasis verlangt. Es ist
wichtig, dass auch die Schweiz diesen Standard übernimmt, um sicherzustellen. dass in diesem komple-
xen Wirtschaftssegment sowohl qualitativ herausragende sowie seriöse Dienste angeboten werden

Wir erachten es als sinnvoll, wenn eine Lösung in diesem Bereich im Zusammenhang mit FINMA II ge-
sucht wird. Die Unterstellung von unabhängigen Vermögensverwaltern sowie weiteren Finanzinterme-
diären unter die umfassende Aufsicht durch die neue Behörde ist ein möglicher Ansatz, die im Bereich
Trustverwaltung eingangs erwähnte Grundvoraussetzung zu schaffen. Wir möchten aber dazu festhal-
ten, dass die Tätigkeit eines Trustee nicht mit derjenigen eines unabhängigen Vermögensverwalter ver-
glichen werden darf. Bei der letztgenannten Berufsgattung wird vorausgesetzt. dass Kenntnisse im Be-
reich der Vermögensverwaltung vorhanden sind. wohingegen in der Schweiz operierende Trustees mit
komplexen Sachverhalten konfrontiert werden und auch vertiefte Kenntnisse des angelsächsischen
Rechts verlangt werden. Aus diesem Grund ist es nicht stichhaltig, hier eine Parallele zu ziehen. Es ist
ferner in Betracht zu ziehen, dass der Zeitplan von FINMA II noch völlig offen ist - es wäre in Erwägung
zu ziehen, ob man für die Zwischenzeit eine Alternativlösung diskutieren möchte. Dabei betonen wir
erneut, dass dadurch das vorliegende Projekt in keiner Weise verzögert werden darf

2.6. Steuerliche Behandlung des Trusts

In Ihrem Vorschlag erwähnen Sie zu Recht, dass von Seiten der Steuerbehörden, der Kunden und der
Anbieter von Trustdienstleistungen ein Bedürfnis nach Rechtssicherheit auf diesem Gebiet besteht. Wir
begrüssen es daher sehr, dass unserem Wunsch, eine Arbeitsgruppe einzusetzen, die sich der steuerli-
chen Behandlung von Trusts annimmt, nachgekommen wird. Die Klärung der Unsicherheiten in diesem
Gebiet ist für den schweizerischen Finanzplatz von immenser Bedeutung. Wir empfehlen hingegen drin-
gend, dass die Arbeitsgruppe eine genügende Basis auf Gesetzesstufe erarbeitet, die Rechtssicherheit
sowohl auf Bundes- als auch auf kantonaler Ebene schafft. Wir erachten Lösungen, die lediglich auf
Kreisschreiben der entsprechenden Behörden basieren, als nicht adäquat - insbesondere auf kantonaler
Ebene werden Unsicherheiten bestehen bleiben. Sollten sich Bund und Kantone nicht zu einer bere-
chenbaren und im Verhältnis zu den andern Finanzplätzen, die Trust anbieten, kompetitiven Regelung
der Steuerfolgen durchringen, so werden die Ratifikation des Haager Übereinkommens und die vorge-
sehenen Gesetzesrevisionen toter Buchstabe bleiben und das Ziel, in erheblichem Umfang seriöses
Trustgeschäft in die Schweiz zu holen, verfehlt werden.
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Wir möchten aber nochmals betonen, dass das vorliegende Gesetzgebungsprojekt deshalb auf keinen
Fall verzögert werden darf, da dem nun eingeschlagenen Weg einer möglichst raschen Realisierung sehr
grosse Bedeutung zukommt.

Wir hoffen, mit diesen Vorschlägen einen substantiellen Beitrag zum Gelingen dieses Gesetzgebungs-
projektes, das für den schweizerischen Finanzplatz von grosser Bedeutung ist, zu leisten

Mit freundlichen Grüssen

UBS AG

A-/'+
Peter A. Wuffli
Präsident der Konzernleitung und CEO

Peter Kurer
Group General Counsel



VERNEHMLASSUNG DER UBS AG

zum Bundesbeschluss über die Genehmigung des Haager Übereinkommens über das auf
fn/515 anzuwendende Recht und über ihre Anerkennung sowie zum erläuternden
Begleitbericht zum Vernehmlassungsverfahren vom 16. September 2004

EXECUTIVE SUMMARY

1 . Grundsätzliches

8

•

•

•

Wir sind an diesem Thema sehr interessiert und haben uns auch im Vorfeld bereits intensiv für eine
rasche Ratifikation des Haager Übereinkommens kombiniert mit einer flankierenden Anpassung des
schweizerischen Rechts eingesetzt.
Der vorliegende Begleitbericht bildet eine gute Basis für den Ratifizierungsprozess.
Allfällige Unstimmigkeiten zwischen dem in Vernehmlassung gesetzten Entwurf und der " common
law practice " müssen beseitigt werden.
Wir befürworten den in diesem Entwurf eingeschlagenen Weg, in diesem Gesetzgebungsprojekt
auf eine Kodifizierung des Schweizerischen Treuhandrechts zu verzichten

2.

2.1.

Bemerkungen im Einzelnen

Anpassungen im IPRG

•

6

•

•

Wir erachten es als verfehlt, im Zusammenhang mit einem Trust von einem "Sitz" zu sprechen,
Dem Trust kommt keine eigene Rechtspersönlichkeit zu und es ist daher primär an den
Wohnsitz/Sitz des Trustee sowie subsidiär an den Ort der Verwaltung des Trusts anzuknüpfen.
Es ist im Gesetzestext ausdrücklich zu erwähnen, dass das durch die Trustbestimmungen
bezeichnete Gericht ausschliesslich zuständig ist.
Es ist im Gesetz eine klare Aussage zu machen. dass "constructËve trusts" und ähnliche
Rechtsgebilde nicht anerkannt werden
Die Anerkennung von Binnentrusts soll grundsätzlich ermöglicht werden, wobei in der Botschaft
wegweisende Kriterien für das Genügen des in Art. 149b Abs. 3 IPRG geforderten Auslandbezuges
aufzulisten sind. Insbesondere ist ein klarer Hinweis in der Botschaft zu machen. dass die
Nationalität als eInziger Anknüpfungspunkt in diesem Zusammenhang genügt.
Trusts mit reiner Sicherungsfunktion sind nach Art. 149b IPRG anzuknüpfen.
Wir befürworten die Streichung der ursprünglich vorgeschlagenen Eintragung von
Trustverhältnissen in öffentlichen Registern sowie deren Kennzeichnung bei Ordrepapieren.
Es fehlt eine klare Regelung, welchem Recht die Frage des Rechts auf "Tracing " und Aussonderung
untersteht

•

•

•

2.2. Anpassungen im ZGB/OR

•

9

Das Recht auf Herabsetzungsklage ist entsprechend dem im Vorentwurf vorgeschlagenen Art. 528a
ZGB ins Gesetz aufzunehmen.
Es sind Vorschriften im Gesetz aufzunehmen, welche die Errichtung eines Trust zu Lebzeiten des
Settlors ohne entsprechende Gegenleistung der Begünstigten ausdrücklich als unentgeltliche
Zuwendung (neu Art. 208 Abs. 3 ZGB) resp. als Schenkung (neu Art, 527 Abs. 2 ZGB) qualifizieren

- 1 -



2.3. Anpassungen im SchKG

•

•

•

•

•

Wir befürworten die gesetzliche Verankerung des Aussonderungsrechts sowie den Verzicht, das
Recht auf Aussonderung unter die Bedingung der Wahrung von Publizitätsvorschriften zu stellen
Die Aussonderungsklage für den Trust ist ausdrücklich im Gesetz aufzunehmen .
Wir befürworten die vorgeschlagene Lösung, Betreibungen für Schulden, für die das Trustvermögen
selber haftet, formell gegen den Trustee als Vertreter des Trusts zu richten.
Es ist im Gesetz klar zu regeln, wo eine Betreibung für Schulden eines Trustvermögens zu erfolgen
hat (unser Vorschlag: primär am Wohnistz/Sitz des Trustee und subsidiär am Ort der Verwaltung des
Trusts)
Die vorgeschlagene schweizerische Lösung schützt den Trustee weitergehend, als dies gemäss der
" common law practice " üblich ist. Wir empfehlen, in Anlehnung an das angelsächsische Recht
Trustees für ihre Handlungen in dieser Eigenschaft persönlich haftbar zu machen, mit Recht auf
Schadloshaltung aus dem Trustvermögen.
Es ist davon abzusehen, Trusts der Konkursbetreibung zu unterstellen.
Es ist im Gesetz ausdrücklich festzuhalten, dass auch bei Betreibungen gegen einen Trustee, die
nicht zu dessen Konkurs führen, ein Aussonderungsrecht gewährleistet ist.

•

•

2.4. Bewilligungspflicht

•

•

•

Trustees, welche diese Dienstleistung gewerbsmässig anbieten, sollen einer Lizenzierungspflicht
unterstehen .
Die Bewilligung soll an drei Voraussetzungen geknüpft werden: eine angemessene Organisation
und Fachkenntnis, die Gewähr für einwandfreie Geschäftsführung und ein vorgeschriebenes
Eigenkapital (u.E. CHF 1 Mio).
Soweit in der Schweiz zugelassene Banken oder Effektenhändler als Trustees auftreten möchten,
sollte deren Lizenz die Trustee-Lizenz einschliessen. wobei bei den speziellen Sachkenntnissen die
Frage einer gesonderten Prüfung zu stellen wäre.

2.5. Steuerliche Behandlung des Trusts

• Die Schaffung der Rechtssicherheit in diesem Bereich ist von zentraler Bedeutung und wir
begrüssen die Schaffung der Arbeitsgruppe, die sich mit dieser Problematik auseinandersetzt. Wir
empfehlen. dass diese Arbeitsgruppe eine genügende Basis auf Gesetzesstufe erarbeitet, die
Rechtssicherheit sowohl auf Bundes- als auch auf kantonaler Ebene schafft.
Das vorliegende Gesetzgebungsprojekt darf dadurch auf keinen Fall verzögert werden•
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Vernehmlassung zum Bundesbeschluss über die Genehmigung des
Haager Trust-Übereinkommens

Sehr geehrte Damen und Herren

Ihrer Aufforderung folgend möchte ich zum vorgeschlagenen Text des Bundes-
beschlusses über die Genehmigung des Haager Trust-Übereinkommens einige
Bemerkungen anbringen.

1. Allgemeines

Ich befürworte sehr die Absicht, das Haager Trust-Übereinkommen zu ratifizie-
ren. Zwar ist es aufgrund der Auslegung der Bestimmung des IPRG des Gesell-
schaftsrechtes möglich, heute schon den rechtsgeschäftlicht errichteten angel-
sächsischen Trust angemessen zu erfassen. Dies geschieht insbesondere durch
die kaum bestrittene und vom Bundesgericht gutgeheissene Subsumption des
Trusts unter die "organisierten Vermögenseinheiten" gemäss Art. 150 Abs. 1
IPRG. Doch bringt die Ratifikation des Trust-Übereinkommens Vorteile, die im
Begleitbericht vom 25. Oktober 2004 sub 1.4.3 zutreffend dargelegt sind.

2. Der soq. Binnentrust

Ich habe in meinem Gutachten zu Handen des Direktors der Justizabteilung
vom 2. Juni 2004 hingewiesen, dass unter der Herrschaft des IPRG ein nach ei-
nem angelsächsischen Recht errichteter Trust als gültig angesehen wird, auch
wenn er ausser dem Gründungsvorgang keine Berührungen mit dem Grün-
dungsstaat aufweist. Wie der Bericht zu Recht festhält, ist mit dem Entscheid
BGE 117 I1 494 die frühere BLIndesgerichtspraxis, wonach in einem solchen Fall
eine Rechtsumgehung anzunehmen sei, aufgegeben worden. Der Bundesge-
richtsentscheid steht in Übereinstimmung mit dem EuGH, der in den Entschei-
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den Überseering (5.11.2002, RS C-2008/00) und Inspire Art (30.9.200, 2003),
in welchen aufgrund der FreizügIgkeit dem Inkorporationsprinzip absoluter Vor-
rang vor dem Sitzprinzip eingeräumt und jede Beschränkung durch Vorkehren
des Sitzstaates zur Bekämpfung von "pseudo-foreign corporations" als unzuläs-
sig bezeichnet wird .1

Was für Gesellschaften gilt, muss auch für Trusts gelten. Der in Klammern ge-
setzt Art. 149b Abs. 3 IPRG (neu) sollte keinesfalls in den endgültigen Text auf-
genommen werden. Die Unbeachtlichkeit der Rechtswahl auf ein ausländisches
Recht, wenn ausser der Rechtswahl kein weiterer Bezug besteht, würde es z.B.
einem Engländer mit Wohnsitz in der Schweiz nicht erlauben, einen Trust nach
englischem Recht mit einem schweizerischen Trustee und Verwaltung des
Trusts in der Schweiz zu errichten. Die Nationalität wird im internationalen Ver-
trags- und Trustrecht nicht als ausreichender Auslandbezug angesehen. Der
Vorbehalt in Art. 149b Abs. 3 würde einen gewichtigen Rückschritt gegenüber
dem heutigen Rechtszustand beinhalten.

h

3. Das Problem der Unterhaltsstiftunq

}
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Art. 335 Abs. 2 ZGB spielt in der international Trustpraxis nach wie vor eine er-
hebliche Rolle. Ich habe in meinem Gutachten auf den Fall Thyssen betr. Ber-
muda Trust hingewiesen, in welchem die Frage, ob Art. 335 ZGB als "lol
d'application immëdiate" zu gelten habe, im Zentrum der Auseinandersetzung
stand und zu einem (,utachtenkrieg geführt hat. Die optimistische Annahme im
Begleitberichtr wonach Art. 335 Abs. 2 ZGB in der Praxis und Lehre keine un-
mittelbare Anwendung nach Art. 18 und 19 IPRG mehr zukomme, vermag ich
nicht zu teilen. Wenn mit dem Bericht (sub 1.4.1.1) davon auszugehen ist/ dass
Art. 335 ZGB ''aus heutiger Sich aus doch wohl auf eher überholt sittlichen
und ideologischen ... Erwägungen beruht", läge es nahe, Art. 335 Abs 2 zu
streichen und Abs. 1 durch die Einfügung des Wortes "Unterhalt" nach "Unter-
stützung" zu ergänzen. Damit würde ein grosses Hindernis beim Trust wegfal-
len. Ein solcher Schritt würde auch der Motion Suter/Pelli entsprechen- Es kann
nicht übersehen werden1 dass der von Privaten zu Privatzwecken errichtete
Trust in vielen Fällen Unterhaltscharakter hat. Die Gesetzgebung in Zusam-
menhang mit der Ratifikation des Trustabkommens wäre der geeignete Anlass
für eine Revision des ZGB.

4. Reform des Treuhandrechts

Die im Bericht (sub 2.3) erwähnte KodifËkation des Treuhandrechtes/ wie sie im
Entwurf Thëvenoz vorgesehen war, erscheint mir bei Anerkennung des (aus-
ländischen) Trusts dringend notwendig. Vor allem die Aussonderung des Treu-
gutes im Konkurs des Treuhänders sollte endlich gesetzlich verankert werden
Eine solche Kodifizierung ist nach der Anerkennung des Aussonderungsrechts

0

1 Vgl. F. Vischer, Die Bestimmung des Personalstatus einer Gesellschaft, Auswirkungen der Ur:
teile des EuGH i.S. Überseering und Inspire Art Ltd. aus schweizerischer Sicht in: FS Ernst
Kramer, Zürich 2004, S. 985ff.
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bezüglich des Trustvermögens (Art. 248b SchKG neu) auch im Blick auf eine
einheitliche Wertung im schweizerischen Privat- und Zwangsvollstreckungsrecht
notwendig .

5. Bemerkungen zu einzelnen Bestimmungen des Kap. 9a IPRG (neu)

Art. 149a Abs. 1 IPRG (neu)

(

Wenn die Regelung des Trust alle rechtsgeschäftlichen Trusts erfassen soll (und
nicht nur Trusts, die unter den sachlichen Anwendungsbereich des Haager
Übereinkommens fallen, vgl. Bericht 2.1 S. 30), sind die Worte "im Sinne von
Art. 2 des Haager Übereinkommens ...." überflüssig, ja verwirrlend. Die Worte
sollten m.E. gestrichen werden.

Art. 149b Abs. 3 IPRG (neu)

Auf die Notwendigkeit, Abs. 3 nicht in das IPRG aufzunehmen, ist bereits oben
sub. 2 hingewiesen worden.

Art. 149c IPRG (,neu)

Die Publizitätsvorschriften gehören als rein materiell-rechtliche Bestimmungen
nicht in das IPRG: Es wäre m.E. bedauerlich, wenn der Charakter des IPRG als
Gesetz für das schweizerische Kollisionsrecht verfälscht würde. Eine Einordnung
der Bestimmungen in die jeweiligen materiellrechtlichen Gesetze dürfte keine
allzu grossen Schwierigkeiten bereiten.

Die materiellrechtlichen Bestimmungen, welche in Art. 149c IPRG (neu) ge-
nannt sind, werden kaum vollständig bleiben. So geben z.B. Aktien, die auf ei-
nen Nominee im Aktienregister eingetragen werden sollen, besondere Probleme
auf. Sehr oft sind die Nominees Treuhänder im Sinne von Trustees.2 Bei einer
Aktienrechtsreform könnte es sich empfehlen, hierüber besondere Bestimmun-
gen in das OR und nicht in das IPRG aufzunehmen.

Art. 149d IPRG (neu)

Es erscheint richtig, dass auch ausländische Urteile, die nicht am Wohnsitz des
Beklagten ergangen sind, selbst dann anerkannt werden, wenn dieser seinen
Wohnsitz in der Schweiz hatte. ARt. 30 Abs. 2 BV erlaubt eine Abkehr von der
Wohnsitzgarantie durch Gesetz. Art. 149d Abs. 1 lit.d behält die (schweizeri-
sche) Wohnsitzgarantie für den Fall vor, dass im (ausländischen) Staat am Sitz
des Trusts Entscheide betreffend Gültigkeit, Wirkung, Verwaltung/ Anderung
oder Beendigung des Trusts eines Drittstaates, der nicht im Katalog der indi-
rekten Zuständigkeiten genannt ist, anerkannt werden. Ist für diesen Fall die
Voraussetzung, dass der Beklagte seinen Wohnsitz nicht in der Schweiz hatr
notwendig? Der Bericht verweist auf die Regelung in Art. 165 IPRG. Doch ent-
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stand das IPRG unter der Herrschaft von Art. 59 alt BV und behält deshalb
durchgehend bei den direkten und indirekten Zuständigkeiten den Fall vor, dass
der Beklagte Wohnsitz in der Schweiz hat.

Art. 284b SchKG (neu)

Trustvermögen besteht oft aus Bankguthaben und Wertschriften. Für das be-
wegliche Vermögen bestehen keine Publizitätsvorschriften. Doch muss auch für
solche Werte die Aussonderung im Konkurs gelten (Art. 284b SchKG (neu)).

Nicht befriedigend erscheint mir, dass für das Widerspruchsverfahren bei der
Pfändung eines Trustee nicht der Trust ausdrücklich als "Dritter" bezeichnet
wird (Art.b 106 SchKG). Letztlich liegt die gleiche Situation wie bei der Ausson-
derung im Konkurs vor. Das Haager Übereinkommen in Art. 11 Abs. 3 lit.b ver-
langt, dass das Vermögen des Trusts "im Fall der Zahlungsunfähigkeit (im eng-
lischen Text '’insolvency") oder des Konkurses nicht Bestandteil des Vermögens
des Trustee ist". Dies schliesst auch die Pfändung ein.

Mit fr. In Grüss

C/h,
, 1, 4- 1

Prof. Dr. Frank Vischer
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